Wien, München, Prag 


Drei Ereignisse sollten zu drei Etappen auf dem Wege zum Zweiten 

Weltkrieg werden: 

1. Der Anschluß Österreichs an das Deutsche Reich 

2. Die Konferenz von München Ende September 1938 

3. Hitlers Einmarsch in Prag am 15. März 1939. 
Alle drei Ereignisse müssen objektiv in ihrer wirklichen Bedeutung ge- 
wertet und an den richtigen Platz im Gesamtzusammenhang gestellt 
werden. 


Der Anschluß Österreichs: 

Die Bevölkerung Österreichs ist deutsch, denkt, fühlt und spricht 
deutsch. Wien war ein halbes Jahrtausend deutsche Reichshauptstadt, 
fast zehnmal solange wie Berlin. Lediglich von 1806 bis 1815 und 
von 1866 bis 1938 war Österreich im Verlauf seiner Geschichte nicht 
in einer staatlichen oder bundesvertraglichen Gemeinschaft mit dem 
übrigen Deutschland. Die österreichische Nationalversammlung hatte am 
12. 11. 1918 einstimmig den Anschluß an das Deutsche Reich beschlossen. 
Der neue Staat hatte von der Nationalversammlung im Jahre 1918 
den Namen „Deutsch-Österreich“ erhalten. 

Die Versailler Sieger hatten der österreichischen Bevölkerung das 
Selbstbestimmungsrecht verweigert. Der Anschluß, besser, die Wieder- 
vereinigung mit Deutschland blieb verboten, der Name „Deutsch-Öster- 
reich“ ebenfalls. Der sozialdemokratische Bundeskanzler Karl Renner 
erklärte am 6. 9. 1919 in der Wiener Nationalversammlung: 

„Deutsch-Österreich wırd niemals darauf verzichten, die Wiederver- 
einigung mit dem Deutschen Reich als das Ziel seiner friedlichen Politik 
zu betrachten.“!) 

Am 4. 10. 1922 forderte Renner angesichts der Kredite an Österreich 
unter Garantie des Völkerbundes (Finanzkontrollkommission) „den An- 
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schluß an den Staat, zu dem wir der Natur der Dinge nach gehören, 
als einzige Lösung“?). 1920/21 sind in Kärnten, Tirol, Salzburg und 
Steiermark Volksabstimmungen durchgeführt worden, die zu 99 Vo für 
einen Anschluß an Deutschland ausgefallen waren. Volksabstimmungen 
in den übrigen Provinzen Österreichs sind von Frankreich verboten 
worden. Konnte auf diese Weise der Wille Österreichs für eine Ver- 
einigung mit Deutschland demonstriert werden, so war der Wille des 
Deutschen Reiches ebenfalls eindeutig zum Ausdruck gebracht worden: 
Der Artikel 61, Absatz 2 der Weimarer Verfassung handelte vom An- 
schluß Deutsch-Österreichs an das Deutsche Reich. Er blieb als Bekennt- 
nis zu dem hohen Ziel der nationalen Weiterentwicklung formell Be- 
standteıl der Weimarer Verfassung, ungeachtet dessen, daß infolge des 
Einspruchs der Versailler Sieger die Ausführung des Absatz 2 ruhen 
mußte. 


Auch in den folgenden Jahren verbot Frankreich (im Zeitalter der 
europäischen Integration!) teils auch mit wirtschaftlichem Druck jede 
wirtschaftliche An ıäherung Österreichs an Deutschland, konkret: die 
1931 geplante deutsch-österreichische Zollunion. 


Hatten die Versailles Mächte auf diese Weise den Willen der öster- 
reichischen Bevölkerung vergewaltigt und Krisen und Unruhen, Bürger- 
kriegsgefahren, soziales und wirtschaftliches Elend, sogar das Verbot 
aller Parteien mit Ausnahme der „Vaterländischen Front“, Diktatur und 
Notstandsgesetze in Kauf genommen, so stand es ihnen schlecht zu Ge- 
sicht, Jahre später ihre erneute Einmischung in österreichisch-deutsche 
Belange mit der „Rettung der Demokratie“ in Österreich zu begründen. 
Denn seitdem die Regierung Dollfuß Anfang März 1933 in einem 
Staatsstreich die Verfassung außer Kraft gesetzt und Österreich fortan 
diktatorisch regiert hatte — ebenso wie sein Nachfolger Dr. Schuschnigg 
— war Österreich kein „friedlicher, demokratischer“ Staat mehr. Zwei 
blutige Revolutionen hatte das Land hinter sich; gefüllte Konzentra- 
tionslager (wie auch in Polen) — sogenannte Anhaltelager — gehörten 
zur Begleiterscheinung der dort herrschenden Diktatur. Ein nicht zu 
unterschätzender Teil des wirtschaftlich, geistig und moralisch not- 
leidenden Volkes — nicht nur Anhänger des Nationalsozialismus! — 
stand der Regierung scharf ablehnend gegenüber! Freie Wahlen sind 
dort von 1932—1938 nicht durchgeführt worden. 


Ohne auf alle Einzelheiten der Geschichte Österreichs seit 1919 eın- 
zugehen, läßt sich doch grundlegend sagen, daß „der innere Druck auf 
die Regierung Schuschnigg 1935 und Anfang 1936 immer deutlicher 
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spürbar“ wurde®). Teils ergab sich dieser „innere Druck“ aus der par- 
teipolitischen, teils aus der wirtschaftlichen Situation des Landes, teils 
aus der außenpolitischen Isolierung, teils aus dem Umstand, daß der 
wachsende Wohlstand, das Absinken der Arbeitslosigkeit, die Zunahme 
der industriellen Produktion, die außenpolitische Zugkraft des Einheits- 
willens in Deutschland die Kontraste zur chronischen Misere in Öster- 
reich eindrucksvoller denn je werden ließen. 


Zur außenpolitischen Lage: Großbritannien hatte wenig Interesse, 
einem Land den Rücken zu stärken, das sich im Abessinienkrieg 1935/36 
hinter Italien gestellt hatte. Volksfront-Frankreich fand keine ideolo- 
gischen Bande zu einem katholischen, autoritären System, war hingegen 
auf seine Versailler Rolle als Aufpasser und Mitbestimmer Österreichs 


sehr bedacht. 


Umgekehrt war sich die österreichische Bevölkerung bewußt, daß 
Frankreich seit 1919 alles getan hatte, um den Anschluß an das Reich 
zu verhindern und die Wirtschaftsnot in Österreich zu fördern. Die 
Tschechen, Slowaken, Rumänen, Slowenen, Serben, Kroaten hingegen 
hatten nicht die monarchistischa Klammer Österreich-Ungarns abge- 
streift, um sıch danach freundschaftlich mit Wien zu liieren. 


„Alles, was sich ın den dreißiger Jahren vollzieht, ist solcherart nur die 
logische Weiterentwicklung von Versailles und Saint-Germain. Die Zer- 
schlagung der Donaumonarchie hat Europa östlich des Rheins in einen 
Hexenkessel widersprechender Lebensinteressen verwandelt, und die 
Folgen wirkten sich letzten Endes am schlimmsten bei dem Schwächsten 
aus: Österreich. Die Eifersucht der Großmächte untereinander hat den 
Zusammenbruch des widernatürlichen Systems bisher verhindert und da- 
mit Österreich am Leben erhalten. 


Österreich, hin- und hergestoßen, als Prellbock benützt, ist allein hilf- 
los. Seine einzige Rückendeckung ist Italien. Die Rückendeckung fällt, 
als Mussolini sich zum Angriff auf Abessınien entschließt. Anstelle des 
Kampfes gegen Hitler muß zwangsläufig der Versuch treten, mit Hitler 
zu einem Übereinkommen zu gelangen, das Österreich am Leben läßt. 


Zum Träger dieses Versuches wird Schuschnigg — er bemüht sich vier 
Jahre lang um die Lösung eines Problems, das einfach unlösbar ist, weil 
das nationalistische Prinzip die Existenz eines zweiten deutschen Staates 
ideologisch ausschließt und weil Hitler die reale Macht besitzt, seine 
Ideologie in die Praxis umzusetzen.“®) 

Als schließlich Hitler und Schuschnigg am 11.7.1936 einen Vertrag 
schlossen, der einen Interessenausgleich zwischen Österreich und dem 
Deutschen Reich, Verzicht auf Einmischung in die inneren Angelegen- 
heiten des Nachbarn, Anerkennung der Unabhängigkeit und Belebung 
des wirtschaftlichen und kulturellen Austausches vorsah, mußten sich die 
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bereits vor dem Abkommen abzeichnenden innen- und außenpolitischen 
Gewichtsverlagerungen zu ungunsten der österreichischen Regierung in 
verstärktem Maße fortsetzen. 


„Man hat eine Aufhebung des Verbots gewisser Zeitungen verein- 
bart.... 

Eine Lawine nationalsozialistischer Propaganda geht solcherart vom 
11. Juli 1936 an über Österreich nieder, ganz offiziell, alles im Rahmen 
des Vertrages. Was nützt da schon, wenn die ın Deutschland zuge- 
lassenen Österreichischen Zeitungen brav und regierungstreu den öster- 
reichischen Menschen feiern. Die Deutschen lesen diese Zeitungen nicht 
einmal, sie wollen ja schließlich nicht an Österreich angeschlossen werden. 
Die 1 000-Mark-Sperre wird aufgehoben — der unerträglich gewordene 
Schrumpfungsprozeß des Fremdenverkehrs läßt etwas nach, aber dafür 
kommt mit jedem deutschen Touristen ein gewollter oder ungewollter 
Propagandaredner ins Land. Hakenkreuzfahne auf dem Auto oder auf 
dem Rucksack — die Hakenkreuzfahne für deutsche Staatsbürger ist 
natürlich erlaubt! .... 

.. aber sie kommen zugleich als freiwillige oder unfreiwillige De- 
monstrationsobjekte des nationalsozialistischen Aufbaues. ... 

Auf die Österreicher aber muß es angesichts der weiterwirkenden Wirt- 
schaftskrise, der kaum gesenkten Arbeitslosenzahlen, der innenpoliti- 
schen Unsicherheit und des Unlustgefühls großer Bevölkerungskreise 
mit einer autoritären Regierung als permanente Anschlußpropaganda 
wirken.... 

Aber daß die 15583 Häftlinge beispielsweise, die bis 1. Jänner 1937 
freigingen, nach wie vor fanatische Nationalsozialisten sein würden, 
das hatte man offenbar vergessen.“*) 


Noch weiteres bleibt zu beachten: 


„Drei Punkte dieses Abkommens (vom Juli 1936) wurden veröffentlicht 
— Anerkennung der österreichischen Souveränität durch Deutschland, 
gegenseitige Nichteinmischung in innere Angelegenheiten und die Fest- 
stellung, daß Österreichs Außenpolitik darauf beruhe, daß sich Oster- 
reich als deutscher Staat betrachte. Wichtiger aber waren die nıcht 
veröffentlichten Zusatzpunkte. Sie betrafen die Einstellung des gegen- 
einander geführten Pressekrieges — woran sich im wesentlichen nur 
Deutschland hielt —, eine Amnestie für die zahlreichen politischen 
Häftlinge ın Österreich und anderes. Entscheidend aber war, daß 
Österreich in den Zusatzpunkten eingewilligt hatte, der ‚Nationalen 
Opposition‘ einen Teil der Regierungsverantwortung zu übertragen. 
Die ‚Nationale Opposition‘ — das waren nun, nach Hitlers Macht- 
übernahme in Deutschland, natürlich die österreichischen National- 
sozialisten. Außerdem sollte zu einem gegebenen Zeitpunkt — ein Ter- 
min war nicht festgelegt worden — eine Volksabstimmung über die 
Vereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich durchgeführt werden. 


Hitler hatte dieses Abkommen durchaus ehrlich gemeint. Er war davon 
überzeugt, daß dieses Abkommen mit den nichtveröffentlichten Zusatz- 
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punkten eines Tages zu einer Regierung der ‚nationalen Einheit‘, wie 
er das nannte, führen würde. Die vorgesehene Volksabstimmung, daran 
glaubte er fest, würde eine Mehrheit von mindestens 70 %/o für die Ver- 
einigung der beiden deutschen Staaten bringen. 


Doch jetzt, anderthalb Jahre nach der Unterzeichnung dieses Abkom- 
mens, ıst ganz klar, daß die österreichische Regierung das Abkommen 
anders ausgelegt hat als Hitler. Für die Regierung in Wien lag die 
Betonung auf der zugestandenen Souveränität und der gegenseitigen 
Nichteinmischung, nicht aber in der Regierungsbeteiligung der ‚Natio- 
nalen Opposition‘, und schon gar nicht ın der für irgendwann vor- 
gesehenen Volksabstimmung über die Vereinigung mit Deutschland, die 
höchstwahrscheinlich ıhr, der österreichischen Regierung, eigenes Ende 
bedeutet hätte.“>) 


Dies sind in der Tat einige der Ursachen, die Bundeskanzler Schusch- 
nıgg im Dezember 1937 bewogen haben, eine persönliche Aussprache mit 
Hitler anzuregen. Hitler griff diese, von seinem Botschafter in Wien, 
Franz von Papen, übermittelte Idee auf und lud Dr. Schuschnigg im 
Februar 1938 nach Berchtesgaden ein®). Der Bundeskanzler trat die 
Reise an, nachdem er Mussolini sowie den englischen und französischen 
Gesandten über seine Absicht informiert hatte, und diese ıhr Einver- 
ständnis gegeben hatten”). Hitler forderte in der Unterredung mit Dr. 
Schuschnigg nicht etwa die Einverleibung Österreichs in das Deutsche 
Reich, sondern legte lediglich Wert auf eine deutsch-bewußte, innen- 
politisch friedliche und wirtschaftlich vernünftige Politik Österreichs. 
Er bestand nicht einmal darauf, die NSDAP in Österreich wieder zu- 
zulassen. Hingegen bat er, die österreichischen Nationalsozialisten nicht 
durch gewaltsamen Ausschluß aus der Einheitspartei, der „Vaterländi- 
schen Front“, in den Untergrund zu treiben. Mag Hitler auch während 
der Unterredung auf den österreichischen Bundeskanzler „Druck ausge- 
übt“ haben, und sei es durch das Herbeirufen einiger deutscher Generale 
in der Pause, so ıst doch kein Außenstehender dazu berufen, sich zum 
Moralprediger oder Richter darüber zu ernennen, in welcher Weise sich 
zwei Staatsmänner in einer Unterredung zu einigen haben und welche 
Gepflogenheiten bei Verhandlungen erlaubt sind oder nicht. Hitler war 
in dieser Unterredung mit Dr. Schuschnigg der weitaus stärkere und 
befähigtere, was sich im Verhandlungsergebnis naturgemäß — ob mit 
oder ohne „Druck“ — widerspiegeln mußte. 


„Unhaltbar ist Schuschniggs Behauptung, er sei auf dem Berghof über- 
raschend vor eine völlig neue Lage gestellt worden. Schon aus den 
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Göring-Briefen mußte er die Forderungen Hitlers kennen, und ein 
Vergleich seiner Punktationen (innenpolitische Vorschläge zur An- 
gleichung der deutsch-österreichischen Interessen) mit dem Hitlerschen 
Programm wird zeigen, wie gering die Unterschiede tatsächlich sind.... 
Der Vergleich der paraphierten Abmachungen mit den Punktationen 
ergibt, daß nur in der Frage der Neubesetzung des Innenministeriums 
samt der Polizei ein wesentliches Zugeständnis gemacht worden war, das 
über die von Schuschnigg vorgesehenen Konzessionen hinausging.“®) 


Franz von Papen bestätigte, daß die Konferenz einen beiderseits zu- 
friedenstellenden Abschluß gefunden und (in einem Bericht zwei Tage 
nach der Unterredung) daß „Schuschnigg tief beeindruckt, gestern und 
heute scharfen Kampf mit allen Gegnern einer Befriedung geführt hat, 
da er entschlossen ist, die Zusage von Berchtesgaden durchzuführen“®?). 
Seinem Polizeidirektor Skubl antwortete Schuschnigg auf dessen Frage, 
welchen Eindruck Hitler auf ihn gemacht habe, 


„ich muß sagen, er hat etwas von einem Seher.“1P) 


„In Berchtesgaden hat sich Schuschnigg noch nicht endgültig gebunden, 
sondern vereinbart, daß er sich erst nach drei Tagen ım Sinne des Ab- 
kommens verpflichtet fühle, weil er es zunächst mit seiner Regierung 
besprechen müsse. “11) 


Am 15. 2. 1938 teilte die österreichische Regierung Hitler mit, daß 
die Abmachungen von Berchtesgaden angenommen, und am 18. 2., daß 
die politischen Klauseln bereits durchgeführt seien!?). Auch Hitler hatte 
sich an die Abmachungen gehalten und rief den Parteiführer Leopold 
aus Österreich ab, um eine illegale Tätigkeit der NSDAP Österreichs 
unmöglich zu machen. 


„Die österreichische Affäre ist nicht von Hitler in Gang gebracht worden. 
Sıe war überraschend auf ıhn zugekommen, und er ergriff die Chance 
wie immer. Es gab hier keine geplante Aggression, nur eilige Impro- 
visation.... 


Am Tage nach dem Gespräch mit Dr. Schuschnigg: Leopold, der Führer 
des Nazi-Untergrundes in Österreich, wurde zu Hitler befohlen; ıhm 
wurde erklärt, daß seine Aktivität unsinnig sei, und befohlen, mit 
seinen Hauptgefährten Österreich zu verlassen. Einige Tage später sah 
Hitler diese Nazis wieder, teilte ihnen weiter mit, daß er darauf be- 
stehe, den evolutionären Kurs einzuschlagen, ungeachtet dessen, ob die 
Erfolgsmöglichkeit heute vorausgesehen werden könne oder nicht. Das 
Protokoll, das von Schuschnigg unterzeichnet war, war so weitreichend, 
daß, wenn es vollständig ausgeführt worden wäre, das österreichische 
Problem automatisch gelöst gewesen wäre.“ 


8) ebenda S. 466 und 476. 
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„Hitler war zufrieden. Er unternahm keine Vorbereitungen für eine 
Aktion, sondern wartet leidenschaftslos auf die heranreifende auto- 
matische Lösung.“ 1?) 


Der österreichische Bundeskanzler führte „eine entschlossene Kam- 
pagne, die Februarkrise zu verharmlosen“!*) und erließ auch an seine 
Diplomaten im Ausland Weisungen des Inhalts, daß die Berchtesgadener 
Konferenz zur Zufriedenheit verlaufen sei und alle ausländischen Vor- 
haltungen im Sinne einer Beruhigung abzuweisen seien. 


„Die anfängliche Propagandalinıe der Vaterländischen Front war sogar 
so weit gegangen, Berchtesgaden als ‚ausgemachten persönlichen Erfolg‘ 
Schuschniggs zu bezeichnen.“15) 


Selbst der Beschwichtigungsgegner Eden, der aus Protest gegen den 
zu milden Kurs der britischen Regierung in der Italien- und Österreich- 
Frage am 20. Februar 1938 von seinem Posten als Außenminister zu- 
rücktrat, erklärte noch am 17. und 18. Februar im Unterhaus, 


„daß weder vor noch nach der Begegnung von Berchtesgaden irgendein 
Ansuchen um Rat oder Unterstützung aus Wien in London eingegangen 
sei.“ 


„Österreich hat, nach den mir vorliegenden Informationen, seine Be- 
ziehungen zum Deutschen Reich... in Berchtesgaden in einer, wie wir 
hoffen können, günstigen und dauerhaften Weise im Wege einer un- 
mittelbaren, eingehenden Aussprache zwischen den Regierungschefs bei- 
der Staaten ohne die geringste Erschütterung zu bereinigen vermocht.“16) 


Die Londoner „Times“ vermerkte am 14. Februar, daß 


„kein Anlaß bestehe, über ein Abkommen zu streiten, mit dem der 
Führer, der Duce und Herr von Schuschnigg offenbar zufrieden sind,“ 


und ergänzte in einem Leitartikel wenige Tage später: 


„Im Grunde ist ein enges Einverständnis zwischen den beiden deutschen 
Staaten das Natürlichste der Welt. Eines der unvernünftigsten, zer- 
brechlichsten und herausforderndsten künstlichen Gebilde der Friedens- 
verträge war das Verbot der Einverleibung Österreichs in das Reich. . 
Die Vögel kehren in ihr Nest zurück. Österreich kann niemals anti- 
deutsch sein. Das ist letzten Endes die wirkliche Stärke der Ansprüche 
des Reiches auf Österreich und die wirkliche Schwierigkeit eines öster- 
reichischen Kanzlers, wenn er die Selbständigkeit Österreichs verteidigen 
und abgrenzen muß.“17) 


Hitler hatte für den 20. Februar 1938 eine Reichstagsrede ange- 


kündigt und bereits beim Abschied vom Berghof Schuschnigg versichert, 
daß er in dieser Rede einen offiziellen freundlichen Kommentar durch- 


13) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 142—144. 
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geben werde!®). Erstmals wurde eine Rede Hitlers im österreichischen 
Rundfunk verbreitet!?). Hitler erklärte an diesem 20. Februar u. a.: 


„In Verbindung damit (Entspannung der Beziehungen) sollte eine große 
Befriedungsaktion eintreten durch eine Generalamnestie und eine bessere 
Verständigung der beiden Staaten durch ein nunmehr engeres freund- 
schaftliches Verhältnis auf den verschiedenen Gebieten einer politischen, 
personellen und sachlich wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Dies alles ist 
eine Ergänzung im Rahmen des Abkommens vom 11. Juli (1936). 

Ich möchte an dieser Stelle vor dem deutschen Volke dem öster- 
reichischen Bundeskanzler meinen aufrichtigen Dank aussprechen für das 
große Verständnis und die warmherzige Bereitwilligkeit, mit der er 
meine Einladung annahm und sich bemühte, gemeinsam mit mir einen 
Weg zu finden, der ebensosehr im Interesse der beiden Länder wie im 
Interesse des gesamten deutschen Volkes liegt, jenes gesamten deutschen 
Volkes, dessen Söhne wir alle sind, ganz gleich, wo die Wiege unserer 
Heimat stand.“20) 


Am 24. Februar, also nur wenige Tage später, antwortete Bundes- 
kanzler Schuschnigg in einer ebenfalls vom Rundfunk übertragenen 
Rede vor dem von niemandem gewählten ‚Parlament‘: 

„Österreich seı mit den Zugeständnissen von Berchtesgaden, so sagt 
er, ‚bis zu der Grenze gegangen, an der wir Halt gebieten und 
sagen müssen: Bis hierher und nicht weiter!‘ Und als ob er Hitler be- 
wußt herausfordern will, erklärt er, Österreich werde seine Unabhängig- 
keit nie aufgeben. Seine Rede schließt er mit den Worten: ‚Rot-Weiß-Rot 
bis in den Tod!‘“21) 

Erneut war das österreichische Problem in den Mittelpunkt der euro- 
päischen Diskussion gerückt??). Schuschnigg war inzwischen starkem 
Druck aus London ausgesetzt gewesen, die Einigung mit dem Deutschen 
Reich wieder rückgängig zu machen?®). Insbesondere der Schuschnigg 
persönlich befreundete französische Gesandte Puaux?*), aber auch an- 
dere Diplomaten, die ihn bestürmten („Wer sich nicht rührte und nie 
zu sehen war, blieb einzig der deutsche Botschafter von Papen“?), 
drängten ihn, zuzugeben, daß Hitler ihn erpreßt habe. 


„Woher die Kenntnis kam? 


Es hieß, der Intelligence Service seı von Ort und Stelle aus weit- 
gehend und treffend im Bilde. Die Abschwächungsversuche, die Dr. 
Schmidt — nunmehr Außenminister — und ich selbst unternahmen, um 
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jede Sensationsberichterstattung zu verhindern, fanden sichtlich keinen 
besonderen Glauben.“2®) 

„Das Wirtschaftsbarometer reagierte: — Angstabhebungen bei Spar- 
kassen und Banken — Storni (Rückbuchungen) auswärtiger Firmen. 

Der Posteinlauf erhöhte sich auf Tausende von Telegrammen und 
Briefen. Alarmsignale besonders aus Steiermark.... 

Der Kassandrarufe waren weit mehr als der optimistischen Prog- 
nosen. .. .“ 

„lag für Tag meldeten Sparkassen und Banken Abhebungen von 
mehreren Millionen Schilling. Vom Ausland, insbesondere aus Übersee, 
kamen beträchtliche Storni. Die Fremden reisten ab.... 

So mußte zwangsläufig eine Situation entstehen, die innen- und außen- 
politisch unhaltbar wurde. 

Außenpolitisch — hauptsächlich wirtschaftspolitisch — darum, weil ein 
Zustand einzutreten drohte, der alle Nachteile ohne die Vorteile eines 
„Anschlusses“ brachte, nämlich den Boykott vom Ausland ohne die 
Korrektur durch das große, einheitliche Wirtschaftsgebiet.“27) 


Der ausländische Druck auf die österreichische Regierung hatte aber 
noch größere Ausmaße: 


In Wien erhältliche britische, französische und amerikanische Zeitun- 
gen informierten die Österreicher „über den ersten Akt ihrer Tragödie“. 
„Das Ergebnis war eine Stimmung der Panik und der Enttäuschung, 


die keine Propaganda der vaterländischen Front zu zerstreuen ver- 
mochte.“ 


„Die neue Regierung wurde sofort von keinem geringeren als dem 
päpstlichen Nuntius in Wien unter Feuer genommen, und innerhalb 
48 Stunden nach der Amtsübernahme kamen neuerlich Gerüchte über 
den Rücktritt des Kanzlers (Schuschniggs) auf.“2®) 

Der französische Gesandte in Wien, Puaux, informierte Schuschnigg 
offiziell darüber, daß Frankreich „die Unabhängigkeit Österreichs als 
unentbehrlich für den Frieden und die Stabilität Europas ansehe“2?). 

„Tatsächlich wurde damals in Paris etwas viel Schwererwiegendes be- 
sprochen.“2°) 

Es handelte sich um nichts weniger als den Versuch Frankreichs, „ein 
gemeinsames Vorgehen mit London zugunsten Österreichs zu organi- 
sieren“?). Der dieser Stimmung in Paris offenbar erliegende öster- 
reichische Presseattache, Dr. Fuchs, weigerte sich sogar, die offiziell aus 
Wien eintreffenden Beschwichtigungsberichte zu veröffentlichen, so daß 
ihm sogar die Amtsenthebung angedroht werden mußte?). Ähnlich be- 


26) ebenda S. 55. — In Wirklichkeit wußte man in England „erst einige Tage später“ 
von den Geschehnissen am 12.2.1938 in Berchtesgaden, siehe: J. Colvin „Vansittart 
in Office“ S. 184/185. | 

27) K. v. Schuschnigg „Ein Requiem in Rot-Weiß-Rot“ S. 59, 60, 110, 111. 

28) G. Brook-Shepherd „Der Anschluß“ S. 111/112. 

22) ebenda S. 122—124. 
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einflußt und renitent gegen seine Regierung verhielt sich der öster- 
reichische Gesandte in Paris, Vollgruber?). Nun, er war inzwischen 
vom Generalsekretär des französischen Außenministeriums bearbeitet 
und mit einer Kritik bedacht worden, „die kaum tieferschürfend sein 
konnte“2), An dem gleichen Tag, „an dem M. Legers Warnung in 
Wien eintraf“, faßte Schuschnigg den Entschluß, seine Beschwichtigungs- 
politik über den Haufen zu werfen und „Hitler vor der ganzen Welt 
mit seiner berühmten Volksbefragung herauszufordern“?). 


Und was geschah in England? Waren die britischen Zeitungen zur 
Zeit der Berchtesgadener Besprechung (12. 2.) und kurz danach hinsicht- 
lich der deutsch-österreichischen Einigung durchaus zurückhaltend, wenn 
nicht zustimmend, so wurde wenige Tage später (beginnend mit dem 
16. 2.) „die Vernebelungskampagne der österreichischen Regierung über 
Nacht hinweggefegt“?). 

„Der ‚Daily Express“ sprach vom ‚direkten Ultimatum‘, das Österreich 
gestellt worden sei, während die ‚Daily Mail‘ vor den Gefahren warnte, 
die der Tschechoslowakei drohten, falls es Hitler gelingen sollte, Oster- 
reich und Deutschland zu ‚amalgieren‘.“3°) 

Andere Zeitungen folgten mit scharfen Leitartikeln. Die schon zi- 
tierte „Iimes“ blieb eine Ausnahme. Die „sozialistische Opposition 
Ihrer Majestät“ jedoch „versuchte aus der britischen Politik gegenüber 
Österreich eine Hauptaktion zu machen“, und London zum Handeln 
zu veranlassen. Dieses Bemühen griff „während der gleichen 48 Stunden“ 
auch auf zahlreiche Anhänger der Regierung selbst über?!). Auf einer 
nichtöffentlichen Sitzung des außenpolitischen Ausschusses des Unter- 
hauses fielen harte Worte. Die Skala der entrüsteten Stimmen reichte 
von der Unterstellung, daß „im nationalsozialistischen Deutschland jetzt 
eine Abenteurerpolitik im Aufsteigen sei“ bis zur Forderung Winston 
Churchills: „Es sei jetzt Zeit, Halt! zu rufen“®!). Die Mehrheit der 
etwa hundert Teilnehmer war bereit, 

„jetzt und hier den Kampf gegen Hitler aufzunehmen, wenn sie nur 
die kleinste Ermunterung erhielten. Die Erklärung (das gemeinsam be- 
schlossene Kommunique, das von ihnen ausgegeben wurde) forderte 
ganz unverblümt ‚im Lichte kürzlich eingetretener Ereignisse eine posi- 
tivere Haltung Englands in Europa‘. Dem außenpolitischen Aus- 


schuß, hieß es weiter, liege daran, daß ‚die Regierung nicht im Zweifel 
über die künftige Unterstützung der Partei ın einer solchen Eventualität 
bleibe‘.“ 

„Diese Aufforderung war zwar von einem der wichtigsten parlamen- 


tarıschen Ausschüsse an den Premierminister Englands gerichtet worden. 
Sie bezog sich jedoch ebenso auch auf den Bundeskanzler Österreichs. “31) 


30) ebenda S. 125—126. 
31) ebenda S. 128—129,. 
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Chamberlain war zwar gewillt, diese Sprache zu mildern, doch ge- 
lang ihm dies nur zum Teil. Wie stark der vom Parlament und den 
Parteien, aber auch Regierungsmitgliedern auf ihn ausgeübte Druck ge- 
wesen ist, zeigt allein die Tatsache, daß sein Außenminister Eden samt 
seinem Uhnterstaatssekretär Lord Cranborne „aus Protest gegen die 
weiche Politik ihres Premierministers gegenüber der Achse zurück- 
traten“), 


Auf diesen vielfältigen Druck aus London und Paris, nach den „höchst 
beunruhigenden Kammerdebatten“ und den Wien zugeleiteten Warnun- 
gen?®), auf den Druck der sich ereifernden Weltpresse, des Wirtschafts- 
boykotts und innenpolitischer Vorgänge mußte Schuschnigg in dieser 
oder jener Weise reagieren. Er schwenkte um und meldete in der Tat 
insgeheim einen künftigen Gegensatz zu Deutschland an®®). 


Festzustellen ist, daß bis heute kein Propagandist diesen vielfältigen 
„Druck“, diese „Methode der Vergewaltigung kleiner Nationen“ zu 
den „unerlaubten Mitteln der Politik“ gezählt oder auch nur auf dieses 
Intrigenspiel wirksam aufmerksam gemacht hat! Wenn auch Schuschnigg 
später in seinen Memoiren diese ausländischen Demonstrationen nur 
beiläufig erwähnt und demgegenüber die innenpolitischen Komplika- 
tionen stärker akzentuiert, so ist doch historisch unstrittig, daß der 
österreichische Bundeskanzler den ursprünglich nicht beabsichtigten Kurs- 
wechsel auf die ausländischen Einwirkungen hin und schließlich in der 
Überzeugung vorgenommen hat, die Westmächte würden die Unab- 
hängigkeit seines Regimes militärisch absichern. 


„Darum entschloß ich mich zur Volksbefragung. ... 


Der letzte Anstoß lag darin, daß es offenbar immer schwieriger wurde, 
der Agitation unter den Arbeitern zu begegnen. Wenn das Hakenkreuz 
als Gesinnungsabzeichen gestattet sei, warum dann nicht die „Drei 
Pfeile“ der Sozialisten und dutzenderlei anderer Abzeichen. Die Ge- 
fahr lag nahe, daß ein heilloses Durcheinander entstehen könnte, was 
ohne blutige Zusammenstöße nicht zu verhindern war. Diese aber galt 
es eben um jeden Preis zu vermeiden. Ich habe alles, was an Volks- 
frontkopie erinnern könnte, konsequent abgelehnt; ich wollte keine 
Parteien; denn nur so war damals die NSDAP zu verhindern... . 

Das Abkommen von Berchtesgaden war bis auf den letzten Beistrich 

durchgeführt: 

Gesamtsituation: 

a) Polizei und Exekutive machtlos; denn seit dem 12. Februar, als dem 
Tag von Berchtesgaden, erfolgte keine politische Bestrafung; alle 
politischen Häftlinge, auch Gewalttäter, Totschläger und Eidbrecher 
der Exekutive waren begnadigt. Dies mußte entsprechend wirken. 


32) ebenda S. 134—135. 


33) ebenda S. 124 und 147. 
32) H. Sündermann „Das Dritte Reich“ S. 133—136. 
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b) Teile der Beamtenschaft, der Hoheits-, Finanz- und Schulverwal- 
tung... verweigerten offen den Gehorsam und beriefen sich dabei 
auf Minister Seyss und das von mir seinerzeit eingerichtete volks- 
politische Referat der Vaterländischen Front. 


c) Minister Seyss sagte Ordnung zu, ohne sie durchzusetzen. 

d) Wirtschaftliche Beunruhigung, Demonstrationen und Unsicherheit 
der Lage: Wehrlosigkeit der VF (Vaterländischen Front), deren 
regierungstreue Anhänger nicht mehr zum Wort kamen und daher 
zunehmender Mutlosigkeit verfielen.“35) 

Dr. Schuschnigg hat mit seiner kurzfristig am 9. März 1938 ange- 
setzten, bewußt unklaren, separatistisch gefärbten und nicht einwand- 
frei durchführbaren, weil unvorbereiteten und sogar verfassungs- 
widrigen?®) Volksbefragung für den 13. März 1938 

„Für ein freies und deutsches, unabhängiges und soziales, für ein christ- 


liches und einiges Österreich! Für Frieden und Arbeit und die Gleich- 
berechtigung aller, die sich zu Volk und Vaterland bekennen!“ 


Geist und Inhalt der Abmachungen mit Hitler ohne Zweifel ge- 
brochen und die Zustände in seinem Land auf den Höhepunkt ge- 
trieben. 40 000 österreichische Flüchtlinge befanden sich ohnehin schon 
im Reich?”). 
„Die Abstimmung wird für den nächsten Sonntag, den 13. März, an- 
gesetzt. Ein Land, das seit fünf Jahren autoritär regiert wırd, in dem 
es seit sechs Jahren keine demokratische Wahl mehr gegeben hat, in dem 
weder Wählerlisten noch demokratische Parteien bestehen, soll inner- 
halb weniger Tage eine Abstimmung durchführen, die Anspruch darauf 
erhebt, von der Weltöftentlichkeit als unumstößliches, legales, nicht zu 
bezweifelndes Bekenntnis akzeptiert zu werden. Eine Regierung stellt 
sich dem Volk, nachdem sie vier Jahre lang die Mehrheit dieses Volkes 
von as! politischen Betätigung ausgeschlossen hat. Die Idee ist Wahn- 
sınn.“3 
Dr. Schuschnigg hätte nach Unterzeichnung des Berchtesgadener Ab- 
kommens zurücktreten und Präsidenten Miklas bitten können, den Ver- 
trag zu annulieren. Das wäre zumindest eine klare Linie gewesen, wenn 
sie auch Schuschniggs eigener Meinung, kein Gegner des Anschlusses zu 
sein, widersprochen hätte. Das Vorgehen Schuschniggs sowie die Ab- 
lehnung der von Hitler anschließend am 10. 3. geforderten echten Volks- 
abstimmung drei bis vier Wochen später sollte die bekannten Ketten- 
reaktionen zur Folge haben, die den Anschluß Österreichs an das Reich 
verwirklichten. 


35) K. v. Schuschnigg „Ein Requiem in Rot-Weiß-Rot“ S. 111—112. 

36) Der österreichischen Verfassung zufolge konnte eine Volksbefragung nur durch Par- 
lamentsbeschluß und Billigung des Staatspräsidenten durchgeführt werden. Schusch- 
nigg hatte sich hierüber hinweggesetzt. 

37) P. Kleist „Auch Du warst dabei“ S. 201. 

38) H. Andics „Der Staat den keiner wollte“ S. 550. 


80 


Das Anwachsen der tschechischen Gebietsansprüche im Verlauf des Ersten Welt- 
krieges, dargestellt an Hand der Originalkarten der von Eduard Benesch in den 
Jahren 1915—1918 herausgegebenen politischen Monatszeitschrift 

La Nation Tscheque 

15. Novembre 1915 

1ere ANNEE — No. 14 


und 1. Janvier 1916 
10re ANNEE — No. 17 


inısen! Pribr 
©oDomailice 


o Steyr 
AUTRICHE 





Die deutschen Städtenamen sind noch vermerkt 


Die tschechische Originalkarte von 1915 und 1916 auf die Volkstumskarte übertragen: 
farbig = deutsche Bevölkerung, gestrichelt = Tschechen, grau = Slowaken, 
gepunktet = Polen, weiß = Ungarn. 
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La Nation Tcheque 
15. Fevrier 1917 
2° ANNEE — No. 20 
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Die deutschen Namen sind inzwischen verschwunden, das Staatsgebiet im karpato- 
ukrainischen Raum und in der Südslowakei ist erweitert bzw. offengelassen worden. 


Die tschechische Originalkarte von 1917 auf die Volkstumskarte übertragen 
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1918 

La Nation Tcheque 

1. Septembre 1918 
4eme ANNEE — No. 5 





inzwischen verläuft die tschechische Grenze vor den Toren und südlich Wiens. Die 
dicken Striche sollen im Süden Österreich von Ungarn und im Norden Deutschland 
von Polen trenner, wobei im Original Ostpreußen großzügigerweise zu Polen oder 
Rußland zugeschlagen wird. 


Die tschechische Originalkarte von 1918 auf die Volkstumskarte übertragen 
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Die von der tschechischen Delegation unter Führung von Eduard Benesch auf der 
Friedenskonferenz von Versailles vorgelegte Karte des von der Tschecho-Slowakei 
geforderten Gebietsstandes. — Die Ansprüche (einschließlich der Lausitz*) usw.) 
waren wiederum gewachsen. 


Die Staatsgrenzen der Tschechoslowakei vom strategischen Gesichtspunkt 
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Zeichenerklärung vom Original (nachfolgende Karte) 


sonn nen entaennnn . Alte Reichs- und Ländergrenzen 


Vorgeschlagene Berichtigung der Grenzen des Staates der Tschecho- 
slowakei 


T  uayaann 


Rp  Notwendiges Territorium für die Republik Tschechoslowakei vom 
strategischen Gesichtspunkt 


is Abgetretenes Gebiet 
m Gebirge, technisches Hindernis bildend 
ettesnen Gebirge oder Flüsse, strategisches Hindernis bildend 


u  Eisenbahnverbindungen zwischen Böhmen und Slowakei, strategisch 
bedeutend. 


*) m ERBOOER „Die tschechoslowakischen Denkschriften für die‘ Friedenskonferenz von Paris 
1 A 


„Nach dem Verhalten Dr. Schuschniggs mußte Hitler entweder handeln 
oder gedemütigt werden.... 


Die Krise vom März 1938 war von Schuschnigg provoziert, nicht von 
Hitler. Es gab keine deutschen Vorbereitungen, weder militärische noch 
diplomatische. Alles wurde ın eın paar Tagen improvisiert.“3) 


„Während dieses ganzen 10. März 1938 glaubte man in Berlin immer 
noch, durch eine Veränderung des Abstimmungstermins und -textes 
einen Ausweg zu Öfinen, der es ermöglichte, die Berchtesgadener Politik 
mit Schuschnigg doch noch weiterzuführen. Schon die Rücksicht auf 
Mussolinı veranlaßte Hitler, mit der Zähigkeit, deren er ın solchen 
Situationen fähig war, am bisherigen Konzept festzuhalten. .... 

Aus dem Tagebuch des späteren Generalobersten Jodl wissen wir, daß 
Hitler erst am 11. März 1938 mittags um 13 Uhr das militärische Doku- 
ment unterzeichnet hat, das unter dem Stichwort „Operation Otto“ 
einen militärischen Aufmarsch für den Fall eines Eingreifens in Öster- 
reich anordnete.*2%) 

General von Manstein mußte am 10. 3. überraschend einen solchen 
Operationsplan entwerfen, der keine Mobilmachung vorsah und auf 
keinerlei Vorbereitungen aufbaute®!). Schuschniggs Abwehr des sich auch 
in Österreich demonstrativ bemerkbar machenden Aufbegehrens gegen 
die nicht ordnungsgemäß durchführbare Volksabstimmung (er hatte noch 
nicht einmal seinem Kabinett eine Mitteilung von seinem einsamen 
Entschluß gemacht, geschweige denn dieses um Rat gefragt!)), seine 
Weigerung, sie zu verschieben, berechtigten Hitler spätestens vom 
10. März ab, Schuschnigg vorzuwerfen, die Berchtesgadener Abmachun- 
gen gebrochen und damit Hitler provoziert zu haben. 


Am 11. März verfügte Schuschnigg die Absetzung der Volksbefragung, 
ergänzte diesen Entschluß mit ungewöhnlichen Sicherheitsmaßnahmen 
und einem Ausgehverbot für die Zeit nach 20 Uhr. Insbesondere die 
Absetzung der Volksbefragung war dazu angetan — und sollte offenbar 
diesen Effekt auslösen! —, vornehmlich Frankreich, England und den 
USA ein Nachgeben Österreichs gegenüber einem „Gewaltakt“ der 
Reichsregierung zu demonstrieren. Wußte Schuschnigg doch auf Grund 
der diplomatischen Korrespondenzen in den voraufgegangenen Tagen 
und Wochen, daß die westlichen Mächte, vor allem Frankreich nur 
dann — aber in einem solchen Fall mit ganzer militärischer Kraft — 
für Österreich eintreten würden, 


„wenn der Fall der Vergewaltigung klar liegt, d.h. wenn die öster- 
reichische Regierung sich selbst als vergewaltigt betrachtet... .“43) 


3) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 146, 149. 

40) H. Sündermann „Das Dritte Reich“ S. 152 und Schmidt-Prozeß S. 578. 

#1) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 42. 

42\ ebenda S. 41. 

#3) H. Sündermann „Das Dritte Reich“ S. 150—154 und Schmidt-Prozeß S. 573. 
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Die „Bombe“ — so bezeichnete Mussolini das überstürzte Plebiszit 
— war tatsächlich „in der Hand Schuschniggs geplatzt“). Der von 
Dr. Schuschnigg kurz vor seinem Rücktritt erwogene Bürgerkrieg fand 
nicht statt®). 


Als Hitler seinen Truppen am 11. März 1938 den Marschbefehl nach 
Österreich gegeben hatte, besaß er noch keine klare Vorstellung von 
der zukünftigen staatsrechtlichen Entwicklung seiner Heimat“). Er 
konnte weder mit Sicherheit einen (abgesehen von der Rheinland- 
besetzung 1936) erstmals in der menschlichen Geschichte geführten 
„Blumenkrieg“ einkalkulieren, noch die Reaktion des Auslandes vor- 
aussehen. Die Auffassung des britischen Botschafters in Berlin, Hender- 
son, war ihm schon vorher bekannt, da dieser — etwa nicht im Auf- 
trag oder mit Billigung seiner Regierung? — 

„kein Hehl aus seinem Wunsche machte, Deutschland und Österreich ın 
einem Staate vereinigt zu sehen.“*7) 

Die ausländische Presse schließlich war es, die Hitler den Anschluß 
Österreichs in den Mund gelegt und gleichzeitig das Einlenken Englands 
und Frankreichs sowie die Freundschaftsbekundung Italiens deutlich ge- 
macht hat. Diese drei Faktoren zusammen haben ihn schließlich be- 
wogen, die Wiedervereinigung Österreichs mit Deutschland durch- 
zusetzen. 

„Die jubelnden Menschenmassen beim Einzug Hitlers in Wien werden in 
Österreichs Lehrplänen nicht erwähnt. Der Anschluß, den damals fast 
alle Kräfte des abgewirtschafteten Staates, vom Sozialisten Renner bis 
zum Kardinal Innitzer, bejahten, gilt heute schlicht als militärische 
Okkupation.“8) 

Es handelte sich beim Anschluß Österreichs an das Reich weder um 
eine Annexion im Sinne des üblichen Sprachgebrauches noch um einen 
Raubzug, noch um die Versklavung eines freien Volkes, noch um die 
Beseitigung eines „demokratischen“ Regierungssystems, sondern um die 
Erfüllung lange vor Hitler vorhandener und genährter Sehnsüchte und 
Rechte der österreichischen Bevölkerung. Auch völkerrechtlich war es 
eine rechtmäßige Aktion nach dem Prinzip des völkischen Selbst- 
bestimmungsrechtes. 

„Was wäre erfolg, wenn Hitler sich abseits gehalten hätte? 
Spekulation? Gewiß, aber gestützt auf bekannte Tatsachen. Die weiter 


schwelenden inneren Streitigkeiten hätten sich wahrscheinlich zu Gewalt- 
tätigkeiten und Blutvergießen gesteigert und hätten sicherlich zu dem 


#4) A. v. Ribbentrop „Verschwörung gegen den Frieden“ S. 159. 
45) ebenda S. 166. 

#6) H. Guderian „Erinnerungen eines Soldaten“ S. 42—49. 

#7) Ch. Bewley „Hermann Göring“ $. 175. 

48) Der Spiegel Nr. 47/1962 S. 112. 
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einzig möglichen Ende geführt: Die Nationalsozialisten in Österreich 
hätten die Führung übernommen und den Anschluß selbst vollzogen. 
Hitlers direkte Aktion hat Österreich wohl jenes Elend und das sonst 
unvermeidliche Blutvergießen erspart. Er sah, was nach seiner Ansicht 
die Lösung, das unvermeidliche Schicksal des Landes sein mußte, und 
handelte danach. Die alliierten Mächte, welche zusahen, konnten zwar 
diese Verletzung einer fremden Souveränität und die Annexion rügen, 
was sie auch taten. Aber angesichts der Tatsachen konnten sie schwer- 
lich behaupten, Hitler habe ein widerstrebendes Österreich mit Waffen- 
gewalt erobert. Auch konnten sie nicht abstreiten, daß sein Handeln 
Einigkeit und Ordnung in das alte Herz Europas gebracht hatte.“ °) 


»... die Vereinigung mit Deutschland, das ist den Österreichern seit 
jeher ein Herzensbedürfnis gewesen. Österreich wäre schon längst ein 
Bestandteil des Deutschen Reiches, wenn nicht die Siegermächte nach 
dem Ersten Weltkrieg die Vereinigung schlichtweg verboten hätten. Dies, 
obwohl die Nationalversammlung schon im November 1918 einstimmig 
das Staatsgrundgesetz angenommen hatte, in dem es entsprechend dem 
Volkswillen hieß: 
‚Deutschösterreich ist ein Bestandteil der Deutschen Republik.‘ 

Bis zu Hitlers Machtübernahme 1933 sind die Sozialdemokraten die 
eifrigsten Anhänger der Vereinigung gewesen. Aber die Vereinigung 
mit dem Deutschland Hitlers — das ist eine andere Sache. “5) 


München 


Die Konferenz von München vom 29. September 1938, in der 
Chamberlain für Großbritannien, Daladıer für Frankreich, Mussolini 
für Italien und Hitler die Modalitäten für die Übergabe der Sudeten- 
lande an Deutschland festgelegt hatten, war die Folge der Versailler 
Politik, die keinen dauernden Bestand haben konnte: 


1. weil kein Staat lebensfähig ist, der aus einem großen Teil fremd- 
völkischer Minderheiten besteht und diese Minderheiten mit allen 
staatlichen Mitteln diskriminiert und terrorisiert!). 


2. weil ın einem solchen Staat, wo die Führung von „Demokratie“, 
„Gleichberechtigung“, „Autonomie“, „Verständigungswillen“ spricht, 


#) P.H. Nicoll „Englands Krieg gegen Deutschland“ S. 47. 
50) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 40. 
1) Die Tschecho-Slowakei bestand 1938 aus insgesamt rund 15 Millionen Menschen. 


Davon waren über 

7 Millionen Tschechen 
3,5 „ Deutsche 
2,5 „ Slowaken 
0,76 » Ungarn 
0,5 „ Karpatho-Ukrainer 
0,1 » 


1 Polen 


83 


in Praxis aber genau das Gegenteil durchführt, an keinen innen- 

politischen Ausgleich gedacht werden kann. 

3. weil das Staatsvolk — die Tschechen — weder eine einzige ihrer 
Minderheitengruppen für sich gewonnen hatten, noch einen ihrer 
Nachbarn, ja diese Minderheiten (vornehmlich die Slowaken) und 
Nachbarn (Polen und Ungarn) im Entscheidungsjahr 1938 sogar 
eigenmächtig auf die Zerschlagung des tschechischen Staates hinge- 
arbeitet haben?). 

4. weil ein von siegreichen Weltmächten nur unter strategischen Ge- 
sichtspunkten geschaffenes Staatsgebilde?) zusammenbrechen muß, 
sobald sich im Laufe der Zeit entscheidende strategische Gewichte 
verschoben haben. Und im Jahre 1938 hatten sich folgende strate- 
gische Gewichte gegenüber 1919 verschoben: 

a) Deutschland war 1938 militärisch ernst zu nehmen, Frankreich 
innenpolitisch geschwächt. 

b) Der Anschluß Österreichs hat zu einer fast vollständigen geo- 
graphischen Umfassung der Tschecho-Slowakeı geführt und für 
Deutschland eine Grenze erschlossen, die auf tschechischer Seite 
nicht befestigt war. 

c) Der seit 1936 im Bau befindliche und nach der von Benesch pro- 
vozierten Maikrise 1938 beschleunigt ausgebaute deutsche West- 
wall war im September 1938 weitgehend fertiggestellt und 
konnte eine schnelle Hilfe Frankreichs für die Prager Regierung 
vereiteln. 

d) Der strategische Wert der Tschecho-Slowakei für Frankreich und 
England hing davon ab, ob rund 40 deutsche Divisionen im 
Raum Böhmen-Mähren so langfristig gebunden werden konnten, 
bis die französische Armee einen entscheidenden Durchbruch über 
den Rhein erzielt haben würde. Der Anschluß Österreichs, der 
Westwall, die Überlegenheit der deutschen Luftwaffe über die 
tschechische und die gefestigten Führungsverhältnisse in Deutsch- 
land haben diese Voraussetzungen zunichte gemacht. 

e) Die Prager Regierung hat in den zwanzig Jahren ihrer Herrschaft 
eine derart verschärfte innenpolitische Situation geschaffen, daß 
ihre — den fremdvölkischen Minderheiten angehörenden — Sol- 
daten nicht mehr als zuverlässig gelten konnten‘). 


2) HL Roos „Polen und Europa — Studien zur polnischen Außenpolitik 1931—1939* 
. 281. 
®) W. Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch Bd. I „Der Sturm zieht auf“ S. 409 


und 379. 
*) F.O. Miksche „Unconditional Surrender“ S. 204. 


84 


f) Großbritannien, 1918 gemeinsamer Sieger mit Frankreich, hat 
sich nach dem Ersten Weltkrieg mehr oder weniger auf sein 
Empire zurückgezogen und war 1938 nicht gewillt, sich von der 
Tschecho-Slowakei in einen europäischen Krieg ziehen zu lassen; 
zumal auch für die britischen Politiker deutlich sichtbar war, daß 
Stalin einen solchen Krieg für die Durchsetzung der bolschewisti- 
schen Weltrevolutionsinteressen zu inszenieren und auszunutzen 
bemüht war. 

g) Frankreich vermochte 1938 für die Tschecho-Slowakei keinerlei 
Unterstützung aus Osteuropa zu mobilisieren, da keines dieser 
Länder gewillt war — und sie gaben dies Parıs deutlich zu ver- 
stehen! —, einen Finger für die Prager Regierung zu rühren. 
Diese Länder weigerten sich strikt, sowjetischen Truppen das 
Recht einzuräumen, ihre Territorien zu durchqueren. Vor allem 
Polen und Rumänien befürchteten, „daß hinter dem russischen 
Gesuch die geheime Absicht liege, kampflos Ostpolen und Bes- 
sarabien wiederzuerobern“’). Im übrigen stellte Polen selbst 
Forderungen an die Tschecho-Slowakei. Polen stand aber auch 
deshalb nicht mehr hinter Frankreich, da es den französisch- 
sowjetischen Beistandspakt von 1935/36 nicht verwunden hatte. 


„Die Grenznachbarn standen dem Land feindlich oder gleichgültig gegen- 
über. Polen, Ungarn und Jugoslawien erklärten offen ihre Feindschaft 
gegenüber der Prager Regierung. Rumänien lehnt den Durchmarsch 
russischer Truppen ab. Auf diese Weise waren die von Rußland für 
sein Eingreifen gestellten Bedingungen nicht erfüllt.“®) 


h) Die militärischen und politischen Verbündeten der Tschecho-Slo- 
wakei — Frankreich und Großbritannien — vollzogen auf Grund 
dieser strategischen Gewichtsverlagerung im September 1938 
einen Frontwechsel gegen ıhren tschechischen Schützling und ver- 
eitelten hiermit den Willen E. Benesch’s, seine innenpolitische 
Frage mit Hilfe eines europäischen Krieges zu lösen”). 


Die Gründung der Tschecho-Slowakei mit ihren 49,5%0 Minderheiten, 
die nie in einem von Tschechen beherrschten Staat zusammenleben woll- 
ten, war von vornherein bedenklich. Der britische Lordkanzler Maugham 
sollte in der Oberhaus-Debatte über die Münchener Konferenz erklären, 
daß dieser Staat, für den man bis an den Rand des Krieges gegangen sei, 
überhaupt nicht hätte gegründet werden sollen®). Gleichermaßen ur- 


5) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ $. 69/70. 

6) ebenda S. 45. 

7) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 153. 
8) W. Jaksch „Europas Weg nach Potsdam“ S. 332/333. 


85 


teilte der damalige Direktor der Pressestelle des britischen Informations- 
amtes, Vıscount Rothermere: 
„Diese Karıkatur eines Landes hat unter seinen tschechischen Führern 
von der Stunde seiner Geburt an fast jede nur erdenkliche Torheit 
begangen.“®?) 

Auch der britische Außenminister Lord Halifax sollte am 9. 9. 1938 
seinem Botschafter in Paris mitteilen, daß man sich reiflich überlegen 
müsse, „ob wir Krieg führen wollen für etwas, was niemand erhalten 
kann und was nıemand im Ernst wieder herstellen wıll“'®). 


Ein polnischer Diplomat, Graf Grzybowski, persönlicher Freund des 
polnischen Außenministers Beck, erklärte in einem privaten Gespräch 
mit seinem französischen Kollegen Coulondre am 26. Mai 1938, also 
Monate vor der Münchener Konferenz: 

„Die Tschechoslowakei retten zu wollen, ist eine Wahnidee. Früher oder 
später wird sie wie ein Kartenhaus zusammenfallen.“11) 

Selbst Marschall Pilsudski hat seit 1918 die Tschecho-Slowakei nicht 
für lebensfähig gehalten, — ebenso wenig wie Österreich. Für ıhn war 
es nur die Frage, welcher von beiden Staaten zuerst verschwinden 
würde!?). Der polnische Außenminister Oberst Beck betrachtete die 
Tschecho-Slowakei, „mit der man ohnehin keine Politik machen könne“, 
lediglich als europäische Unmöglichkeit'?). Am 25./26. Maı 1938 — 
Monate vor der Münchener Konferenz! — ließ die polnische Diplo- 
matie die europäischen Regierungen wissen, „daß die Tschecho-Slowakei, 
ein willkürliches Kompositum zahlreicher einander äußerst feindlicher 
Minderheiten, ein zum Tode verurteiltes Land sei“'*). 


Die Gründung dieses Staates, „dessen Name für englische Ohren 
fremdländisch klingt“'5) und der mit der Hypothek einer Feindschaft 
gegen Deutschland belastet wurde!®), war um so bedenklicher, da die 
Tschechen die zwangsweise eingegliederten Minderheiten als „Rebellen“, 
„Emigranten“, „Kolonisten“ usw. zu bezeichnen und zu behandeln be- 
liebten’”). 


„Schon beı den Friedensverhandlungen nach dem Ersten Weltkrieg 
sprach das tschechische ‚Memoire 3° den Sudetendeutschen das Selbst- 


?) V. Rothermere „Warnungen und Prophezeiungen“ S. 155. 

10) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 109. 

11) R. Coulondre „Von Moskau nach Berlin 1936-1939“ S. 219. 

12) R. Breyer „Das Deutsche Reich und Polen 1932—1937“* S. 141. 

13) H. Roos „Polen und Europa“ S. 276. 

14) ebenda S. 324. 

15) W. Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch, Bd. I „Der Sturm zieht auf“ S. 334. 
16) F. Gause „Deutsch-slawische Schicksalsgemeinschaft“ S. 271, 280. 

17) E. J. Reichenberger „Wider Willkür und Machtrausch“ S. 77. 
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bestimmungsrecht ab, da sie nur Nachkommen von ‚Emigranten und 
Kolonisten‘ seien.“18) 


Auch ein tschechischer Historiker hat diesen Sachverhalt eingestanden: 


„Der weitverbreitete Glaube, daß ohne diese Kapitulation der west- 
lichen Mächte in München die Tschechoslowakei ihren eigenen Grund 
hätte halten können, ıst nicht auf Tatsachen gestützt. Das ist nur eine 
der vielen Propagandalegenden, die ihren Weg ın das öffentliche Be- 
wußtsein fanden.“!?) 


Die Feindschaft gegen das deutsche Volkstum erhielt ständig neue 
Nahrung durch den seit Versailles 1919 nachweisbaren Willen der 
Tschechen, das an der Grenze wohnende Deutschtum, „das sich loyal 
in die gegen seinen Willen beschlossene Ordnung fügte“!?), gesellschaft- 
lich, wirtschaftlich und kulturell zu schädigen, ihm seine Zugehörigkeit 
zu diesem Staat zu verleiden und es hinauszudrängen?®). 

„Die Tschechen hatten sich von Anfang an als Staatsvolk betrachtet 
und es nicht der Mühe wert gefunden, den beiden Minderheiten (den 
Deutschen und Slowaken) das Gefühl zu geben, daß der neue Staat 
auch ıhr Staat seı.“21) 

Parlament, Verfassung, Regierung der Tschecho-Slowakei blieben 
ohne Legitimation durch die Minderheitengruppen. Die parlamentari- 
sche Opposition blieb ungeachtet anderslautender Wahlergebnisse ohne 
Einfluß. Die Macht übte fortlaufend ein und dieselbe kleine tschechische 
Gruppe um Benesch aus, und diese „steigerte den nationalen Egoismus 
der Tschechen ins Unermeßliche“??), — trotz des „demokratischen“ Aus- 
hängeschildes. Die Vorstände der tschechischen Parteien haben nicht 
nur die verfassunggebende Nationalversammlung ernannt, sondern auch 
den Petka, den Fünferausschuß und damit die nachfolgende Politik 
unter Außerachtlassung jeglichen Volkswillens gesteuert??). 

„Die Einigung der Deutschen in der Tschecho-Slowakei war nicht nur 
die Auswirkung von Hitlers Machtergreifung 1933, sondern ebenso die 
Folge des Verhaltens der Tschechen und lag auf der Linie der inner- 
staatlichen Entwicklung. Deshalb war ıhr Streben nach Autonomie 
innerhalb des Staates ehrlich, und die Tschecho-Slowakei hat die Lage 


1938 selbst heraufgeführt, indem sie alle deutschen Verständigungs- 
vorschläge abwies.“23) 


Der Volkstumskampf des tschechischen Staatsvolkes galt nicht dem 


18) Das östliche Deutschland — Ein Handbuch“ S. 169. 
u. H. Raschhofer „Die tschechoslowakischen Denkschriften für die Friedenskonfe- 
renz von Paris 1919/1920“ S. 95 ff. 

1%) F,O. Miksche „Unconditional Surrender“ S. 203. 

20) F. Gause „Deutsch-slawische Schicksalsgemeinschaft“ S. 271 und 280. 

21) H. Mau und H. Krausnick „Deutsche Geschichte der jüngsten Vergangenheit 1933 
bis 1945* S. 110. 

22) B. Celovsky „Das Münchener Abkommen 1938“ S. 104/105. 

23) F. Gause „Deutsch-slawische Schicksalsgemeinschaft“ S. 280. 
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Nationalsozialismus, sondern dem Deutschtum. Daher konnte ıhn nicht 
der Nationalsozialismus verursacht haben, zumal dieser Volkstumskampf 
bereits im Jahre 1919 begonnen hatte. Lange Jahre bevor Hitler 
politisch wirksam wurde, pflegten sich tschechische Zeitungen — trotz 
staatlicher Zensur — in der durchaus nicht freundlichen Tonart zu 
verbreiten: 
„Das ‚Cesk& slovo‘ vom 29. Oktober 1920 verlangte, man solle den 
Deutschen nicht die Gleichberechtigung geben, sondern sie lieber an 
‚Galgen und Kandelabern aufhängen‘. 
‚Zlata Praha“ schrieb anläßlich des Sokol-Festes 1919, man müsse die 
Deutschen über die Grenze ‚peitschen‘. 
‚Vonkov‘ bedauerte am 6. Januar 1926, daß die Sudetendeutschen nach 
dem Umsturz 1918 nicht die Waffen gegen die Tschechen erhoben haben, 
denn das wäre die beste Gelegenheit gewesen, ‚Ordnung zu machen‘. 
Die offizielle Staatszeitung ‚Cesko-slovenska“ schrieb im Oktober 1921: 
‚Die deutsche Minderheit in Brünn wird wie ein Stück Eis in der 
Sonne zerfließen, und nichts kann sie retten. Auf alle Art zur Be- 
schleunigung dieser Entwicklung beizutragen, ist selbstverständliche 
Pflicht der tschechischen Mehrheıt‘.“ 
„Bei einer Militärfeier im Jahre 1923 erklärte in Podersam ein tschechi- 
scher Redner: 
‚Wir Tschechen müssen trachten, daß wir die Industrie an uns 
reißen. Solange nicht der letzte Kamin der deutschen Fabriken ... 
verschwunden ist, und solange nicht das deutsche Kapital in unseren 
Händen ist... , solange müssen wir kämpfen‘.“2*) 


Bis zum Jahre 1936 hatte sich nichts zum Besseren gewandelt. So 
schrieb die tschechische Zeitung „Obrana Naroda“ am 15. 4. 1936 — 
auch sıe dient nur als Beispiel für die streng zensierte tschechische 
Presse! —: 


„Das Grenzlandproblem ist nicht nur eine soziale Frage; das Grenz- 
landproblem ist die Rückgewinnung mehr als eines Drittels unseres 
Vaterlandes in die Hände unseres Volkes. Das Grenzlandproblem ist 
die Besiedlung des Drittels mit Leuten aus unserem Volke, ıst die Hin- 
ausschiebung der heutigen Sprachgrenze bis an die tatsächlichen Staats- 
grenzen, ist die Errichtung eines vollkommen starken, unüberwindlichen 
und verläßlichen Grenzgebietes, einer Festungslinie aus Menschen unseres 
Geschlechtes und Blutes.“ 


‚Straz Nroda‘ vom 13. März 1936: 
‚Der allmähliche Aufkauf von Liegenschaften in unserem Grenz- 
gebiet ist das beste Mittel zur Sicherung der tschechischen Positionen. 
Jedes kleinste Stück Boden, das in tschechische Hände übergeht, 
bedeutet eine Festigung des tschechischen Elementes.‘2) 
Diese Haltung, die dazu geführt hat, daß das Sudetenland unter 
tschechischer Herrschaft die höchste Kindersterblichkeit und die höchste 


24) R. Pozorny „Wir suchten die Freiheit“ S. 92, 180, 179. 
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Selbstmordquote der Welt hatte, war gewiß keine angebrachte Reaktion 
auf die Behandlung, die dem tschechischen Volkstum in der Österreich- 
Ungarischen Monarchie zuteil geworden ist. 


„Das Geheimnis ihres (des tschechischen) Wohlstandes lag hauptsächlich 
in dem Umstand, daß 65 %/o der Industrie der alten Monarchie — die bis 
dahin das gemeinsame Eigentum von 54 Millionen Menschen war — nun 
ın den Händen eines unabhängigen Staates von nur 14 Millionen ver- 
blieb. Dies ıst ein weiterer klarer Beweis dafür, daß die slawischen 
Nationen nicht von den Habsburgern ausgebeutert worden sind, wie es 
später vorgegeben wurde. 

Die Tschechen waren die bestbezahlten Industriearbeiter, und die reich- 
sten Bauern waren die Kroaten, wohingegen der Lebensstandard ın 
Tirol, einer rein deutschen Provinz, immer relativ niedrig war.“?°) 


Und nach der Niederlage Deutschlands und Österreichs? 


„Mehr als eine halbe Million Tschechen hat man im gleichen Atemzug, 
da man demokratisch-humanistische Phrasen ım Munde führte, in ein 
Gebiet verpflanzt, wo sie nur eine Aufgabe zu erfüllen hatten: Vor- 
posten bei einem tschechischen Angriffsunternehmen größten Ausmaßes 
zu sein. Auf diese Weise verfielen.... 31 %/o des deutschen Gebietes einer 
kalten Beschlagnahme, gegen die es keine Rechtsmittel gab, die also 
nichts anderes war als ein vom Staate organisierter und von ihm per- 
sönlich durchgeführter Großraub.“ 

„Vom staatspolitischen Standpunkt ist es heller Wahnsinn, in die über- 
völkerten deutschen Krisengebiete immer neuen Menschenzuzug zu 
leiten. Wir erklären offen („Jungsozialist“ Wenzel Jaksch am 26. 4. 1936 
in Bodenbach), daß die Benachteiligung der Deutschen im öffentlichen 
Dienst, in der Sprachenfrage und ın der ganzen Verwaltung einen Grad 
erreicht hat, der allgemein als unhaltbar empfunden wird. Der nationale 
Kleinkrieg geht auf allen Fronten weiter und verpestet die innen- 
politische Atmosphäre.“ 2®) 

Systematisch stellte die Prager Regierung unter Ausnutzung aller 
staatlichen und gesellschaftspolitischen Möglichkeiten die Schulpolitik in 
den Dienst ihrer völkischen Expansion. Sie errichtete in den sudeten- 
deutschen Gebieten zwei Schultypen: | 

„einmal für die nichttschechischen Volksgruppen selbst, dann jedoch 
auch tschechische Schulen, die nicht nur für die Kinder der in die 
Minderheitengebiete versetzten Tschechen, sondern auch für nicht- 
tschechische Kinder bestimmt waren, die durch allerlei soziale Lock- 
und Druckmittel auf ihre Eltern dorthin eingeschult und so ihrem 
Volkstum auf die Dauer entfremdet wurden.“27) 

Die Tschecho-Slowakei ist von England und Frankreich fast aus- 
schließlich unter dem Gesichtspunkt der militärischen Einsatzmöglich- 


25) F.O. Miksche „Unconditional Surrender“ S. 190/191. 

26) R. Pozorny „Wir suchten die Freiheit“ S. 163, 208. 

2") K. Rabl „Das Selbstbestimmungsrecht der Völker“ S. 119. 
u. K.E. Frhr. v. Türcke „Das Schulrecht der deutschen Volksgruppen in Ost- und 
Südosteuropa“ $. 537—679. 
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keit gegen Deutschland betrachtet und bewertet worden, nicht als 
ein freier Staat, der auch einmal gute Beziehungen zu Deutschland 
haben könnte, oder der um des europäischen Friedens willen zu einem 
verträglichen Benehmen angehalten werden müßte. Den von den 
Tschechen gegen die Volksdeutschen in Szene gesetzten Volkstumskampf 
und die in seinem Gefolge verübten „Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit“ übersah man in den westeuropäischen Metropolen geflissentlich. 
In Frankreich war die politische Führung an etwas anderem interessiert. 


Der französische Marschall Foch erklärte bereits im Jahre 1919 in 
seiner Eigenschaft als militärischer Hauptratgeber in den Versailler 
Friedensverhandlungen: 


„Sehen Sie (mit Blickrichtung auf eine Karte der Tschecho-Slowakei), 
hier ist eine große Bastion. Sie wollen mir nicht erlauben, die Grenze 
an den Rhein vorzuschieben, doch lassen Sie mir wenigstens diese 
Bastion.“?®) 

U. a. gestand auch Winston Churchill in seinen Memoiren diese Ein- 
stellung ein: 

„Allein schon durch eine Neutralisierung der Tschecho-Slowakeı werden 
25 deutsche Divisionen zur Bedrohung der Westfront frei; außerdem 
öffnet sie den triumphierenden Nazis den Weg zum Schwarzen Meer.... 
Die Unterjochung der Tschecho-Slowakei verringerte die Macht der 
Alliierten um 40 Divisionen.“ 2°) 

Ein Historiker bestätigte, daß „die alte, mit Frankreich und der 
Sowjetunion verbündete Tschecho-Slowakei „ein auf das Herz Deutsch- 
lands gerichteter Dolch, eine feindliche Festung mitten ım deutschen 
Raum, eine Einbruchspforte aller Gegner des Reiches“ gewesen?®) bzw. 
für diese Aufgabe geschaffen worden ist. 


Nachdem Frankreich durch Abschluß des deutsch-polnischen Nicht- 
angriffs- und Freundschaftspaktes vom Januar 1934 „um 60 polnische 
Divisionen gekommen war“ ®!), verstärkte es die Anstrengungen, die 
40 tschechischen Divisionen und die einzige ostmitteleuropäische Kriegs- 
industrie (über 8/9 hiervon verfügte die Tschecho-Slowakei) nicht zu 
verlieren. Dieses Streben spiegelte sich in dem Bemühen wider, 


a) der tschechischen Regierung immer wieder der französischen Vertrags- 
treue und Bundesgenossenschaft zu versichern und ihr somit wirt- 
schaftlich, außen- und innenpolitisch zur Seite zu stehen, 


b) Prag wiederholt zu drängen, die Minderheiten von der Regierung 


28) W. Jaksch „Europas Weg nach Potsdam“ S. 333. 

20) w Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch, Bd. I, „Der Sturm zieht auf“ S. 371 
und 409. 

30) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. II S. 40. 

#1) E. Moravec „Das Ende der Benesch-Republik“ S. 213. 
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und allen maßgebenden Funktionen fernzuhalten, um den Bündnis- 
wert der tschechischen Armee zu erhalten. Das Motto hierfür war, 
„daß Henlein in der tschechischen Regierung das gleiche bedeute, wie 


wenn der deutsche Militärattach& stellvertretender Chef des tschechi- 
schen Generalstabs wäre.“ 32) 


Eduard Benesch revanchierte sich auf seine Weise, 


„indem er beständig die Politik und die Interessen Frankreichs beim 
Völkerbund und überall sonst unterstützte... 

und seit 10 Jahren der treue Verbündete und beinahe der Vasall 
Frankreichs gewesen war.“3®) 


Ein tschechischer Historiker gestand ein: 


„Es war gedacht, daß Deutschland durch den Frieden von Versailles 
alle Zeit gebunden würde, und dies konnte nicht sein. Auf der anderen 
Seite hing die Existenz der neu geformten Staaten von dem Vertrag ab. 
Aus diesem Grunde wurde jede Gelegenheit wahrgenommen, um Ol in 
die Flamme der deutsch-französischen Feindschaft zu gießen und eine 
Annäherung zwischen Berlin und Paris zu verhindern.“3®) 

Abgesehen vom September 1938 hat Frankreich seinem tschechischen 
Verbündeten nie nahegelegt, einen Ausgleich mit Deutschland zu finden, 
sondern immer nur die Forderung gestellt, „hart zu bleiben“??). Eine 
Forderung, der Benesch um so bereitwilliger nachkam, als er wußte, daß 
Deutschland angesichts der gegnerischen Koalition keinen Krieg gegen 
sein Land wagen konnte. Die Folgen waren eine weitere Aktivität 
gegen das Reich und eine explosivartige Verschärfung der inneren 
Situation, zumal die Sudetendeutsche Heimatfront (Sudetendeutsche 
Partei) aus den Maiwahlen 1935 als stärkste Partei des gesamten 
tschecho-slowakischen Staates hervorging, — jedoch nach wie vor grund- 
sätzlich von der Führung des Staates ausgeschlossen blieb. 


Doch Staatspräsident Benesch wußte auch dies zu „rechtfertigen“: 


„In einem demokratischen Staat sind es die Rechte des Individuums 
und nicht die von irgendwelchen Gruppen als solchen, die geachtet wer- 
den müssen, und es sei unmöglich, totalitäre oder autoritäre Forderungen 
zuzulassen. “35) 


Sein Ministerpräsident Hodza beherrschte diesen Wortschatz nicht 
minder gut. Er lehnte Gemeindewahlen im Sudetenland ab, „solange 
sie ausgesprochene Kampfwahlen sein würden“ und lehnte auch Vor- 
schläge der Sudetendeutschen Partei ab, weil 


32) ebenda $. 233. 

33) W. Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch, I. Bd. „Der Sturm zieht auf“ S. 369. 

3) F,O. Miksche „Unconditional Surrender“ S. 202. 

35) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. I Doc. 156. Der britische Ge- 
sandte, Newton in Prag an Halifax am 23. 4. 1938 über seine Unterredung mit 
Benesch. 
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„die Verfassung weder eine eigene Rechtspersönlichkeit der Volksteile 
noch einen ‚Sprecher‘ derselben kenne.“3®) 

Die tschechischen Führer konnten nur hoffen, daß ihre Gesprächs- 
partner, denen sie diese und ähnliche Phrasen vorsetzten, zu dumm oder 
zu parteiisch waren, um über die Widersprüche bzw. Verlogenheit ihrer 
Ausführungen hinwegzusehen. Wie können die Rechte des Individuums 
geschützt werden oder als geschützt gelten, wenn die Staatsführung die 
Rechte der Summe der Individuen zu berücksichtigen ablehnt? Jedem 
ausländischen Beobachter mußte offensichtlich sein — und war es 
auch —, daß die damalige T'schecho-Slowakei keine „Demokratie“, auch 
kein „Rechtsstaat“ war, sondern ein von einer tschechischen Führungs- 
gruppe zusammengehaltener Nationalitätenstaat, dessen innenpolitisches 
Leitmotiv der Volkstumskampf war. Der britische Gesandte in Prag, 
Newton, sah sich am 19. 4. 1938 zu folgender Empfehlung veranlaßt: 

„Zunächst scheint wesentlich, bei jeder Gelegenheit den Ausdruck 
‚Minderheiten‘ durch den Ausdruck ‚Nationalitäten‘ zu ersetzen; denn 
wenn es einen Faktor gibt, der gegenwärtig den Zorn der Sudeten- 
deutschen erregt, so ist es die Anwendung des Begriffes ‚Minderheiten‘ 
auf sie.... 

Ich würde Dr. Benesch darauf hinweisen, es sei eine allgemeine Beobach- 
tung, daß er bei verschiedenen Gelegenheiten öffentlich neue Prinzipien, 
von denen die Verwaltung ın der Zukunft angeleitet werden würde, 
sowie einen neuen Geist angekündigt habe, von dem sie getragen sein 
würden. Seine Kritiker waren geneigt zu erwidern, daß dies feine 
Worte, aber nichts mehr gewesen seien.“37) 


Wenige Tage später nach der Unterredung mit Benesch ergänzte er: 


„Indem ich den Ausdruck ‚Vereinigte Staaten von Böhmen und Slowakei‘ 
gebrauchte, erklärte ich, daß ich nicht irgendeine Frage der Föderation 
anschneiden, sondern nur die Ideale der Einigkeit und Partnerschaft 
hervorheben wolle. Mr. Benesch hörte aufmerksam zu und sagte, daß 
er persönlich meinen Hinweisen zustimme. Er sei sich seit langem dar- 
über ım klaren, daß die Tschechoslowakei kein nationaler Staat sein 
könne (he had long held that....)... | 

Im Kabinett (in Prag) sei es schon anerkannt, daß sein Programm das 
Ende der Konzeption eines Nationalstaates bedeute... .“35) 


Doch auch dies waren „nichts mehr als feine Worte“. Schließlich war 
das Land — um mit den Worten des tschechischen Ministerpräsidenten 
Hodza zu sprechen — „zu klein, um sich atomisieren zu lassen“ oder 
durch die Gewährung einer Autonomie „Selbstmord zu begehen“?®). 
Oder um die Entscheidung des Plenums des Obersten Verwaltungs- 
gerichtes in Prag vom 19. 3. 1919 (ein viertel Jahr vor Unterzeichnung 


36) ADAP Bd. II Nr. 38 S. 70. Der deutsche Gesandte Eisenlohr an das Auswärtige 
Amt am 21. 12. 1937. 
37) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. I Doc. 150. 
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des Versailler Friedensdiktates) zu zitieren: Den nationalen Minder- 
heiten können nur so viel Rechte gewährt werden, als dadurch „der 
Charakter der Tschecho-Slowakei als Nationalstaat“ nicht verloren 
geht?®). Überflüssig zu sagen, daß diese Formel Leitmotiv für Gesetz- 
gebung und Verwaltungspraxis 

„nicht nur der Tschechoslowakei, sondern der meisten, durch die Frie- 

densverträge von 1919/1920 errichteten oder erweiterten Staaten“38) 
war. Daß Eduard Benesch, damals tschechischer Außenminister, in den 
Jahren 1918—1921 bei der erzwungenen Übertragung deutschen Ge- 
bietes an Polen mitgewirkt hat, sei nur nebenbei erwähnt”). 


Dieser 1935 zum Staatspräsidenten avancıerte Benesch fühlte sich 
zu dieser Innenpolitik auf Grund seiner außenpolitischen Strategie be- 
fähigt, die er in seinen Memoiren wıe folgt beschreibt: 


„Von 1935 an versuchte ich mein Äußerstes, einen geraden Kurs mit 
der Sowjetunion auf der einen und mit Frankreich auf der anderen 
Seite zu steuern. Am 4. Juni 1936, nach den französischen Wahlen, die 
die Bildung der Volksfront-Regierung zur Folge hatten, sandte mir 
der neue Premier, Leon Blum, eine Botschaft des Inhalts, daß Frank- 
reich niemals wieder eine solche Schwäche zeigen werde, wie sein Vor- 
gänger z. Zt. der Besetzung des linken Rheinufers. Und er versicherte 
mir, daß seine Regierung hart und fest gegenüber Deutschland sein 
werde und daß wir darauf bauen möchten (might count on thıs).... 
Der Außenminister, J. Paul-Boncour, sandte mir eine Anzahl von Noten 
der gleichen Richtung (strain). Er versuchte besonders die östliche Front 
der Kleinen Entente wiederherzustellen und Polen zu gewinnen.“4°) 


So sollte sich auch die politische und militärische Zusammenarbeit 
der Tschecho-Slowakei mit der auf Weltrevolution ausgerichteten So- 
wjetunion, der Ankauf sowjetischer Bombenflugzeuge und das sowjeti- 
sche Hilfsversprechen trotz fehlender gemeinsamer Grenze sowie der 
französische Versuch, der Roten Armee für den Kriegsfall einen Weg 
nach Prag zu öffnen“), verhängnisvoll auf die Entwicklung in Europa 
auswirken®?). 


„Rußland hatte bereits 300 Kriegsflugzeuge an die Tschechei geliefert, 
und außerdem standen mehrere Geschwader sowjetischer Flugzeuge auf 
tschechischen Flugplätzen.“%3) 


Nicht Hitler, sondern Eduard Benesch hatte die Sudetenkrise immer 
stärker angeheizt! Der britische Historiker A. J. P. Taylor mußte be- 
stätigen, daß Hitler im Frühjahr 1938 seinen Weg nicht klar gesehen 


38) K. Rabl „Das Selbstbestimmungsrecht der Völker“ S. 99 und 234. 
39) ebenda S. 102. 

#0) E. Benesch „Memoirs of Dr. Eduard Benes“ S. 34. 

#1) H. Roos „Polen und Europa“ S. 321. 

#2) E. Benesch „Memoirs of Dr. Eduard Benes“ S. 40. 

43) H. E. Barnes „Entlarvte Heuchelei“ $. 125. 
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habe, Benesch hingegen gewillt war, das für ihn zu Haus unlösbare 
Sudeten-Problem „im internationalen Feld“ zu regeln“). Die Ver- 
sicherung Görings gegenüber den Tschechen in Berlin am 12. 3. 1938, 
„daß Deutschland ein Vorgehen gegen die Tschecho-Slowakei nicht ın 
Betracht ziehe“, ist durch die diplomatischen Akten bestätigt worden. 
Hitler hat nach dem Anschluß Österreichs erklärt, daß „die Bereinigung 
der tschechischen Frage nicht eilt“*), und es gibt keinen Nachweis da- 
für, daß er anders gehandelt hat. 
„Es wird behauptet, die Nationalsozialisten hätten bewußt die sonst 
zufriedenen deutschen Minderheiten in Aufruhr versetzt. Und erst dar- 
aufhin hätten sie sich Beschwerden ausgedacht, um daraus für Deutsch- 
land politisches Kapital zu schlagen. Die Untersuchungen unseres Lord 
Runciman widerlegten jedoch die Behauptung. Hitler hatte die Unzu- 
friedenheit im Sudetenland nicht wachgerufen. Im Gegenteil! Deutsche 
Diplomaten in Böhmen suchten die Sudetendeutschen auf dem Höhe- 
punkt der Erregung über den Zusammenschluß Deutschlands mit Öster- 
reich von jeder Herausforderung der Tschechen zurückzuhalten.“*®) 
Andere Politiker hingegen ventilierten bereits „lange bevor Hitler 
seine Ansichten über den Anschluß des Sudetenlandes formulierte“ die 
Fragen bezüglich der Tschecho-Slowakei®”). 
„Die Briten drängten Hitler (bereits am 10. Mai 1938), Forderungen 
gegenüber der Tschechoslowakei zu erheben. Dies überraschte ihn.“ 8) 
Vor der Mai-Krise 1938 hatte sich die Reichsregierung sechsmal um 
Verhandlungen mit Benesch bemüht. Die deutschen Unterhändler hat 
er jedesmal abgewiesen. 
„Er findet es noch nicht einmal der Mühe wert, das telegraphische An- 
gebot, das ıhm der Gesandte Eisenlohr am 16. 2. 1938 schickt, zu be- 
antworten.“ 9) | 
Die Mai-Krise 1938 hat Staatspräsident Benesch mit seinem Mobil- 
machungsbefehl für die tschechische Armee ausgelöst. Als Vorwand be- 
nutzte er Gerüchte über angebliche deutsche Truppenkonzentrationen an 
der tschechischen Grenze. Quelle dieser Gerüchte waren britische Nach- 
richtenstellen „offenbar vom Foreign Office“3%). Sie kamen jedenfalls 
aus der gleichen Hauptstadt, aus der man soeben Hitler nahegelegt 
hatte, Forderungen gegenüber der Tschecho-Slowakei zu erheben, „was 


44) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 153. 

45) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 47. 
und A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 148, 151—155. 
und IMT Bd. IX S. 337/338. 

46) P, H. Nicoll „Englands Krieg gegen Deutschland“ S. 48. 

4) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 155. 

48) ebenda S. 161. 

42) R. Pozorny „Wir suchten die Freiheit“ S. 374. 

50) E. Moravec „Das Ende der Benesch-Republik“ S. 241 und A. J. P. Taylor „The 
Origins of the Second World War“ S. 165. 
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Hitler überraschte“. Überflüssig zu erwähnen, daß ihn diese Gerüchte 
und ihre Folgen in Form der tschechischen Mobilmachung ebenfalls 
„überraschten“. 


„Tatsächlich gibt es keine deutschen Truppenbewegungen — wie auch 
nach dem Krieg im Nürnberger Prozeß einwandfrei festgestellt wird. 
Was also hat die tschechische Regierung dazu bewogen, diese einwand- 
freie Kriegsprovokation zu starten? 


Es gibt nur zwei Möglichkeiten, deren Richtigkeit jedoch bis heute nur 
vermutet werden kann. Entweder hat die tschechische Regierung ein- 
fach, ähnlich wie Schuschnigg mit seiner ‚Volksabstimmung‘, einen 
Sprung nach vorn gemacht, hat ganz bewußt einen Krieg provoziert. ... 
Die andere Möglichkeit besteht darin, daß deutschen Widerstandskreisen 
die Ausfertigung der zweiten Studie „Grün“ bekannt wurde, nicht aber 
deren Inhalt. Möglicherweise wurde London von der Anfertigung dieser 
Studie informiert — antinazistische Kreise der höchsten deutschen Mili- 
tärs informierten tatsächlich die britische Regierung über die geheimsten 
militärischen Dinge — und hat daraus den Schluß gezogen, die Studie seı 
ein kurzfristiger Angriffsplan. 


Die britische und französische Presse ıst voll von alarmıierenden Mel- 
dungen. Der Krieg scheint unmittelbar bevorzustehen! Henderson, der 
britische Botschafter in Berlin, gibt seinen Beamten bereits den Rat, ihre 
Frauen und Kinder nach Hause zu schicken. Den gleichen Rat gibt er 
auch britischen Pressekorrespondenten. 


Und immer weiter hagelt es Proteste — nicht gegen die tschechischen, 
sondern gegen die gar nicht stattfindenden deutschen Truppenbewegungen. 
Die Regierungen Frankreichs und der Sowjetunion drohen ganz offen mit 
einem militärischen Eingreifen.“51) 


Mobilmachung bedeutet selbst heute nach dem Zweiten Weltkrieg 
noch faktisch Auslösung des Kriegszustandes! Benesch hielt die Mobil- 
machung aufrecht, nachdem die als Vorwand benutzten Gerüchte von 
ausländischen (neutralen) Journalisten und Militärattaches widerlegt 
worden waren; er hat die einberufenen Reservisten erst Mitte Juni 1938 
entlassen. Großbritannien und Frankreich haben trotz Bitten Hitlers 
den Tschechen nıcht geraten, ihre Mobilmachung aufzuheben! 


Hitler erteilte am 1. Tag der tschechischen Mobilmachung, am 21. 5. 
1938, die geheime Weisung, „daß es nicht seine Absicht sei, in nächster 
Zeit gegen die Tschechoslowakei vorzugehen“5?). Dies beweist, daß 
sich Hitler nicht provozieren lassen wollte und auch nicht krampf- 
haft einen für die Weltöffentlichkeit wirksamen Vorwand suchte, um 
die Tschecho-Slowakei zu zerschlagen. Er hätte sich — falls er auf Er- 
oberung aus gewesen wäre — keine bessere Rechtfertigung für einen 
Angriff wünschen können als die vorangegangene Mobilmachung des 
Gegners und die Bestätigung der neutralen, auch britischen und fran- 


51) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 49. 
»=) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 36. 
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zösischen Militärattaches, daß die von Benesch vorgeschobene Motivie- 
rung erlogen war. (Ähnlich verhielt sich Hitler angesichts der erneuten 
tschechischen Mobilmachung am 23./24. 9. 1938). Die Beweiskette 
schließt sich weiter bis hin zur Fälschung des noch gesondert zu unter- 
suchenden „Hoßbach-Protokolls“ (5.11.1937) im Jahre 1945, in dem 
u. a. der Satz als authentisch ausgegeben wurde: 
„Hitler entschlossen, die Lösung der deutschen Raumfrage in Angriff 
zu nehmen und bei sich bietender Gelegenheit mit Gewalt gegen die 
Tschecho-Slowakei und Österreich vorzugehen.“ 
In Wirklichkeit hat er die sich bietende Gelegenheit nicht ergriffen. 
Folglich kann es keinen solchen Plan oder „Entschluß“ gegeben haben. 


Die Tschechen hingegen ließen es nicht mit der Mobilmachung be- 
wenden. Sie verstärkten gleichzeitig die Kampfmaßnahmen gegen die 
Grenzlandbevölkerung und ihren feindseligen Pressefeldzug mit dem 
höhnischen Argument, Hitlers Zurückhaltung und Untätigkeit sei ein 
Schwäche-Beweis. Hitler sei bereits vor der kleinen Tschecho-Slowakei 
zurückgewichen, wie leicht sei es daher für die Großmächte, mit dem 
Reich fertig zu werden??)! Deutschland könne man also dies und noch 
mehr risikolos zumuten! Die Presse des Westens assistierte und 

„erging sich in Lobberichten über den tschechischen militärischen Appa- 


rat, der tadellos und in unerwarteter Schnelligkeit gearbeitet habe. Da- 
durch steigerte sich unser Vertrauen, daß wir nicht alleine sind.“ >*) 


Wie provokativ Eduard Benesch vorging, sollte sich auch in den 
Wochen vor der Münchener Konferenz darın erweisen, daß er sıch selbst 
auf den Druck der Westmächte hin nicht bewegen ließ, den Sudeten- 
deutschen einen Kompromiß vorzuschlagen?®). Der Grund hierfür lag 
darin, daß er außer den Westmächten noch einen weiteren „Freund“ ıns 
Spiel bringen konnte: Stalin. 


„Die sowjetische Regierung, die schon früher erklärt hatte, den 
sowjetisch-tschechoslowakischen Vertrag über gegenseitige Hilfe zu er- 
füllen, bestätigte Mitte Maı (1938) entschlossen ihre Bereitschaft, die 
Tschechoslowakei gegenüber einer Aggression zu verteidigen, sogar dann, 
wenn Frankreich seine Hilfe verweigert.“ >) 


„Die sowjetische Regierung wandte sich mehrmals an die Regierungen 
Englands und Frankreichs mit dem Vorschlag über ein gemeinsames 
Vorgehen zur Unterstützung der Tschecho-Slowakei.... 


53) E. Kordt „Nicht aus den Akten“ S. 227. 

54) E. Moravec „Das Ende der Benesch-Republik“ S. 242. 
Moravec war Oberst im tschechischen Generalstab. 

55) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 56. 

5) A. I. Nedoresow „Die nationale Befreiungsbewegung in der Tschechoslowakei“ 
russ. $. 37 und 39. 
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Die Sowjetunion war bereit, der Tschechoslowakei sogar dann Kriegs- 
hilfe zu leisten, wenn dies Frankreich nicht tun sollte, was eine Be- 
dingung der sowjetischen Hilfe war, aber auch dann, wenn ... Polen 
oder... Rumänien sich weigern sollten, sowjetische Truppen durch ihr 
Land marschieren zu lassen. Die sowjetische Regierung teilte dem Prä- 
sidenten und der Regierung der Tschechoslowakei mit, daß die Sowjet- 
union der Tschechoslowakei unter einer Bedingung Hilfe erweisen kann: 
wenn sich die Tschecho-Slowakei selbst verteidigen wird und um sowje- 
tische Hilfe bittet.“57) 

Im übrigen war dieses sowjetische Hilfsversprechen vorbehaltlos, 
d.h. unabhängig von der Rechtslage und der „Frage des Aggressors“. 
Nach sowjetischer Lehre ist ohnehin jeder ein Aggressor, den Kom- 
munisten als solchen kennzeichnen, wobei Tatbestände belanglos sind. 
Selbst der us-amerikanische Botschafter ın Paris, Bullitt, nahm den 
krisen- und kriegsfördernden Einfluß der Sowjetunion auf die tsche- 
chische Regierung mit Besorgnis zur Kenntnis. In einem Schreiben an 
Präsident Roosevelt vom 22. 5. 1938 teilte er mit, daß die von der 
tschechischen Regierung verkündete Mobilmachung 

„als Anstiftung zum Krieg in Europa aufgefaßt werden müsse, wel- 
cher nur das eine mögliche Ergebnis haben könnte — die Errichtung des 
Bolschewismus auf dem ganzen Kontinent.“>®) 

Die Münchener Konferenz, die vier Monate nach diesen Ereignissen 
stattfand, hätte vermieden werden können, wenn Staatspräsident 
Benesch die den deutschen Minderheiten bereits im Jahre 1919 ver- 
sprochenen Rechte gewährt hätte und wenn er sich nicht in Anlehnung 
an seine vielen und mächtigen und teils drängenden „Freunde“ zu 
fortlaufenden Provokationen hätte hinreißen lassen. 


Es gab damals 500 000 dauerarbeitslose, von keiner Versicherung, 
keiner Gewerkschaft, keiner Krankenkasse unterstützte Sudetendeutsche 
(von 800 000 ım gesamten tschechischen Staat), wobei noch die not- 
leidenden Familienangehörigen hinzuzuzählen sind, — diese Zustände 
konnten nicht ungeändert überdauern. In der Tschecho-Slowakeı war 
die Auszahlung der Arbeitslosenunterstützung an die Zugehörigkeit zur 
Gewerkschaft gebunden und wurde auch in diesem Fall nur 6 Monate 
gezahlt. Die anschließende Wohlfahrtsunterstützung oder das Armen- 
geld einer Gemeinde betrug wöchentlich (Armengeld monatlich!) für 
Ledige 10, für Verheiratete 20 Kronen (eine bis zwei Reichsmark)?®). 
Das Bild des Elends wurde noch gravierender angesichts der Folgen 
dieser Situation in Form von Unterernährung, Krankheit, Zunahme der 
Sterbefälle und starkem Rückgang der Eheschließungen und Geburten. 


57) W. P. Bondarenko und P. I. Resonowa „Die antifaschistische Widerstandsbewe- 
gung“ russ. S. 95/96. 
38) R. Jung „Die Tschechen“ S. 151/152. 
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Die systematische Verdrängung der Sudetendeutschen aus Wirtschaft 
und Verwaltung selbst ihrer rein deutschen Heimatkreise blieb politi- 
sches Konzept und mußte die Lage fortlaufend verschärfen. Das 200 
Paragraphen umfassende „Staatsverteidigungsgesetz“ mit seinen Durch- 
führungsverordnungen vom 23. 6. 1936 lieferte die „rechtliche Grund- 
lage“ für Ausschaltung und Ausmerzung des Sudetendeutschtums. Dies 
Staatsverteidigungsgesetz war das 1935 sofort in Angriff genommene 
und eines der nachhaltigsten Gesetzeswerke des am 18. 12. 1935 neu 
gewählten Staatspräsidenten und somit „Oberbefehlshabers der bewaff- 
neten Streitkräfte“ Eduard Benesch. Mit Hilfe der Kautschukbestim- 
mung über die „staatliche Unzuverlässigkeit“ konnte jeder Arbeitnehmer 
entlassen und jeder Unternehmer enteignet werden, der der Prager 
Zentrale nicht genehm war. Die hierdurch noch nicht erfaßten Lebens- 
möglichkeiten der Sudetendeutschen wurden durch die Bestimmungen 
über die „Grenzzone“ ausgeschaltet. Die Verweigerung jeden politischen 
Einflusses auf dieses Gesamtgeschehen, die Flucht von über 214 000 Su- 
detendeutschen über die Grenze nach Deutschland, die Ermordung von 
200 Sudetendeutschen und viele andere Drangsale mußten die Situation 
ohne Einwirken Hitlers ständig einem Höhepunkt zutreiben. Jeder aus- 
ländische Besucher, der diese Gebiete damals bereiste, kam zu dem über- 
einstimmenden Ergebnis, daß diese Zustände unhaltbar waren). Lord 
Runciman, der als Sonderbotschafter der britischen Regierung vom 
25. 7. bis Mitte September 1938 die Verhältnisse in der 'Tschecho- 
Slowakei an Ort und Stelle studierte, war nur einer unter vielen. 


Die britische Führung war all die Jahre sehr gut über die Zustände 
in der Tschecho-Slowakei informiert, haben doch sudetendeutsche Ab- 
geordnete seit 1919 den britischen Politikern ständig ihre Sorgen vor- 
getragen. 


„Allerdings waren es vor der nationalsozialistischen Zeit die deutschen 
Agrarier, Demokraten und Sozialdemokraten der Tschechoslowakei ge- 
wesen, die in London um Hilfe bei der englischen Regierung gegen die 
tschechische Bedrückung nachgesucht hatten. Erst später kamen auc 
Henlein und seine Parteifreunde an die Themse, um hier im gleichen 
Sinne vorstellig zu werden. Bereits im Sommer 1937 hatte Henlein 
persönlich in London selbständige Verhandlungen über die Gewährung 
der Autonomie an die sudetendeutschen Gaue der Tschechoslowakei ge- 
führt, und schon damals hatte die englische Regierung — weil sie die 
Berechtigung der sudetendeutschen Forderungen anerkannte — Henlein 
Zusicherungen gegeben, daß sie seine Bestrebungen unterstützen 
würde.“6) 


59) W. Jaksch „Europas Weg nach Potsdam“ S. 270. 
60) F, Hesse „Das Spiel um Deutschland“ S. 109/110. 
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Die sudetendeutsche Forderung auf Selbstbestimmung und Unab- 
hängigkeit ist erst zu allerletzt erhoben worden, 


a) nach Ablehnung der vielfachen, in jahrelanger Geduld und somit 
friedfertigem Wollen vorgebrachten sehr maßvollen Vorschläge, 


b) nach Verkündung des Standrechtes im Sudetengebiet durch die tsche- 
chische Regierung am 12.9.1938 (Forderung Henleins am 15.9.1938), 


c) nachdem die britische Publizistik und Lord Runciman, sogar Mr. 
Chamberlain als Premierminister und selbst Winston Churchill eine 
Abtretung an Deutschland empfohlen hatten. So schrieb z. B. bereits 
am 14. Maı 1938 

„‚Augur‘, ein ehemaliger diplomatischer Korrespondent der Londoner 
‚Times‘ in der ‚New York Times‘, daß 


‚Mr. Chamberlain heute ... zweifelsohne eine drastischere Maß- 
nahme für gut hält — nämlich die Lostrennung der deutschen Ge- 
biete von der tschechoslowakischen Republik und ihre Einverleibung 
in das Deutsche Reich‘. “61) 


Winston Churchill gab am 7. September 1938 in einem Leitartikel 
an die „Times“ 


„eindeutig zu verstehen, daß der beste Ausweg aus der Lage die Über- 
gabe des Sudetenlandes an Deutschland durch die Tschecho-Slowakei 


wäre.“®2) 
(Nach der Münchener Konferenz freilich handelte es sich bei ihm um 
den „demokratischen Musterstaat Mitteleuropas“ — vergleiche seine 


zum Krieg aufputschenden Reden S. 52/53). 


Unzweideutig hatte Lord Runciman in seinem Bericht an die britische 
Regierung vom 21. September 1938 die Abtretung des Sudetenlandes 
an Deutschland gefordert, 

„da die Gefahr eines Bürgerkrieges besteht und die tschechische Re- 
gierung in keinem irgendwie ausreichenden Maße entgegenzukommen 
bereit ist.“®3) 

Trotz dieser und anderer Vermittlungsversuche und Ratschläge war 
die tschechische Regierung nicht gewillt einzulenken. Zu mächtig waren 
doch auch die Einflüsse von Moskau. Benesch hatte auf Anfrage bei 
Stalin erneut bestätigt bekommen, daß die Rote Armee im Fall eines 
deutsch-tschechischen Konfliktes marschieren werde, auch dann, wenn 
Frankreich nicht militärisch eingreife, und zwar unabhängig davon, aus 


61) M. Gilbert und R. Gott „Der gescheiterte Frieden“ S. 91. 

*2) W. Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch Bd. I „Der Sturm zieht auf“ S. 362 
und I. M. Maisky „Wer half Hitler?“ russ. S. 75. 

63) Dokumente und Materialien am Vorabend des Zweiten Weltkrieges“ russ. Bd. I 
S. 220—238, speziell S. 232—234. 
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welchem Grund der Konflikt ausbrechen würde®®). Die Voraussetzung 
für diesen Einsatz war lediglich — wie bereits zitiert —, daß die tsche- 
chische Armee kämpfe und die Hilfe der Roten Armee erbitte. 


„Die sowjetische Regierung ihrerseits schlug (Anfang September 1938) 
der französischen Regierung vor, unverzüglich eine Konferenz der 
Vertreter des sowjetischen, französischen und tschechischen General- 
stabes zur Ausarbeitung der notwendigen Maßnahmen einzuberufen. 
Litwinow nahm an, daß Rumänien den sowjetischen Truppen und Luft- 
streitkräften erlauben würde, durch ihr Land hindurchzustoßen (pro- 
pustit), doch hielt er es für angebracht, daß es hinsichtlich einer Ein- 
wirkung auf Rumänien in diesem Sinne sehr wünschenswert wäre, mög- 
lichst bald im Völkerbund die Frage einer eventuellen Hilfe gegenüber 
der Tschechoslowakei aufzuwerfen. Sollte man sich, und sei es auch 
nur mit Mehrheit, im Völkerbundsrat für eine solche Hilfe aussprechen 
(streng genommen wird laut Satzung Einstimmigkeit gefordert), so 
würde sich Rumänien zweifellos diesem anschließen und keine Ein- 
wände gegen den Durchmarsch der sowjetischen Truppen durch sein Land 
erheben.“®5) 


Die Zielsetzung der Sowjetunion mußte jedem Politiker der westlichen 
Mächte offensichtlich sein, lehrte doch Lenin bereits im Jahre 1917, daß 
die proletarische Revolution die Gegensätze der kapitalistischen Staaten 
bis hin zu Kriegen, zur Selbstzerfleischung des Kapitalismus steigern 
und anschließend das entscheidende Gewicht der Sowjetmacht zur Durch- 
setzung des Weltbolschewismus in die Waagschale werfen müsse. 


Stalin bekräftigte seinen Einsatzwillen und somit seine Ermunterung 
für die provokatorische Politik Benesch’s mit entsprechenden Maß- 
nahmen: 

„In diesen Tagen bestätigte die Regierung der Sowjetunion aufs neue 
ihre Bereitschaft, unverzüglich den Völkern der Tschechoslowakei Hilfe 
zu leisten und billigte entsprechende praktische Maßnahmen. 30 Schützen- 
und einige Kavallerie-Divisionen der sowjetischen Armee wurden an 
der westlichen Grenze der UdSSR zusammengezogen. Die Luftwaffe 
und Panzereinheiten wurden in Kriegsbereitschaft versetzt. ‚Die sowje- 
tischen bewaffneten Kräfte — so erinnerte N.S. Chruschtschew ım 
Jahre 1955 —, waren damals in Gefechtsbereitschaft versetzt, um der 
Hitlerschen Aggression, die gegen die Tschechoslowakei gerichtet war, 
eine Abfuhr zu erteilen.“®*) 


Am 12. September 1938 hat Hitler auf der Schlußkundgebung des 
Parteitages der NSDAP in Nürnberg seine Haltung gegenüber der 
tschechischen Politik präzisiert und erklärt, daß der Reichsregierung die 
Rechtlosmachung der Sudetendeutschen nicht gleichgültig sei und daß 


6) A. I. Nedoresow „Die nationale Befreiungsbewegung in der Tschechoslowakei“ 
russ. $. 46 und 51. 
65) [.M. Maisky „Wer half Hitler?“ russ. S. 73. 
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kein europäischer Staat dem Frieden größere Opfer gebracht habe als 
Deutschland, diese Opfer jedoch ihre Grenzen haben. 


Folge: 12. September: 


„Verhängung des Standrechts über fast alle Gebiete der CSR. Zu- 
nehmende Radikalisierung der Tschechen, Verschärfung der Presse- 
zensur, Versammlungsverbote, militärische Einzelaktionen und lokal- 
polizeiliche Maßnahmen. 


Konrad Henlein stellt ein auf sechs Stunden befristetes Ultimatum an 
die Regierung, in dem die Aufhebung des Standrechts, die Zurück- 
ziehung der tschechischen Polizei aus dem sudetendeutschen Gebiet und 
die Kasernierung des Militärs in rein militärische Unterkünfte gefor- 
dert wird. 
Nach Ablauf der Frist bricht die sudetendeutsche Delegation die Ver- 
handlungen mit der Regierung ab und verläßt Prag. 

13. September: 


„Die Tschechen ergreifen scharfe polizeiliche und militärische Maß- 
nahmen und führen Massenverhaftungen durch. Ein Teil der führen- 
den Amtswalter der Sudetendeutschen Partei verläßt die Tschecho- 
Slowakei. 


Die Vertreter Runcimans... geben... zu, daß bei der gegenwärtigen 

Situation die Forderungen der SdP verständlich und vertretbar wären. 
15. September: 

„Konrad Henlein erläßt die Proklamation an die Sudetendeutschen und 

an die Welt, in der er den Anschluß der sudetendeutschen Gebiete an 

das Reich fordert. Bildung eines sudetendeutschen Freikorps in Deutsch- 

land.“®®) 

Prag antwortete am 16. 9. mit Auflösung der sudetendeutschen Partei, 
womit 3,5 Millionen Sudetendeutsche jeglicher demokratischer und 
organisatorischer Vertretung beraubt wurden, einem Steckbrief gegen 
Konrad Henlein, und der Zerschneidung der Telephonverbindungen mit 
dem Deutschen Reich#). Am 17. 9. schlossen sich eine Reihe weiterer 
außerordentlicher Maßnahmen an, die eine Fülle von Verfassungsartikeln 
außer Kraft setzten. Am 19. 9. forderten London und Paris in dem 
sogenannten „anglo-französischen Plan“ von Benesch die Herausgabe 
des Sudetenlandes (des Gebietes mit mehr als 50 %/o deutscher Bevöl- 
kerung) und annullierten für den Konfliktfall das militärische Hilfsver- 
sprechen. Die beiden Westmächte verstärkten am 21. 9. auf Grund des 
Abschlußberichts von Lord Runcıman den Druck auf Benesch, indem 
sie ıhm mitteilten, 


66) R. Pozorny „Wir suchten die Freiheit“ S. 304. 


67) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. II Doc. 1033 und K. Ploetz „Aus- 
zug aus der Geschichte“ (1939) S. 720. 
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„daß er nicht mehr mit militärischer Hilfe rechnen könne, falls Deutsch- 
land jetzt in das Gebiet der Tschecho-Slowakei einfallen sollte. “6®) 


Daraufhin nahm Benesch die britisch-französischen Forderungen an. 
Am gleichen 21. 9. forderten Ungarn und Polen von der tschechischen 
Regierung die Abtretung der ungarisch bzw. polnisch besiedelten Gebiete. 


22. September: 


„Die Regierung Milan Hodza tritt zurück. Tschechische Riesendemonstra- 
tionen fordern schärfste Maßnahmen gegen die Sudetendeutschen. Mas- 
senverhaftungen, die eine Fluchtwelle aus dem deutschen Grenzgebiet in 
das Reich zur Folge haben, setzen ein. Der tschechische Armeegeneral 
Sırovy wird von Benesch mit der Regierungsbildung betraut.“®®) 


Am gleichen 22. 9. trıft Mr. Chamberlain in Bad Godesberg mit 
Hitler zusammen, nachdem er sich vom britischen Parlament die Zu- 
stimmung zur Übergabe des Sudetenlandes an Deutschland hatte geben 
lassen, die bei seinem Besuch in Berchtesgaden am 15. 9. zur Debatte 
gestanden hatte. Die innerhalb dieser wenigen Tage veränderten Ver- 
hältnisse zwangen Hitler, auf einer kurzfristigen Lösung zu bestehen, 
was von den „Managern der veröffentlichten Meinung“ im Ausland un- 
sachlicherweise als „neue Forderung Hitlers zur provokatorischen Lage- 
verschärfung“ interpretiert wurde. 

Zur Zeit dieser Godesberger Konferenz verschärften aber auch noch 
andere Kräfte die Lage in Europa weiter. Es war vornehmlich Lord 
Halifax in London, der für neuen Zündstoff sorgte: Bereits am 22. Sep- 
tember drängte er telegrafisch die britische Delegation, sie möge zu- 
stimmen, der tschechischen Regierung die Mobilmachung anzuraten. 
Henderson setzte einen Aufschub dieses Rates durch. Doch ungeachtet 
dessen und ungeachtet der Tatsache, daß Halifax fernab vom Ort des 
Geschehens war, drängte der britische Außenminister am 23. 9. erneut: 
„Wir schlagen vor, den Tschechen um 15 Uhr die Mobilmachung zu 
gestatten“. — „Warten Sie noch“ — antwortete Henderson. Der fran- 
zösische Ministerpräsident Daladier bekundete zwischenzeitlich ebenfalls 
seine Meinung, „daß die tschechische Mobilmachung nicht mehr länger 
hinausgeschoben werden durfte“. Um 16 Uhr gab die britische Dele- 
gation in Bad Godesberg diesem Drängen nach”®), obgleich Hitler Herrn 
Chamberlain soeben mitgeteilt, daß die Tschechen gerade 12 deutsche 
Geiseln erschossen hatten, und versprochen hatte, der Wehrmacht zur 
Zeit der Verhandlung keinen Marschbefehl gegen die Tschecho-Slowakei 
zu erteilen”'). Unmittelbar auf den Startschuß vom Foreign Office 


68) E. Moravec „Das Ende der Benesch-Republik“ S. 340. 

69) R. Pozorny „Wir suchten die Freiheit“ S. 306. 

7%) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. II Doc. 1031, 1035, 1044, 1046, 
1047, 1049. 

71) ebenda Doc. 1033. 
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in London verkündete die tschechische Regierung die Generalmobil- 
machung, die 1,5 Millionen Soldaten zu den Waffen rief, und unter- 
brach den Eisenbahnverkehr mit dem Deutschen Reich auf allen Linien. 
— Erneut war die Lage verändert, d.h. verschärft worden — nicht 
durch Hitler. Die tschechische Mobilmachung hat die Godesberger Kon- 
ferenz gesprengt. Wiederum machte die Weltpresse Hitler für das 
„Scheitern einer friedlichen Lösung“ verantwortlich. — Von Halifax und 
seinem Wirken im Hintergrund sprach niemand. 

Auch noch andere Akteure sind zu nennen, die Sowjets: 


„Die tschechoslowakische Regierung lehnte das „Godesberger Programm“ 
Hitlers ab (22./23. 9. 1938). Bei dieser Entscheidung der Tschecho- 
slowaken spielte die wenige Tage vorher von sowjetischer Seite er- 
haltene Zusicherung eine Rolle, der Tschechoslowakei in jedem Fall 
Hilfe zu leisten, auch im Fall eines Verrates von seiten Frankreichs. “72) 


Beunruhigt über die nun eingetretene Entwicklung, sendet die britische 
Delegation in Bad Godesberg, also Chamberlain ohne seinen Außen- 
minister Halifax, am 24. 9. dem britischen Gesandten in Prag, Newton, 
ein Memorandum: 


„Die Berichte über Zwischenfälle im Sudetenland, die von Stunde zu 
Stunde zahlenmäßig anwachsen, zeigen, daß die Situation für die su- 
detendeutsche Bevölkerung völlig untragbar und infolgedessen eine Ge- 
fahr für den Frieden in Europa geworden ist. Es ıst daher wesentlich, 
daß die Abtrennung des Sudetenlandes, der die Tschechoslowakei zuge- 
stimmt hat, ohne weitere Verzögerung vollzogen wird.“73) 


Am 26. 9. hielt Hitler im Sportpalast eine Rede, in der er u. a. sagte: 


„Angesichts der Erklärung Englands und Frankreichs, sich nicht mehr 
für die Tschecho-Slowakei einzusetzen, wenn nicht endlich das Schicksal 
dieser Völker anders gestaltet würde und die Gebiete freigegeben wür- 
den, fand Herr Benesch einen Ausweg. Er gab zu, daß diese Gebiete 
abgetreten werden müssen. Das war seine Erklärung! Aber was tut er? 
Nicht das Gebiet trat er ab, sondern die Deutschen treibt er jetzt aus! 
Und das ist jetzt der Punkt, an dem das Spiel aufhört! 

Herr Benesch hatte kaum ausgesprochen, da begann seine militärische 
Unterjochung — nur noch verschärft — aufs neue. Wir sehen die 
grauenhaften Ziffern: an einem Tag 10000 Flüchtlinge, am nächsten 
20 000, einen Tag später schon 37 000, wieder zwei Tage später 41 000, 
dann 62 000, dann 78000, jetzt sind es 90 000, 107 000, 137 000 und 
heute 214 000.72) 


Am 27. 9. ließ Präsident Benesch sämtliche Rundfunkapparate im 
Sudetengebiet konfiszieren und willkürlich 20 000 Sudetendeutsche als 
Geiseln verhaften, deren Erschießung er für den Konfliktfall vorsah”). 


2) 1. M. Maisky „Wer half Hitler?“ russ. S. 78. 

73) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. II Doc. 1068. 
74) G. Rühle „Das Dritte Reich“ Bd. 1938 S. 253. 

75) R. Pozorny „Wir suchten die Freiheit“ S. 307 und 303. 
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Schließlich zerstörten die Tschechen 247 Brücken im Sudetengebiet”®). 
Benesch war weiterhin gewillt, mit Hilfe der sich durch seine Politik 
verschärfenden Krise verpflichtende Zusagen von England und Frank- 
reich zu erhalten und die innenpolitische Frage der Tschecho-Slowakei 
zu einer europäischen Krise auszuweiten’). Er war sogar bereit, um 
dieses Zieles willen einen Krieg zu entfesseln. Seinen Erinnerungen — 
„offenbar ein Teil der als verloren angesehenen Erinnerungen“”) — 
entnehmen wir folgende Aufrufe bzw. Aussagen: 


Eduard Benesch in einer Rundfunkrede des 22. 9. 1938: 


„Einem Krieg mit Hitlers Deutschland ist unmöglich zu entrinnen. Es 
kommt entweder jetzt oder später dazu. Ich wünschte ihn mir sofort. 
Die Pflicht unserer Regierung ist es, den Staat zu erhalten bis zu dem 
Augenblick, da es zu einer weiteren Krise mit Deutschland kommt. 
Diese Krise ıst unvermeidlich, und in ıhr wird es zu einem allgemeinen 
Krieg kommen, der uns alles wieder zurückbringen wird, was wir jetzt 
verlieren würden.“ 


Am 23.9. 1938: 


„Ich berief die Regierung mit Vertretern der politischen Parteien und 
der Armee auf den Hradschin und forderte die Zustimmung zur 
Mobilmachung, indem ich ihnen nicht verheimlichte, daß ... ein all- 
gemeiner europäischer Krieg, ın welchem Frankreich, die Sowjetunion 
und auch Großbritannien an unserer Seite stehen würden, in wenigen 
Tagen ausbrechen werde... .“ 


„Ich war überzeugt, daß es zu einem allgemeinen Krieg mit Deutsch- 
land kommen müsse.“ 
An seine Generale: 
„Bereiten Sie sich für den nahen Krieg vor, wir werden darin noch 
eine Rolle spielen.“ 78) 
Am 2. 10. 1938 gestand Benesch einem seiner Generalstabsoffiziere, 
daß er den Verrat und die Schwäche des Westens nicht erwartet hatte”). 
„Irotz der Mobilmachung der gesamten Armee wurde uns die Mün- 
chener Übereinkunft auferlegt. “8°) M 
Wer — wie Eduard Benesch selbst eingestanden hatte! — langfristig 
die angebliche Unvermeidbarkeit eines großen „allgemeinen“ Krieges 
proklamiert und als maßgebender Politiker alles tut, um eine solche 
Entwicklung einzuleiten und zu verschärfen, spricht eine unüberhör- 
bare Sprache, zumal die auf Weltrevolution ausgehende Sowjetunion 
zu allem Unglück auch noch mit von der Partie sein sollte. Auch 


76) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 237. 
7) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 153. 

8) Frankfurter Allgemeine 11. 3. 1959 S. 11. 

9) E. Moravec „Das Ende der Benesch-Republik“ S. 24. 

860) E. Benesch „The Memoırs of Dr. Eduard Benes“ S. 43. 
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in England und Frankreich ist schon Monate vor „München“ diese 
Sprache gehört und verstanden worden. Auch dort wußte man, daß 
Deutschland bis zum letzten Augenblick keinen unmittelbaren Druck 
auf die tschechische Regierung ausgeübt hatte — trotz des provokativen 
Vorgehens der tschechischen Politiker®!). Auch dort wußte man, daß 
E. Benesch seine Armee als die beste Armee Europas, seinen Befestigungs- 
gürtel als der Maginot-Linie ebenbürtig, teils sogar überlegen ansah, 
und daß er seit seiner Wahl am 18. 12. 1935 zum Staatspräsidenten 
seine Politik auf das „Empfinden“ abstellte, „daß Europa einem großen 
Konflikt entgegenstürzt“. Benesch selbst gestand ein: 


„Daher beschloß ich in erster Linie die Anstrengungen zu verdoppeln, 
um unsere Armee zu einer hohen Vollkommenheit zu führen. Dieser 
Aufgabe widmete ich mich mit größerer Energie und Hingabe als irgend 
einer anderen Aufgabe vorher.... 


Ich war immer stolz darauf, daß in diesen drei Jahren (1936, 1937, 
1938) die tschechische Republik mehr in dieser Beziehung tat als irgend 
ein anderer demokratischer Staat in Europa und daß, als wir ım 
September 1938 mobilisierten, die Republik genügend für den Krieg 
vorbereitet war mit zwei Ausnahmen (zivile Luftverteidigung, unfer- 
tiger Zustand der Befestigungen an der österreichischen Grenze ...). 


Soweit es die Armee betrifft, war Frankreich besser ausgerüstet als 
Großbritannien, 1938 jedoch war es gänzlich unvorbereitet für einen 
plötzlichen Krieg, besonders einen modernen. Seine Vorbereitungen 
konnten nicht mit denen der Tschechoslowakei verglichen werden. Dies 
ist sicherlich seltsam angesichts dessen, daß Frankreich über unsere 
Tätigkeiten (arrangements) bis hinunter zum kleinsten Detail durch 
General Faucher informiert war, dem Chef der französischen Militär- 
mission in Prag, der jede Woche bei den Militärkonferenzen mit dem 
Präsidenten der Republik anwesend war, und nicht nur genau wußte, 
was wir taten, sondern auch warum wir es taten (Kursiv v. Benesch).“®2) 


In den westlichen Hauptstädten wußte man also sehr genau, daß 
die Prager Regierung vor der Münchener Konferenz gewillt war, ge- 
meinsam mit der Sowjetunion und den Westmächten Generalstabs- 
besprechungen für einen „allgemeinen“ Krieg gegen Deutschland zu 
organisieren®?) und diesen Krieg mit der Austreibung bzw. Ausmerzung 
der Sudetendeutschen einzuleiten. Auch dort machte man sich Gedanken 
darüber, warum die tschechische Regierung nach 20 Jahren „fried- 
liebender“ und „demokratischer“ Politik Vorschläge auf Gewährung 
einer Volksabstimmung im Sudetenland mit der Begründung ablehnte: 


81) Die unterstellten Behauptungen, Hitler habe Henlein zu immer neuen, unerfüll- 
baren Forderungen gegen die Prager Regierung angetrieben, werden durch keinerlei 
echte Unterlagen bestätigt. Hitler hatte Henleın bis zur Eingliederung des Sudeten- 
landes keine Befehle erteilt. — u.a. J. Colvin „Vansıttart in Office“ S. 207. 


82) E. Benesch „The Memoirs of Dr. Eduard Benes“ S. 28, 29, 27, 42. 
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„Eine Volksabstimmung würde den Zerfall des Staates und Bürgerkrieg 
bedeuten“ („wie er mehr als einmal sagte“).8°) 

Man kann keine Friedenspolitik auf die Unterdrückung gewaltsam 
annektierter Minderheiten gründen und sagen, daß bei Gewährung des 
Selbstbestimmungsrechtes für diese Minderheiten oder überhaupt bei 
Gewährung gleichberechtigter Grundlagen der gesamte Staat zersprengt 
werden würde. Es ist für die „provokatorische Haltung der Reichs- 
regierung“ bezeichnend, daß zuerst die britische Presse und anschließend 
erst zu sehr später Stunde der Führer der sudetendeutschen Partei, 
Konrad Henlein, eine Volksabstimmung im Sudetenland forderten). 
England, ebenso wie Frankreich, aber auch Herr Benesch waren sich 
über den Ausgang einer solchen Volksabstimmung im klaren®). Deshalb 
verhinderten sie diese mit der Begründung, 

„Hitler keine Waffe zur Zerstörung der mittel-osteuropäischen Staaten- 
ordnung in die Hand zu geben.“®®) 

Hitler hatte die Münchener Konferenz nicht ultimativ gefordert. Sie 
ist gleichermaßen von anderen Kräften angeregt und mit dem gemein- 
samen europäischen Interesse begründet worden. So wird die Rolle des 
US-Präsidenten F. D. Roosevelt in diesem Zusammenhang meist ver- 
kannt. Und doch war er es, der am 26. 9. 1938 Chamberlain, Daladier, 
Hitler und Benesch in entsprechenden Botschaften auf eine internationale 
Konferenz zur Sudetenfrage gedrängt hat. Da Roosevelt viele seiner 
Entscheidungen geheim und ohne Beratung mit den zuständigen 
Männern seines Kabinetts fällte®”), und da die Akten des State-Depart- 
ment zur Münchener Konferenz noch weitgehend unter Verschluß 
sind®®), können die Beweggründe Roosevelts nur vermutet werden. 

„Wir haben mittlerweile einige Hinweise, die alle ın die gleiche Richtung 
zielen, nämlich, daß Roosevelt das Münchener Übereinkommen nicht als 
eine endgültige Regelung mit Hitler ansah, sondern glaubte, daß es ın 
nicht allzu ferner Zeit zum Kriege führen könnte. Deshalb setzte er 
seine Pläne für ein groß angelegtes Bewaffnungsprogramm fort mit 
besonderem Nachdruck auf Flugzeuge, die helfen würden, England 
und Frankreich kriegsstark zu machen und die Vereinigten Staaten für 
eine etwaige Einbeziehung in den bevorstehenden Krieg vorzube- 
reiten.“ 88) 

Roosevelt wußte oder hätte wissen müssen, was auf der Münchener 
Konferenz verhandelt werden sollte. Er hatte trotz dieser Kenntnis 


83) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. II Doc. 888. 

84) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 55. 
85) ebenda S. 75 und 195. 

86) ebenda S$. 153. 

8) H.E. Barnes „Entlarvte Heuchelei“ S. 118. 

88) ebenda S. 127. 
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England und Frankreich nicht angehalten, für den Status quo in der 
Tschecho-Slowakei einzustehen. Er begünstigte den Entschluß Groß- 
britanniens und Frankreichs zur Abtretung des Sudetenlandes an das 
Deutsche Reich (Botschaften Roosevelts 26. 9.), — um kurz nach Ratif- 
zierung dieser Entscheidung (29. 9) sich in einer Weise zu verhalten, daß 
„Chamberlain allgemein der ganze Schimpf zuerkannt wurde“®®). Gleich- 
zeitig ermutigte er London, Paris, aber auch Warschau, 


„Deutschland gegenüber eine Stellung einzunehmen, die möglicherweise 
oder sogar sicherlich zum Kriege führen mußte. “8) 


Die Hintergründe für diese Haltung hat der polnische Botschafter in 
Washington, Jerzy Potocki, weitgehend richtig erkannt, wenn ihm auch 
die Fäden, die Roosevelt persönlich zur Münchener Konferenz gewoben 
hatte, verborgen geblieben waren. 


Potocki schrieb am 12. 1. 1939 an den polnischen Außenminister: 


»„... kann ich nur sagen, daß der Präsident Roosevelt als geschickter 
politischer Spieler und als Kenner der amerikanischen Psychologie die 
Aufmerksamkeit des amerikanischen Publikums sehr bald von der 
innenpolitischen Lage abgelenkt hat, um es für die Außenpolitik zu 
interessieren. Der Weg war ganz einfach. Man mußte nur von der 
einen Seite die Kriegsgefahr richtig inszenieren, die wegen des Kanzlers 
Hitler über der Welt hängt, andererseits mußte man ein Gespenst 
schaffen, das von einem Angriff der totalen (totalitären) Staaten auf 
die Vereinigten Staaten faselt. Der Münchener Pakt ist dem Präsidenten 
Roosevelt sehr gelegen gekommen. Er stellte ıhn als eine Kapitulation 
Frankreichs und Englands vor dem kampflustigen deutschen Militaris- 
mus hin. Wie man hier zu sagen pflegt, hat Hitler Chamberlain die 
Pistole auf die Brust gesetzt. Frankreich und England hatten also gar 
keine Wahl und mußten einen schändlichen Frieden schließen.“ ?®) 


Roosevelt mischte sich in diese europäischen Verhältnisse ein, nicht 


8) ebenda S. 110. 
I) Deutsches Weißbuc Nr. 3 Dok. 6 — Polnische Dokumente zur Vorgeschichte des 
rieges. 
Diese Dokumente, ebenso wie alle übrigen Dokumente der anderen deutschen 
Weißbücher zur Vorgeschichte des Krieges sind von der historischen Forschung 
niemals widerlegt worden. Diese polnischen Dokumente sind sogar von polnischen 
Diplomaten nach dem Krieg bestätigt worden. 
So hat der polnische Botschafter in Berlin, Lipski, sie bestätigt: s. H. E. Barnes 
„Entlarvte Heuchelei* S. 245 und D. Hoggan „Der erzwungene Krieg“ $S. 814. 
Der polnische Botschafter in London, Raczynski, schrieb hierzu in seinen Memoiren 
„In Allied London“ S. 51: 
„20. Juni 1940 
Die Deutschen veröffentlichten im April ein Weißbuch, das Dokumente aus den 
Archiven unseres Außenministeriums enthielt, die sich aus Berichten von Potocki 
aus Washington, Lukasiewicz aus Paris und meinen Berichten zusammensetzten. 
Ich weiß nicht, wo sie sie gefunden haben, da man uns erzählt hat, daß man 
die Archive zerstört habe. Die Dokumente sind mit Sicherheit echt (are cer- 
tainly genuine), und die Faksimiles zeigen, daß die Deutschen zum größten 
Teil Originale und nicht nur Kopien aufgefunden haben.“ 
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weil er ein besonderer Sachkenner dieser Problematik war oder weil er 
wußte, wie man diese Krisenlage am besten beseitigt, oder weil er Ent- 
spannung in Europa wollte. Er mischte sich vielmehr ein, weil er hier — 
fernab vom Weißen Haus — die Möglichkeiten und die Leute zu 
finden hoffte und fand, die ıhm dazu verhelfen konnten, in der Welt- 
politik „eine Rolle zu spielen“. Eduard Benesch, der tschechische Staats- 
präsident, traf sich als eifriger Gesinnungsfreund mit Roosevelt auf 
dieser Basıs. 


Doch Frankreich und England lehnten es ab, sich durch Benesch 
oder Roosevelt in einen Krieg ziehen zu lassen. Chamberlain, der die 
Tschecho-Slowakeı als „a far away country“ — ein weit entferntes 
Land —, die Tschechen als „Leute, von denen wır nichts wissen“, zu 
bezeichnen pflegte, 

„glaubte, daß dieses Land uns auch nicht gefolgt wäre, wenn wir ver- 
sucht hätten, es in einen Krieg zu führen, um eine Minderheit daran 
zu hindern, ihre Autonomie zu erlangen oder sıch für eine andere 
Regierung zu entscheiden.“?1) 

Die britische Regierung handelte vor der Münchener Konferenz nicht 
aus Furcht vor einem Kriege, sondern in dem „Glauben, daß Deutsch- 
land ein moralisches Recht auf das sudetendeutsche Territorium hatte“). 
Chamberlain erklärte selbst, und zwar bereits im Mai 1938, 

„daß noch nicht einmal ein siegreicher Friede ihre (tschechischen) gegen- 
wärtigen Grenzen wiederherstellen würde. “?t) 

Die Westmächte bewogen die Tschechen am 19. 9. 1938, die sudeten- 
deutschen Gebiete an Deutschland abzutreten. Hitler ıst weder zu diesem 
Plan noch zur Unterredung mit der Prager Regierung hinzugezogen 
worden. Die Tschecho-Slowakei hatte bereits auf englisch-französische 
Intervention hin 8 Tage vor dem Münchener Abkommen kapituliert 
und ist nicht, wie man es gegenwärtig darzustellen beliebt, durch „Mün- 
chen“ zerstört worden??). 

„Im geschichtlichen Zusammenhang gesehen ist ohne weiteres verständ- 
lich, daß Benesch und Hodscha für die Erhaltung der Tschecho- 
Slowakei nicht kämpfen wollten. Hodscha, der seinerzeitige großöster- 
reichische Föderalist und Mitarbeiter Franz Ferdinands, war wohl von 
der Lebensfähigkeit der Tschecho-Slowakeı nie recht überzeugt. Benesch 
wurde ein Opfer seines schlechten Gewissens. Er wußte, daß die Ge- 
biete, die auf dem Spiele standen, nicht rechtmäßig erworben waren. 
Ein Staatsmann, der einen einwandfreien Rechtsstandpunkt zu ver- 


treten hatte, hätte auch dem englisch-französischen Drängen zur Nach- 
giebigkeit — mehr war es nicht — trotzig die Stirn bieten können.“?1) 


91) K. Feiling „The Life of Neville Chamberlain“ S. 361/62 und 372 und 353. 
Mit dieser Äußerung gab auch Chamberlain Benesch’s Kriegswillen zu. 
e2) W. Jaksch „Europas Weg nach Potsdam“ S. 318/19. 
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Chamberlain und Daladier flogen also nach München mit einem kon- 
kreten Auftrag ihrer Kabinette, sogar mit einem von den Tschechen 
bereits gebilligten Abkommen. In München sind lediglich die Modali- 
täten dieses Abkommens geregelt worden. So hieß es im Münchener 
Vertrag wörtlich: 


„Deutschland, das Vereinigte Königreich von Großbritannien, Frank- 
reich und Italien sind unter Berücksichtigung des Abkommens, das hin- 
sichtlich der Abtretung des Sudetenlandes bereits grundsätzlich erzielt 
wurde, übereingekommen. .. .“92) 
Neville Chamberlain erklärte in den anschließenden, sehr ausgedehnten 

Unterhaus-Debatten Anfang Oktober 1938: 
„Wir sind nicht nach München gegangen, um zu entscheiden, ob die vor- 
wiegend deutschen Gebiete des Sudetenlandes nach Deutschland über- 
führt werden sollen. Das war bereits entschieden. “®3) 

Der konservative Abgeordnete Raikes ebendort: 


„Wir sollten nicht vergessen, daß die Tschechen die deutschen Gebiete 
noch vor dem Vertrag von Versailles annektiert haben. Einige ehren- 
werte Mitglieder dieses Hauses beklagen die kurze Frist der Übergabe. 
Ich möchte sıe daran erinnern, daß sich die Tschechen zwanzig Jahre 
Zeit gelassen haben, ehe sie den Sudetendeutschen Rechte zugestanden.“93) 


Sir H. Croft ebendort: 


„Die Labourparty und die liberale Partei waren zur Zeit der Friedens- 
beratungen leidenschaftlich gegen das ganze Flickwerk der Tschecho- 
Slowakei.“?3) 


Daß Chamberlain nach München und nicht Hitler nach London ge- 
flogen ıst, kann nicht als „Diktat“ Hitlers gewertet werden. Hatte 
Hitler berechtigte Sorge vor feindlichen Demonstrationen, die einen 
Konferenzerfolg hätten zunichte machen können, so entsprach es der 
Politik Chamberlains, nach Deutschland zu kommen, wie er es in einem 
Privatbrief vom 13. 9. 1938 schrieb: 


„Es würde mir auch nicht ganz gepaßt haben (wenn Hitler nach 
London gekommen wäre), denn es würde meinem Coup viel von seiner 
dramatischen Wirkung genommen haben.“®?®) 


Chamberlain in seiner bedeutsamen Rede in Birmingham am 17. 3. 1939: 


„Nicht eine Stimme der Kritik erhob sich, als ich zuerst bekanntgab, daß 
ich nach München gehen würde. Jedermann zollte diesem Versuch Bei- 


fall.“®5) 

Er fügte in der gleichen Rede hinzu: 
„Es (die Abtretung des Sudetenlandes an Deutschland) war etwas, was 
seit dem Versailler Vertrag immer existiert hatte, ein Problem, das schon 


9%) ebenda S. 331—333. 
9%) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. I], S. 127. 
95) ebenda Bd. II, S. 15—16. 
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längst hätte gelöst werden sollen, wenn bloß die Staatsmänner der letz- 
ten 20 Jahre eine großzügigere, umfassendere und aufgeklärtere Auf- 
fassung von ihrer Pflicht gehabt hätten. Es war wie ein lang vernach- 
lässigtes Übel geworden, und ein chirurgischer Eingriff wurde notwendig, 
um das Leben des Patienten zu retten.“®) | 

Wie urteilt ein deutscher Historiker in ruhiger Stunde nach dem 
Zweiten Weltkrieg? | 

„Wie beim voraufgegangenen Anschluß Österreichs an das Reich spielt 
hier die niemals auf vernunftgemäße Weise gelöste Frage des deutschen 
Volkstums in Ost- und Südostmitteleuropa hinein. Sıe leiht den Ge- 
schehnissen von München eine eigentümliche Doppelwertigkeit. Sie ver- 
schafft Hitler die moralisch einwandfreie Ausgangsposition. Die Sünden 
und Versäumnisse der Zwangsverträge von Versailles, Saint Germain 
und Trianon, die nach dem ersten Weltkrieg wohl das Ende der Kampf- 
handlungen besiegelten, aber keinen echten Frieden brachten, rächen 
sich Anno 1938. 

Als die habsburgische Monarchie 1918 zerfiel, da wollten die deutschen 
„Landesregierungen“ Nordböhmens und Mähren-Schlesiens sich mit der 
neuen österreichischen Republik vereinen. Und diese wiederum wünschte 
den Zusammenschluß zwischen dem Deutschen Reich und dem deutschen 
Österreich. Nichts davon geschah. Es entstand nur ein wirtschaftlich 
lebensunfähiges deutsches Rumpfösterreich, und, auf dem vielschichtigen 
Völkerboden Böhmens und Mährens, ein anspruchsvoller tschechischer 
Pseudonationalstaat. Im März 1938 rächte sich das alles an Österreich, 
im September 1938 ereilte die Sühne für alte Sünden die Tschecho- 
slowakei.“®®) 

Es ist unglaublich, wie man seit Oktober 1938 beharrlich die Mün- 
chener Konferenz als ein Musterbeispiel „zynischer Gewaltpolitik der 
Diktatoren gegenüber den friedliebenden und gerecht-handelnden De- 
mokratien“ hinzustellen pflegt. Den Tatbeständen zufolge ist es absurd 
zu behaupten, Hitler habe seine Gesprächspartner „überrumpelt“, „ge- 
demütigt“ oder sonst etwas, was die beiden westlichen Regierungschefs 
selbst nie behauptet haben. Nach Unterzeichnung des Münchener Ab- 
kommens sind die beiden westlichen Staatsmänner in Paris und London 
nicht nur von der Bevölkerung umjubelt worden (wie übrigens auch ın 
München), sondern die Parlamente dieser Länder haben mit über- 
wältigender Mehrheit diesen Vertrag gebilligt. 

Man kann anschließend nicht geltend machen, wie N. Chamberlain 
am 17. 3. 1939 in Birmingham, daß Hitler der Welt mit der Sudeten- 
frage „eine unangenehme Überraschung“ bereitet habe, die die öffent- 
liche Meinung der ganzen Welt vor den Kopf gestoßen und beleidigt 
habe’”). Die „beleidigende Überraschung“ geht ausschließlich zu Lasten 
der Versailler „Friedenspolitiker“, was Chamberlain und Daladier mit 


*) W. Görlitz „Griff ın die Geschichte* — Die Welt, Nr. 225 (27. 9.) 1958. 
7) Deutsches Weißbuch Nr. 2 Dok. 269 S. 262. 
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ihren Unterschriften in München bestätigt haben. Schließlich war das, 
was mit dem Namen „Versailles“ nach dem Ersten Weltkrieg verknüpft 
ist, weit mehr als eine „beleidigende Überraschung“! Denn ohne die 
zwanzigjährige Siegerpraxis wider Recht und Gleichberechtigung hätte 
es keine Münchener Konferenz gegeben. Zwanzig Jahre lang sind die 
„friedlichen Methoden“ der Diplomatie zur Regelung der haarsträuben- 
den Zustände in Osteuropa von den verschiedensten deutschen Politikern 
versucht und erprobt worden, — alle ohne Erfolg. Wenn nach zwanzig 
Jahren Geduld die Methoden des friedlichen Bittens und Beschwerens 
allmählich ausgewechselt werden, um diese dringlichen Anliegen zu be- 
wältigen, dann braucht sich darüber niemand zu wundern. 


Zweifellos war dieses späte Nachgeben nur unter dem Eindruck der 
Kriegsgefahr zu erlangen, die allerdings nicht nur auf die Schultern 
Hitlers zu verlagern ist, denn wer zum Kriege rief und wer diese 
Spannungen bis zur Kriegsgefahr erhöht hat, war Eduard Benesch! 
Aber auch Kreise in den „westlichen Demokratien“ sowie die sowjetische 
Führung! | 


„Dennoch verkünden England und Frankreich am nächsten Tag 
(28. 9. 1938) die Mobilmachung. Der Krieg steht unmittelbar bevor. 
In London werden Luftschutzmaßnahmen ergriffen, überall fahren 
Flakbatterien auf. Zehntausende von Kindern werden sofort aus Lon- 
don evakuiert. Krankenhäuser werden in aller Hast geräumt. 


In Paris werden Luftschutzgräben ausgehoben, Sandsäcke erscheinen 
vor den Schaufenstern der Geschäfte. Die aus der Stadt hinausfahren- 
den Eisenbahnzüge werden gestürmt und sind bald vollkommen über- 
füllt. Das Gedränge von flüchtenden Kraftwagen verstopft die Aus- 
fallstraßen. Die Menschen rechnen mit deutschen Bombenangriffen, die 
ihnen ihre Zeitungen schon jahrelang in den schlimmsten Farben aus- 
gemalt haben, schon zu einer Zeit, als es überhaupt noch kein Bomben- 
flugzeug in Deutschland gab. Panik ergreift die Menschen.“®®) 


Im übrigen ıst es müßig, in diesem Fall über Zulässigkeit oder Un- 
zulässigkeit der Mittel und Methoden zu streiten, wenn sich langjährige 
Geduld, Nachgeben und Bitten unwirksam erwiesen haben, um Lebens- 
rechte von Millionen Menschen zu sichern. 


„Hört ein gerechter Anspruch auf, gerecht zu sein, nur weil ein Mann 
sich mit seiner Entschlossenheit dahinterstell, und wenn nötig mit 
seinem Schwert? Winston Churchill ist niemals Pazifist gewesen, immer 
hat er das Schwert verehrt. Welche Philosophie hat ihn dann aber zu 
behaupten veranlaßt, Gerechtigkeit sei keine Gerechtigkeit mehr, sobald 
sie mit Waffen geschützt werde? Und wie war es mit England und dem 
Burenkrieg, an dem Churchill teilgenommen und den er so oft ge- 
priesen hat? Viele würden eher so argumentieren, daß ein gerechter An- 
spruch, den der Fordernde nicht mit aller Kraft zu vertreten bereit sei, 


%8) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 55. 
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nicht so gerecht sein könne — oder aber, daß der Fordernde vielleicht 
geradezu feige sei. 

Wenn er bereit war, Gerechtigkeit durch Gewalt zu schaffen, so war das 
eine Methode, die von der überwältigenden Mehrheit der Menschen 
aller Zeitalter nicht nur akzeptiert, sondern auch laut gepriesen worden 
ist, und von niemandem lauter als von uns Engländern. 

Doc ist in München der Frieden wirklich gefördert worden, da man 
Hitler das zugestand, was Gerechtigkeit und vor allem demokratische 
Gerechtigkeit mit vollem Recht forderte. Es war ein besonders wert- 
voller Frieden, ein Frieden, der, wenn er häufiger auf solchen Kon- 
ferenzen geschlossen würde, der Menschheit unendlichen Schmerz und 
Kummer ersparen könnte. 

Es ist in der Tat höchste Zeit, wenn nicht schon zu spät, daß Amerika 
damit aufhört, den Münchener Pakt zu verleumden, und beginnt, die 
Pakte von Jalta und Potsdam zu rügen, durch die nicht nur ganze 
Völkerstämme, sondern mindestens sieben ganze Staaten verkauft und 
die Hälften zweier Kontinente zynisch verraten worden sind.“®®) 

Das Münchener Abkommen war unter allen Regeln internationaler 
Gebräuche und Gepflogenheiten zustande gekommen. Das von F. D. 
Roosevelt und seinen bekannten Gruppen in England und Frankreich 
und ın den Vereinigten Staaten von Amerika sogleich in Szene gesetzte 
Schlagwort von der „Überrumpelung der friedlichen Demokratien“ sowie 
das bereits am 3. Oktober 1938 von Chamberlain geforderte britische 
Aufrüstungsprogramm in Verein mit einem Kurswechsel gegen Deutsch- 
land — dies waren die eigentlichen „beleidigenden Überraschungen“ 
mit jenen schwerwiegenden Folgen. Hatte nicht Chamberlain soeben 
noch Hitler schriftlich zugesichert, einander in allen wichtigen politischen 
Fragen gegenseitig zu konsultieren? 

Das Münchener Abkommen sowie die Friedens- und Freundschafts- 
erklärungen, „niemals wieder gegeneinander Krieg zu führen“, sind 
nach dem dritten Besuch N. Chamberlains in Deutschland unterzeichnet 
worden. Stellt man diesem Abkommen sowie den drei Verhandlungs- 
protokollen die Außerung Chamberlains nach dem (ersten) Besuch auf 
dem Obersalzberg gegenüber, so fällt es schwer, an die Offenheit und 
den Befriedungswillen des britischen Premiers zu glauben. Chamberlain 
erklärte nach seiner Ankunft in London am 17. 9. 1938: 

„Hitler wäre anomal, unberechenbar und von bösen Ratgebern um- 
geben. Es sei undenkbar, daß ein Mann lange in diesem Zustande der 
Hysterie verbleiben könne. Als er nach Godesberg zurückfuhr, sagte 
der britische Premier, er mache sich nun auf, um mit einem bösen Tier 
zu kämpfen.“100) 

N. Chamberlain hat seinem Biographen Keith Feiling zufolge schon 
zum Zeitpunkt des Münchener Abkommens den Krieg mit Deutschland 


») P. H. Nicoll „Englands Krieg gegen Deutschland“ S. 51, 52, 53, 56. 
100) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 143. 
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Schutzherrschaft Karls d. Gr., Böhmen-Mähren tributpflichtig. 

Ludwig dem Deutschen, König v. Bayern, gehört auch Böhmen-Mähren. 

Ludwig der Deutsche setzt in Mähren Herzog Rastislav ein, mit dem er später 
Kriege führen muß. 

Mährischer Fürst Swatopluk huldigt vor Kaiser Karl Ill. Nach seinem Tod erliegt 
das Großmährische Reich dem Ansturm der Magyaren. | 
Fürsten der böhmischen Stämme bestätigen am ostfränkischen Hof in Regensburg 
ihre neuerliche Unterstellung unter die Reichshoheit. 

König Heinrich | nötigt primyslidischen Herzog Wenzel zur Lehenshuldigung. 

König Otto |, ab 962 Kaiser, unterwirft Boleslav I, Nachfolger Wenzels. Boleslav 
anerkennt die Oberhoheit des Reiches, die seitdem mit einer kurzen Unterbrechung 
im 15./16. Jahrhundert unbestritten bleibt. 

König Heinrich Ill, ab 1046 Kaiser. 

Herzog Bietislaw I von Böhmen empfängt sein Herzogtum als deutsches Lehen. 
Nachfolgende Böhmen-Herzöge stehen treu zum Reich. 

König Ottokar II von Böhmen (1253—1278), Urenkel Friedrich Barbarossas, Anwärter 
auf den deutschen Königsthron. Ihm zu Ehren erhält Königsberg seinen Namen, da 
er zweimal als Bundesgenosse des Deutschen Ordens an Kämpfen gegen die Prussen 
teilnimmt. 

Luxemburger Könige auf dem böhmischen "Thron, beginnend mit dem Sohn des 
(deutschen) Kaisers Heinrich VIl, König Johann, Gemahl der Schwester Wenzels Ill. 
Kaiser Karl IV residiert in Prag. 

Kaiser Karl IV gründet in Prag die erste deutsche Universität. 
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Ältester Sohn Karls IV aus dem Hause Luxemburg, Wenceslaw IV von Böhmen — 
Wenzel — deutscher Kaiser. Nach seinem Tod 1419 Beginn der Hussitenkriege (1420— 
1436). Sein Erbe fiel durch Heirat an den Habsburger Albrecht Il von Österreich 
(1438—1439), der die Linie der Luxemburger Kaiser durch die Habsburger auf dem 
deutschen Thron ablöste. Nach seinem Tode gingen Ungarn und Böhmen der Habs- 
burger Hausmacht verloren und standen von 1471—1526 unter souveränen Jagellonen- 
Königen im Gegensatz zu Habsburg. 


Tod des (ungarischen) Jagellonen-Königs Ludwig Il. Seine Schwester heiratete den 
Habsburger Ferdinand | (seit 1556 auch Deutscher Kaiser) und brachte ihm die Kronen 
von Böhmen und Ungarn zu. Damit ist die Verbindung dieser beiden Reiche mit der 
Habsburger Monarchie begründet, die bis 1918 andauert. 
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1576—1611 Kaiser Rudolf Il macht Prag zur Residenz des Reiches. 


1618—1648 Dreißigjähriger Krieg. 1618 wählen die Stände Ruprecht v. d. Pfalz zum „Winterkönig". 
Fenstersturz der kaiserlichen Statthalter. e 


1620 Habsburg siegt in der Schlacht am Weißen Berge bei Prag. 


1634 EUR Wallensteins in Eger und damit erneute Durchsetzung des kaiserlichen 
illens. 


1648—1918 Widerstrebende Mitarbeit in der Habsburger Monarchie, die ihrerseits bis zum Jahre 
1806 die deutsche Kaiserkrone innehatte. 


Anmerkung für die Karte: Siedlungsraum um 1500 


OD Siedlungsüberschneidungen und vor allem die relativ zum 20. Jahrhundert äußerst 
geringe Besiedlungsdichte sowie die fehlende nationale Abgrenzung im Bewußtsein jener Bevölke- 
rungen sind bei dieser Karte zu berücksichtigen. 

Untergegangene deutsche Siedlungsgebiete in der heutigen Slowakei (Tal v. Bartfeld = Bardejov, 
Gegend von Leutschau = Levoca, Tal von Bries und Libethen östlich von Neusohl und Kremnitz 
sowie die Walddeutschen in West-Galizien (siehe Forschungen von Kurt Lück) sind auf vorliegender 
Karte nicht vermerkt. 


als „unvermeidlich“ angesehen und seine Politik auf diese Auseinander- 
setzung ausgerichtet!!), — Eine unkorrekte und den Krieg fördernde 
Haltung! Keith Feiling belegt und eine Reihe anderer historischer Zeug- 
nisse belegen gleichermaßen, daß N. Chamberlain den Vertrag von 
München sowie die Friedens- und Freundschaftserklärungen deshalb 
unterzeichnet hat, um Zeit für die eigene Rüstung zu gewinnen. Das 
Forschungsamt Görings konnte ein Ferngespräch zwischen Chamberlain 
und Daladier abhören und aufnehmen, aus dem diese gleiche Haltung 
hervorging. Demnach war Hitler hierüber zeitig informiert. Nicht be- 
kannt war ihm freilich, welche Kreise diese Einstellung schon zu dieser 
Zeit gezogen hatte. 

Georges Bonnet, der ehemalige französische Außenminister, bestätigte 
im Jahre 1961 in einem Leserbrief an die „New York Times“, daß 
England und Frankreich 1938 das Münchener Abkommen mit der 
deutschen Regierung nur abgeschlossen hätten, um für die Aufrüstung 
gegen das Reich und den Abschluß antideutscher internationaler Ver- 


träge Zeit zu gewinnen!®). Zweifellos — um Chamberlains Worte zu 
wiederholen — „eine beleidigende Überraschung“ für den Vertrags- 
partner! 


Der langjährige französische Botschafter in Berlin, Frangois-Poncet, 
erklärte dem tschechischen Gesandten in Berlin, A. Mastny, unmittelbar 
nach Unterzeichnung des Münchener Abkommens: 

„Glauben Sie mir, alles das ist nicht endgültig. Es ist nur ein Augen- 
blick in der Geschichte, die jetzt beginnt und nun bald alles in Frage 
stellen wird. “103) 

Einen Tag später der tschechische Gesandte in London: 


„Churchill rät und beschwört nach Beratung mit diesen Leuten, wenig- 
stens 48 Stunden die vitalen Befestigungen nicht aus der Hand zu 
geben. Er ist überzeugt, daß hier eine große Reaktion gegen den an uns 
verübten Verrat anhebt und wächst.“ 10%) 


Unabhängig von der Haltung dieser Diplomaten hatte die franzö- 
sische Nationalversammlung am 4. 10. 1938 das Münchener Abkommen 
mit Beifall aufgenommen und aufreizende Debatten darüber vermieden. 
In England erklärte Lord Halifax in der Oberhaus-Debatte über die 
Münchener Konferenz am 3. 10. 1938: 


„Großbritannien solle nie für einen Staat kämpfen, dessen alte Grenze 
nach siegreichem Krieg nicht wiederherstellbar seı.*105) 


101) K, Feiling „The Life of Neville Chamberlain“ S. 359. 

102) Informationen aus Politik, Wirtschaft und Kultur (PWK) Düsseldorf 8. 12. 1961. 
108) Frangois-Poncet „Als Botschafter in Berlin“ S. 339. 

104) F, Lenz „Zauber um Dr. Schacht“ S. 45. 

105) D, Hoggan „Der erzwungene Krieg“ 5. 253, 
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Winston Churchill dagegen faßte seine Stellungnahme so: 


„Man dürfe Hitler nıcht so ohne weiteres davonkommen lassen. Hitler 
habe englische Zugeständnisse mit vorgehaltener Pistole erpreßt.“106) 


Und für Winston Churchill, Lord Halifax, Duff Cooper, Vansittart, 
Eden u. a., die nunmehr die britische Außenpolitik teils auch von den 
Kulissen aus steuerten, bedeutete das Münchener Abkommen „eine 
Störung des ganzen europäischen Gleichgewichtes“!”). Diese Gleich- 
gewichtsstörung gebot die den „Gesetzen der britischen Außenpolitik“ 
entsprechenden Hebelschaltungen zur Vernichtung des „aggressivsten 
Tyrannen auf dem europäischen Festland“. Diese Hebel sind bereits vor 
der sogenannten „Kristallnacht“ am 9. 11. 1938 geschaltet worden!®)! 


Der polnische Botschafter in London, Graf Raczynski, charakterisierte 
die Politik Großbritanniens nach „München“: 
„Die Situation nach München wird hier als Situation bezeichnet, die 
weder Krieg noch Frieden ist“109) 
und sprach von der „Phraseologie, mit der die (britische) öffentliche 
Meinung regelmäßig gespeist wird“!%®), Dieses Verhalten Großbritan- 
niens war, um bei Chamberlains Worten zu bleiben, eine „beleidigende 


Überraschung“ — für Deutschland! 


Die konservative Partei Großbritanniens hat die Rechtsgültigkeit und 
Zweckmäßigkeit des Münchener Abkommens immerhin bis ın die Mitte 
des Krieges hinein verteidigt!!P). Man kann nicht eines Tages aus 
politishem Interesse historische Fakten aus der Welt zu schaffen 
versuchen. Weder das Münchener Abkommen noch die nachfolgende 
Politik Hitlers hat eine militärische Auseinandersetzung mit irgend- 
einem Nachbarn oder einer anderen europäischen Macht unvermeidlich 
gemacht! 


Adolf Hitler hat am 28. April 1939 vor dem deutschen Reichstag zu 

der alliierten Politik nach der Münchener Konferenz sachlich ausgeführt: 

„Wenn heute der Schrei in der Welt erhoben wırd: ‚Niemals wieder 

München‘, dann ıst dies die Bestätigung dafür, daß den Kriegshetzern 

eine friedliche Lösung des Problems als das Verderblichste erschien, was 
jemals geschehen konnte.“ 


Benesch bestätigte nach dem Kriege, als er nach Prag zurückkehrte 
und vom Präsidentenpalais herabschaute: 


„Ist es nicht schön? Die einzige nicht zerstörte mitteleuropäische Stadt. 
Und alles mein Werk.“111) 


106) ebenda S. 255. 

107) W,. Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch Bd. I „Der Sturm zieht auf“ S. 399. 
108) H. Dahms „Roosevelt und der Krieg“ S. 42. 

109) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 356. 

110) W, Jaksch „Europas Weg nach Potsdam“ S. 343. 

111) A. ]J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 185. 
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Prag 


Die „brutale Vergewaltigung der kleinen wehrlosen Tschecho-Slo- 
wakei“, aus der man einen Wort- und Vertrauensbruch Adolf Hitlers 
ableitete, spielte sich ebenfalls ganz anders ab, als die Meinungspresse 
ihren Völkern unentwegt einhämmerte. Die Einverleibung Böhmens und 
Mährens in das Reich hatte mit der Erfüllung territorialer Forderungen 
ebensowenig zu tun wie mit einem Angriffsplan, einer „Verschwörung 
gegen den Frieden“ oder der „Schaffung einer Plattform zur Einkreisung 
Polens und zu einem Durchstoß ans Schwarze Meer“. Diese Maßnahme 
ergab sich aus der Zwangsfolge und dem Zusammenspiel verschiedener 
historischer, ethnographischer, politischer und militärischer Komponenten. 


Der Zerfall dieses unter Mißachtung historischer und völkischer 
Grundsätze zusammengefügten Vielvölkergebildes ging ohne deutsches 
Zutun vor sich und wäre schon 1918 erfolgt, hätten nıcht Deutschland 
und Rußland machtlos am Boden gelegen. Wer weiß heute noch in der 
Welt, daß es — nur als Beispiel für die vielfältigen Spannungselemente 
dieses Staates — in der Tschecho-Slowakeı, abgesehen von den unter- 
schiedlichen Sprachen aller Minderheitengruppen, sogar zweı National- 
hymnen, eine für die Tschechen und eine andere für die Slowaken ge- 
geben hat? Polen und Ungarn machten Gebietsansprüche geltend, 
Slowaken und Karpatho-Ukrainer forderten ihre Selbständigkeit. 
Hlinkas Volkspartei hatte bereits zu Pfingsten 1938 (am 30. Mai) — 
Monate vor der neuen Sudeten-Lösung! — und zwar anläßlich der 
20-Jahresfeier des Pittsburger Vertrages die Autonomie für die Slowaken 


nachdrücklich gefordert. 


Der Pittsburger Vertrag vom 30. 5. 1918 ıst von Thomas G. Masaryk, 
dem ersten Präsidenten der tschecho-slowakischen Republik, und einigen 
slowakischen Emigranten in den USA während des Ersten Weltkrieges 
abgeschlossen worden. Die „Pittsburg Post“ teilte einst der Welt die 
Gründung dieser Tschecho-Slowakei mit. 

„Professor 'T. G. Masaryk war der einzige Repräsentant der kleinsten 
tschechischen Partei — der sogenannten Progressiven — ım Wiener 
Parlament. Er war keineswegs ermächtigt, im Namen der tschechischen 
Nation zu sprechen. Während des Krieges ist sein Verhalten sowohl im 
Ausland als auch in Böhmen scharf kritisiert worden. . 

Das tschechische Volk echote keineswegs Masaryks Schlachtruf: ‚„Zerstört 
Österreich‘!“1) 

Die Slowaken ihrerseits beriefen sich von Anfang an darauf, daß die 
„Slowakische Liga in Amerika“ nicht befugt gewesen sei, sich als 


1) F.O. Miksche „Unconditional Surrender“ S. 176. 
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Willensvollstrecker des slowakischen Volkes zu betrachten?). Immerhin 
ist — allein schon aus Rücksicht auf Woodrow Wilson, von dessen Zu- 
stimmung das ganze Projekt 1918 abhing — in dem Vertrag den Slo- 
waken eine kulturelle Sonderstellung, d. h. das Recht zugesichert worden, 
über ıhr Schicksal zu bestimmen. Außerdem wurde festgelegt, daß den 
gewählten Vertretern des slowakischen Volkes spätestens in zehn Jahren 
die Möglichkeit gegeben werden sollte, über das Schicksal der Slowakei 
selbst zu entscheiden. Der Pittsburger Vertrag verpflichtete die Regierung 
bzw. das Parlament des geplanten Staates, diesen Sachverhalt in die 
Verfassung aufzunehmen und den zu gründenden Staat föderativ zu 
organisieren. Bereits 1919 ist der Pittsburger Vertrag von den Tschechen 
gebrochen worden, als die nicht aus Wahlen hervorgegangene, sondern 
willkürlich zusammengestellte sogenannte Revolutionäre Nationalver- 
sammlung, in der sogar die Slowaken durch Tschechen vertreten wurden, 
die Verfassung der tschecho-slowakischen Republik unter Mißachtung 
wesentlicher Klauseln des Pittsburger Vertrages genehmigte. Da die 
alliierten Mächte keinen Finger für die im Pittsburger Vertrag fest- 
gelegten Rechte der Slowaken rührten, mußte sich im Laufe der Jahre 
auch auf Grund der Prager Herrschaftsführung eine ständig wachsende 
Spannung zwischen Tschechen und Slowaken aufstauen?). 


Da die auf der 20-Jahresfeier des Pittsburger Vertrages gestellten 
Forderungen verweigert wurden, verlangten am 6. Oktober 1938 alle 
slowakischen Abgeordneten des Prager Parlamentes mit Ausnahme der 
Kommunisten und Sozialdemokraten — ohne Druck oder Ermunterung 
Hitlers!’ — erneut die Autonomie. Dies geschah auch nicht in erster 
Linie in Reaktion auf die Politik des Deutschen Reiches, sondern auf 
den Pittsburger Vertrag und dessen Verletzung durch die Tschechen. 

Zwanzig Jahre lang haben die Tschechen ihre Verpflichtungen miß- 
achtet. Auf Grund des Parlamentsbeschlusses vom 6. 10. 1938 hatte Dr. 
Tiso am 7. 10. 1938 in Preßburg eine autonome slowakische Regierung 
gebildet, die das Prager Kabinett unter dem Eindruck der Münchener 
Entscheidung anerkannt hatte. Unmittelbar darauf, am 9. 10. 1938, hatte 
die Karpato-Ukraine in Uschhorod unter Brody eine ebenfalls von 
Prag anerkannte autonome Regierung gebildet. Die Ministerpräsidenten 
beider Nationalitäten wurden in Prag auf die Verfassung des nunmeh- 
rigen Föderativstaates vereidigt. Am 22.11.1938 trat ein Zusatzgesetz 
zur Prager Verfassung in Kraft — das slowakische Autonomiegesetz —, 
das zwar die Wünsche der Slowaken nicht befriedigte, aber dennoch ein 
weiterer Meilenstein auf dem Wege einer auf Selbständigkeit der Be- 


?\) ebenda S. 196. 
2) F. Durcansky „Die slowakische Frage eine internationale Frage“. 
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völkerungsgruppen hindrängenden innenpolitischen Entwicklung war. 
Dieses Autonomiegesetz sah eine slowakische Landesregierung mit Ver- 
waltungs- und Exekutivhoheit vor, d.h. einen slowakischen Diet (Par- 
lament) mit Gesetzgebungsgewalt unter Ausnahme gewisser Bereiche 
gemeinsamen Interesses, die der Zentralregierung in Prag vorbehalten 
blieben. Hitler hatte anfangs sogar den tschechischen Widerstand gegen 
die Ungeduld der Slowaken sowie gegen die ungarischen Gebiets- 
ansprüche nach der Münchener Konferenz ermutigt und z.B. die slowa- 
kischen Selbständigkeitsbestrebungen noch im Februar 1939 zu behindern 
versucht‘). (In der Slowakei lebten noch 113 000 Deutsche)?). Dennoch 
konnte Hitler die Grundsatzdifferenzen dieser beiden Völker nicht auf- 
heben. Dem slowakischen Autonomiegesetz zufolge verlangten die 
Slowaken im Frühjahr 1939 das Recht, bei der Steuerverteilung, der 
Selbstverwaltung und in der Führung der tschechisch-slowakischen Streit- 
kräfte mitentscheiden zu dürfen. Die Tschechen lehnten diese Forderun- 
gen ab, und so blieben die Slowaken weiter ein Volk zweiter Klasse 
in ihrem eigenen Staat, vermochten jedoch im Gegensatz zu früheren 
Zeiten ihren Einsatz für ihre Selbständigkeit zu verstärken. 


Kündete der britische Gesandte in Prag, Newton, bereits am 
6. März 1939 eine Krise zwischen Tschechen und Slowaken anf), so 
wies ein Memorandum des Foreign Office vom 13. 3. 1939 „über die 
Haltung der Regierung Seiner Majestät im Zusammenhang mit mög- 
lichen Entwicklungen der slowakischen Krise“ auf die überaus unbe- 
friedigende Lage in der Slowakei nach „München“ hin. Es drückte die 
Erwartung aus, daß angesichts der deutschen Pressemeldungen über 
tschechische Terrorakte Hitler wahrscheinlich nach Prag marschieren 
werde, und vermerkte wörtlich: 

„Bis ganz kürzlich gab es keine Anzeichen einer deutschen Intervention. 
Sowohl der tschechische Rundfunk als auch der tschechische Außen- 
minister Dr. Chvalkowsky beteuerten, daß es keine Anzeichen dafür ge- 
geben habe, daß die slowakische Lostrennungspropaganda vom Reich 
oder der Deutschen Minderheit in der Tschecho-Slowakei inspiriert wor- 
en sei. 

Sehr wahrscheinlich wird die Entwicklung der gegenwärtigen Situation 
darauf hinauslaufen, daß die Slowakei entweder nominell unabhängig 
wird oder durch noch losere Föderativbande als gegenwärtig an Prag 
gebunden bleibt, und daß der deutsche Einfluß in der Slowakei so oder 
so dominieren wird.“>) 

Die Prager Krise spitzte sich in einem Maße zu, daß der britische 
Botschafter in Berlin, Henderson, eigenmächtig dem tschechischen Ge- 


*) M. Beloff „The Foreign Policy of Soviet Russia 1929—1941“ Vol. II S. 214. 
5) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. IV Doc. 230. 
6) J. Colvin „Vansıttart in Office“ S. 289. 
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sandten Mastny anrıet, sein Außenminister Chvalkowski solle nach 
Berlin kommen’). 
„Hitler handelte erst, als die Ereignisse das Münchener Abkommen 
bereits zerstört hatten.“®) 

Hitler hatte nicht den Polen zugeredet, das Olsa-Gebiet mit der 
Stadt Teschen einzuverleiben, dessen Bevölkerung z. T. deutsch war. 
Er hatte keine Landtagswahlen in der Slowakei und in der Karpato- 
Ukraine befohlen und auch nicht ıhr Ergebnis festgesetzt. Die dortige 
Bevölkerung sprach sich mit 98 %/o bzw. 92,4 /o für eine autonome 
Regierung und gegen den Prager Zentralismus aus. Es war auch nicht 
Hitlers Verschulden, daß die Tschechei nach dem Anschluß Österreichs 
und dem Abfall der Slowakei, zu der Außenwelt, und zwar zu dem 
keineswegs freundlich gesonnenen Polen, nur noch eine 50 km lange 
Grenze behielt. Hitler hatte nicht den Slowakenführer Prof. Dr. Tuka 
nach Berlin bestellt, sondern dieser kam aus eigenem Entschluß am 
12. Februar 1939, da nach seiner Auffassung „ein weiteres Zusammen- 
leben zwischen Tschechen und Slowaken unmöglich sei“. Er legte das 
Schicksal seines Volkes, „das seine volle Befreiung von Ihnen, mein 
Führer (er redete Hitler mit „mein Führer“ an) erwartet, ın Ihre 
Hände“). Trotz dieses Drängens um deutschen Schutz hatte Hitler 
ın diesem Monat vor der Krise noch abgelehnt, einen unabhängigen 
slowakischen Staat zu befürworten. 

„Hitler antwortet ausweichend. Er will sich keinesfalls festlegen und 

befürchtet, daß ein offizielles deutsches Einschreiten zugunsten der Slo- 

waken dem eben abgeschlossenen deutsch-französischen Vertrag schaden 
onne.... 

Hitler... versichert lediglich, daß er, wenn die Slowakeı selbständig 

sein sollte, dann diese vom Volk gewünschte Selbständigkeit garantieren 

wolle.“10) 

Die unkorrekte Auflösung der ruthenischen Regierung am 6. März 
und die gleichermaßen verfassungswidrige Amtsenthebung des slowa- 
kischen Ministerpräsidenten Dr. Tiso und zweier seiner Mitarbeiter 
sowie die Verhaftung mehrerer slowakischer Politiker und die Ein- 
setzung der Regierung Sıdor durch die Prager Machthaber am 9. und 
13. März 1939 vollzogen sich ohne Hitlers Zutun. 

„In Deutschland ist man durch das tschechische Vorgehen völlig über- 


rascht. Hitler weilt gerade zur Jahresfeier des österreichischen An- 
schlusses in Wien, Göring macht Urlaub ın San Remo. ... 


”) N. Henderson „Failure of a Mission“ S. 202. 

8) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 203. 

®?) ADAP IV Dok. 168. 

10) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 60. 
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Hitlers Zorn über die abermalige Provokation, als die er die tschechische 
Handlungsweise empfindet, kennt keine Grenzen mehr. Er befiehlt so- 
fort, alles für einen militärischen Einmarsch in die Tschechoslowakei 
vorzubereiten.“10) 

Wenn Dr. Tiso nach diesen Vorgängen in der Slowakei um eine Rück- 
sprache mit Hitler nachsucht und sich anschließend vom slowakischen 
Landtag einstimmig die staatsrechtliche Selbständigkeit erklären läßt!?), 
so trıfft den Reichskanzler für diese Entwicklung kein Verschulden. 
Ebensowenig hatte Hitler die Selbständigkeitserklärung der karpato- 
ukrainischen Regierung vom 14. 3. 1939 oder deren Bitte um den 
Schutz des Dritten Reiches veranlaßt oder verlangt”). 


Auch hatte Hitler den Ungarn nicht zugeraten, geschweige denn be- 
fohlen, noch vor der deutschen Besetzung, sozusagen als Auslösung für 
weitere Umwälzungen im dortigen Raum (Polen reflektierte z.B. auf 
Mährisch-Ostrau und hatte schon zeitig militärische Verstärkungen vor 
der Grenze konzentriert!?), in die Karpato-Ukraine einzumarschieren 
— am 14. 3. 1939"). Winston Churchill gestand ein, daß die ın die 
östliche Provinz der Tschecho-Slowakei (Karpatorußland) vordringen- 
den ungarischen Truppen von Polen — nicht von Deutschland! — heim- 
lich unterstützt worden sind, und daß der polnische Außenminister am 
14. 3. 1939 ın Warschau öffentlich erklärt hat, 

„daß seine Regierung mit den Bestrebungen der Slowaken sympathı- 
siere.“15) 

Die polnische Regierung war die erste, die unverhüllt aussprach, daß 
die völlige Auflösung der Tschecho-Slowakei unvermeidlich sei!®%). Im 
krassen Gegensatz zu Hitler arbeitete Oberst Beck, der die Tschecho- 
Slowakeı ohnehin als Provisorium und Karikatur zu bezeichnen be- 
liebte, nach der Münchener Konferenz auf den weiteren Zerfall dieses 
Staates, eine gemeinsame polnisch-ungarische Grenze und den Erwerb 
von slowakischen Gebietsteilen und tschechischen Industrierevieren mit 
„außergewöhnlich starkem Druck“, „notfalls auch unter Anwendung 
von Gewalt“ hin!?) + 18). 

„Mehr noch, Polen war der Auffassung, die Tschechoslowakei müsse 


in naher Zukunft verschwinden, und es bereitete sich selbst darauf vor, 
einen Teıl des Erbes an sıch zu nehmen. Ich unterhielt mich meinerseits 


11) Monatshefte für auswärtige Politik 1939/VI S. 355 f. 

12) ADAP IV Dok. 210. 

13) ADAP IV Dok. 189, 190, 211. 

14) ADAP IV Dok. 215, 217. 

15) W, Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch, Bd. I „Der Sturm zieht auf“ S. 393. 

16) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 285. 

17) Doc. on German Foreign Policy 1918—1945 Vol. V, Doc. 71, 74, 79, 87, 94. 

18) Gegenteilige Aussagen, die sich auf die ADAP stützen, sind als Nachkriegsfäl- 
schungen enttarnt worden. S. NATION EUROPA 5/1963 „Glatte Fälschungen“. 
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am 25. Mai (1938) über dasselbe Thema mit dem Pariser polnischen 
Botschafter Lukasiewicz und ersuchte ıhn, bei seiner Regierung darauf 
zu drängen, daß Polen sich gutwillig an die Seite der großen, die 
Tschechoslowakei unterstützenden Mächte stellen solle. Lukasiewicz ant- 
wortete mir, daß die Tschechoslowakei, ein willkürliches Kompositum 
zahlreicher einander äußerst feindlicher Minderheiten, ein zum Tode 
verurteiltes Land sei. Sie trotz allem verteidigen zu wollen, sei ein 
schwerer Irrtum Frankreichs und Großbritanniens.“1?) 


Der tschechische Staatspräsident Eduard Benesch hatte bereits am 
21. 9. 1938 in seiner Antwort auf den englisch-französischen Plan — 
ohne Kenntnis von den erst später nachfolgenden Verfassungsänderun- 
gen zur Föderativordnung der Tschecho-Slowakei — festgestellt: 


„Nach Meinung der Regierung würde die Annahme eines Vorschlages 
dieser Art gleichbedeutend sein mit einer Einwilligung in die völlige 
Verstümmelung des Staates ın jeder Hinsicht, — vom wirtschaftlichen 
und Verkehrs-Gesichtspunkt würde die Tschecho-Slowakei völlig para- 
lysiert, und vom strategischen Gesichtspunkt würde sie sich in einer 
äußerst schwierigen Situation befinden. Und besonders würde sie früher 
oder später unter den absoluten Einfluß von Deutschland fallen.“20) 


Niemand kann ernsthaft behaupten, alle kleinen Staaten Europas — 
hier Ungarn und Polen — seien „Vasallen Hitlers“ gewesen. Auch 
W. Churchill war über das nicht in sein Konzept passende Verhalten 
Polens erstaunt: 


„Wir erlebten es, wie die Polen nicht schnell genug, während die Deut- 
schen schon gierige Blicke auf ihr Land richteten, ihre Beute bei der 
Ausplünderung und Zerstörung der Tschecho-Slowakei an sich reißen 
konnten. Während der Krise war den britischen und französischen Bot- 
schaftern die Türe verschlossen, und es wurde ihnen sogar der Zurritt 
zum Außenminister des polnischen Staates verweigert. Es bleibt eine 
geheimnisvolle Tragödie in der europäischen Geschichte, daß Polen 
wiederholt und hartnäckig Fehler in fast jedem Teil seines Staats- 
lebens beging. ... 

Auch die Ungarn hatten versucht, sich in die Münchener Unterhand- 
lungen einzuschalten. Ende August 1938 war Horthy nach Deutschland 
gefahren, aber Hitler hatte sich sehr zurückhaltend gezeigt.“ ?1) 


Die tschechische Mobilmachung vom 23. 9. 1938 und die für Deutsch- 
land lebensgefährliche Stützpunktplanung auf dem Boden des „Flug- 
zeugmutterschiffes“ seitens der Sowjetunion oder Frankreichs sind 
nach der Münchener Konferenz im wesentlichen nicht hinfällig gemacht 
worden??). 


19) G. Bonnet „Vor der Katastrophe“ S. 41. 

20) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939 Vol. II Doc. 986. 

*1) W Churchill „Der Zweite Weltkrieg“ 1. Buch Bd. I „Der Sturm zieht auf“ S. 393 
und 334, 

22) H.E. Barnes „Entlarvte Heuchelei“ S. 125. 
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„Zweifellos ist die Tschecho-Slowakeı nur ein kleiner demokratischer 
Staat, zweifellos besitzt sie nur eine doppelt oder dreimal so große 
Armee wie die unsrige, zweifellos ist ihre Rüstungsproduktion nur 
dreimal so groß wie diejenige Italiens, aber... .“21) 

Für Winston Churchill alles harmlose Zahlenspiele. Für Deutschland 
aber bittere Realität. Dies um so mehr, als in jeder sich abzeichnenden 
Krisenlage die Tschecho-Slowakei und die militärisch ihr verbundene 
Sowjetunion plus Frankreich ihre Frontstellung gegen Deutschland voll- 
zogen hätten. Der sowjetisch-tschechische Beistandspakt vom 16. 5. 1935 
war weiterhin in Kraft. Der tschechische Generalstab arbeitete weiter- 
hin mit der Roten Armee zusammen. Die Skoda-Werke lieferten weiter- 
hin ihr Rüstungsgut hauptsächlich in die Sowjetunion, die ihrerseits be- 
kanntlich auf einen Krisenherd in Europa hinarbeitete, um daraus 
Früchte für ihre Expansion bis hin zur Weltrevolution zu ernten. 
Während die UdSSR bereits in der Lage war, mit Hilfe der tschechischen 
Luftbasen kurzfristig ein beachtliches Truppenpotential in die deutschen 
Flanken zu verlagern, hatte sich Prag seit 1919 nie als Vorposten Euro- 
pas gegen Asien, sondern stets umgekehrt als Vorposten Asiens gegen 
Europa gefühlt??). Jene Macht, die während der Vorkriegsjahre bereit 
war, bewaffnete Gewalt gegen Deutschland anzuwenden — die Sowjet- 
union?®) —, hatte die strategische Position des tschechischen Raumes 
für Deutschland klar erkannt und in ihre Strategie eingebaut: 

„Solange die Tschecho-Slowakei existierte, waren die Hände des 
faschistischen Deutschland gebunden. Deutschland konnte nichts gegen 
Polen, nichts gegen Frankreich unternehmen, da die gut organisierte und 
bewaffnete tschechoslowakische Armee für Deutschland ein sehr ernster 
Gegner war.“25) 

Alle die hier genannten Komponenten dienen dazu, die Entscheidung 
Hitlers vom 14. bzw. 15. März 1939, Böhmen und Mähren militärisch 
zu besetzen und in ein deutsches Protektorat umzuwandeln, zu erklären, 
nicht zu „richten“. Jeder Staat stützt sich auf seine eigene Bewertung 
und handelt entsprechend den Notwendigkeiten seiner Existenzsicherung; 
die britische, französische, sowjetische Regierung ebenso wie die deutsche. 
Der Reichsregierung das Recht auf eigene Bewertung, die sich von 
ihrem Lebensrecht und den Sicherheitsforderungen ihres Volkes herleitet, 
grundsätzlich absprechen, hieße die von den nationalen Interessen der 
anderen Staaten diktierte Bewertung zur Maxime erheben. Damit aber 
wäre jedem Vorwurf gegen die deutsche Regierung — einseitige Be- 


23) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 426. 

24) Platanowa, Pawlenko, Parotkina „Der Zweite Weltkrieg“ russ. S. 17. 

25) Worobiew und Krawzow „Der Große Vaterländische Krieg der Sowjetunion 1941 
bis 1945“ russ. S. 24. 
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wertung — der Boden entzogen und eine übernationale, objektive Be- 
wertung und somit Rechtsprechung unmöglich gemacht. Der Historiker 
ist jedoch zu dieser übergeordneten Bewertung verpflichtet. Nur so 
können Erkenntnisse aus der Geschichte für die Zukunft der Völker 
gewonnen und internationales Recht verbindlich gesetzt werden. 


Die tschechische Offentlichkeit hat ıhre Einstellung und Kampf- 
methoden gegenüber den deutschen Volksgruppen in Böhmen und 
Mähren, aber auch gegenüber den Slowaken und Karpato-Ukrainern 
nach der Münchener Konferenz nicht überzeugend geändert. Reichs- 
außenminister von Ribbentrop erklärte am 21. 1. 1939 dem tschechischen 
Außenminister Chvalkowsky in Berlin, 


„daß die jüngsten Tendenzen der Tschecho-Slowakei, sollten sie fort- 
bestehen, eines Tages zu katastrophalen Auswirkungen führen würden. 
Chvalkowsky erwiderte, daß die Bemerkungen des Reichsaußenministers 
voll und ganz das bestätigen, was er immer wieder dem tschechischen 
Ministerrat vortrage.“?®) 


Hinzu kommen die Auswirkungen der geographischen Lage. Selbst 
tschechische Politiker gestanden ein, daß die Tschecho-Slowakei ohne 
die „natürlichen Grenzen“ nicht überleben könnte?”). 


„Hitlers Weisungen an die Wehrmacht vom 21. 10. 1938 und 17. 12. 1938, 
die Möglichkeit zur Zerschlagung der Rest-Ischechei im Auge zu be- 
halten, ‚sollte sie die antı-deutsche Politik fortsetzen‘, waren Vorsichts- 
maßnahmen, keine Aggressionspläne. 


Diese Weisungen sind oft zitiert worden als Beweis dafür, daß Hitler 
in der Annahme der Münchener Regelung niemals aufrichtig war. 
Wahrheit ist eher, daß Hitler daran zweifelte, daß diese Regelung 
dauerhaft sein könnte. Obgleich er oft als politisch unwissend be- 
zeichnet wurde, verstand er mehr als andere europäische Staatsmänner 
von dem Problem Böhmen und glaubte, ohne ernste Absicht, daß eine 
unabhängige Tschechoslowakei nicht überleben könne, wenn sie ihrer 
natürlichen Fronten beraubt und ın ihrem Prestige gebrochen ist. Dies 
war kein Wunsch zur Zerstörung der Tschechoslowakei. Es war ein 
Glaube, wie er auch von Masaryk und Benesch gehegt wurde, als sie 
die Tschechoslowakei 1918 geschaffen hatten. Es war das Prinzip, auf 
dem die tschechische Unabhängigkeit vom ersten bis zum letzten Tage 
geruht hatte.“ 28) 


Die unbegründete Schwenkung Englands in das Kielwasser des US- 
Präsidenten Roosevelt seit den Wintermonaten 1938/1939 bis hin zu den 
Bemühungen Londons spätestens ab Anfang März 1939, die Sowyjet- 
union in die Einkreisungsfront gegen Deutschland einzugliedern, wirkte 


26) JMT XXXIS. 129 2795—PS. 

27) F. O. Miksche „Donauföderation“ Salzburg 1953 S. 29 und 34 zitiert bei: E. ]. 
Reichenberger „Wider Willkür und Machtrausch“ S. 20. 
vgl. auch: F. O. Miksche „Unconditional Surrender“ S. 203. 

28) A. J. P. Taylor „The Origins of the Second World War“ S. 193. 
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sich ebenfalls auf den tschechischen Raum aus. Erst als Hitler von den 
Ergebnissen des Rom-Besuches von Chamberlain und Halifax im 
Januar 1939 erfuhr, somit vom diplomatischen Vorgehen Englands 
gegen Deutschland in breiter Front, von der aufputschenden Gerüchte- 
politik, der britischen Aufrüstung, der Prophezeiung deutsch-polnischer 
Zerwürfnisse, der Einschüchterung Italiens, der Mißachtung deutscher 
Friedensfühler und Ablehnung neuer Abrüstungsvorschläge — erst dann 
entschloß er sich, die Slowaken statt der Tschechen zu unterstützen. 
„In großer Aufmachung brachte die britische Presse die Behauptung, 
Hitler habe sein im Berliner Sportpalast abgegebenes Versprechen vom 
26. September 1938, keine weiteren Gebietsforderungen in Europa zu 
haben, gebrochen. Man behauptete, er habe sein gegebenes Wort nicht 
gehalten und man könne ıhm demzufolge nicht mehr länger trauen. 
Mit keinem Wort wurde dagegen erwähnt, daß Chamberlain sein Hitler 
am 30. September 1938 gegebenes Wort hinsichtlich der englisch-deut- 
schen Freundschaft gebrochen hatte, als er Mussolini in den Tagen vom 
11. und 14. Januar 1939 mitteilte, er ziehe eine militärische Aktion 
gegen Hitler in Betracht, Wochen bevor Hitler einen Schritt gegenüber 
der Tschecho-Slowakei unternahm.“2®) 

Trotz dieser britischen Aktivität unmittelbar nach „München“ wäre 
die Entwicklung dennoch anders verlaufen, hätten die Tschechen ihre 
Minderheiten nicht in der seit 1919 gewohnten Weise weiter unterdrückt, 
und hätten die Polen nicht durch wiederholte Ultimaten an Prag eine 
Änderung der Verhältnisse heraufbeschworen. Den Slowaken wurde nicht 
der Schutz der deutschen Truppen aufgedrängt und damit ihre Unab- 
hängigkeit erzwungen, sondern Tiso, der Premierminister der autonomen 
slowakischen Regierung, sah die slowakische Unabhängigkeit erst und 
nur dann gewährleistet, wenn den unberechtigten territorialen und poli- 
tischen Forderungen der Polen, Ungarn und Tschechen wirksam be- 
gegnet werden konnte. 


Das „Nein“ der polnischen Regierung zu den deutschen Verhand- 
lungsvorschlägen bezüglich Danzig und der Durchgangsstraße durch 
Westpreußen hat ebenfalls die Entwicklung der tschechischen Dinge 
beschleunigt, wenn nicht ausgelöst?®). Das polnische „Nein“ wurde ab 
Januar, Februar, März 1939 immer bestimmter und von Mobilisierungs- 
und Unterdrückungsmaßnahmen gegen die Volksdeutschen — im Olsa- 
Gebiet schon ab Oktober 1938 — sowie einer immer zügelloser werden- 
den Publizistik begleitet. 


Der britische Premierminister N. Chamberlain erklärte am Morgen 
des 16. März 1939 im Unterhaus: 


2», P. H. Nicoll „Englands Krieg gegen Deutschland“ S. 66. 
30%) M. Freund „Weltgeschichte der Gegenwart in Dokumenten“ Bd. IS. 413. 
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„Damit (mit dem Zerbrechen der Tschecho-Slowakeı von innen heraus) 
habe eine Sachlage zu bestehen aufgehört, die von der Regierung Seiner 
Majestät immer als vorübergehend angesehen worden seı.“2!) 

Damit hatte Chamberlain bestätigt, daß auch die britische Führung 
der Rest-Ischechei seit der Münchener Konferenz kein langes Leben in 
Aussicht gestellt hatte. Es gibt keine Beweise dafür, daß Hitler diesen 
Marsch nach Prag langfristig oder planmäßig vorbereitet hat, was ge- 
gebenenfalls die britischen Schritte seit Oktober 1938 hätte rechtfertigen 
können. Der tschechische Außenminister Chvalkowsky erklärte in einem 
vom Interalliierten Militärtribunal Nürnberg 1945/1946 anerkannten 
Dokument vom 21.1. 1939, 

„daß Hitler das, was er am 14. Oktober 1938 versprochen habe, nach 
bestem Wissen und Gewissen gehalten habe, wenn auch unter schwierigen 
Verhältnissen.“ 32) 

Immerhin muß man auch zugestehen, daß sich der Krisenherd 
Tschecho-Slowakeı im Jahre 1939 — ohne Hitlers Zutun — leicht zu 
einem Krieg hätte entzünden können, und durch die Art der Neu- 
regelung jedenfalls Blutvergießen im Herzen Europas, das möglicher- 
weise nicht zu lokalisieren gewesen wäre, verhindert worden ist. 


Beweise dafür, daß der tschecho-slowakische Staat, namentlich dann, 
wenn er seine bisherige Politik weiterbetrieb, nach Abtrennung des 
Sudetenlandes auf die Dauer nicht mehr existenzfähig war, liegen in 
Hülle und Fülle vor. Staatspräsident Benesch am 19. 9. 1938 gegenüber 
dem britischen und französischen Botschafter: 

„Der anglo-französische Plan vom 19.9.1938 (Abtretung des mit mehr 
als 50 0/u Deutschen bewohnten Gebietes) bedeutet die Verkrüppelung 
des Staates, dessen wirtschaftliche Lähmung, strategisch die Auslieferung 
an Deutschland und in naher Zukunft dessen völlige Unterwerfung 
unter Deutschland. “®®) 

Britische und französische Dokumente, die vom IMT anerkannt wor- 
den sind, sprechen nicht minder deutlich: 


„In der Slowakei trat die lang erwartete Krise am 10. 3. 1939 ein.“) 


Erst für die Zeit nach der Entlassung der slowakischen Minister, also 
nach der durch Prag ausgelösten Krise, wird in diesen Dokumenten von 
einer deutschen Aktion — besser demnach Reaktion — gesprochen, nicht 
vorher. Und dies trotz der Tatsache, daß der slowakische Freiheits- 
kämpfer Prof. Tuka im Februar 1939 bereits an Hitler die Bitte um 
Befreiung seines Volkes von der tschechischen Herrschaft gerichtet hatte. 


31) ebenda Bd. IIS. 8. 

322) IMT VII S. 237 Dok. USSR — 266. 

33) Frankfurter Allgemeine 11. 3. 1959 S. 11. 
34) IMT III S. 176, Mr. Aldermann. 
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Winston Churchill nach Rückgliederung des Sudetenlandes an Deutsch- 
land: 


„Ich wage die Voraussage, daß sich der tschecho-slowakische Staat nicht 
mehr als unabhängiges Gemeinwesen wird erhalten können.... 

Vielleicht wird sie (die Tschecho-Slowakei) aus Verzweiflung oder aus 
Ressentiment sıch ihm (dem „Nazi-Regime“) anschließen. “35) 


Die Gebietsforderungen Polens und Ungarns sowie die Selbständig- 
keitsbestrebungen der Slowakei und der Karpato-Ukraine leiteten die 
Erfüllung der Churchill’schen Voraussage ein. Die Selbstauflösung voll- 
zog sich in einer Weise, daß N. Chamberlain am 14. März 1939, also 
einen Tag vor dem deutschen Einmarsch in Prag, ım Unterhaus er- 
klären konnte, daß keine unprovozierten Angriffe Deutschlands auf die 
Tschecho-Slowakei erfolgt seien?®). 


„Chamberlain wie auch Sir John Simon erklärten, die slowakische und 
die ruthenische Unabhängigkeitsbewegung, die sie weder zu schwächen 
noch zu unterdrücken beabsichtigten, habe dem tschechischen Staat ein 
Ende gemacht. Infolgedessen erübrigte sich ein Schutz der tschechischen 
Grenzen.”?7) 


Der britische Botschafter ın Berlin, Nevile Henderson, der als 
Appeasement-Anhänger nach Kriegsbeginn in England erheblichem 
Druck ausgesetzt war, schrieb hierzu in seinen 1941 in London heraus- 
gegebenen Memoiren: 


„Unglücklicherweise waren die Tschechen unglaublich kurzsichtig und 
despotisch in ihrer Behandlung der Slowaken, und die Separatisten unter 
den letzteren nicht weniger blind unloyal in ihrer Haltung gegenüber 
den Tschechen. Es war augenscheinlich, daß der Streit, der zwischen ihnen 
entstanden war, sie beide gleichermaßen einer deutschen Einmischung 
aussetzte. Und während der Woche, die der Besetzung von Prag vor- 
ausging, tat ich mein Äußerstes, um den tschechischen Minister in Berlin 
zu überreden, seinen ganzen Einfluß bei seiner Regierung auszuüben, sie 
zu bewegen, keine Zeit zu verlieren, um den Disput mit den Slowaken 
zu bereinigen und die Truppen von Bratislava zurückzuziehen, bevor 
es zu spät ist.... 


Meine Warnungen gegenüber M. Mastny, daß seine Regierung das Spiel 

für Hitler spiele und daß ihre Torheit in der Katastrophe enden werde, 

fiel entweder auf taube Ohren oder er selbst vermochte Prag nicht zu 

dran. Die tschechische Regierung verharrte in ihrer Halsstarrig- 
eit....“ 


Der tschechische Staatspräsident Dr. Hacha ist am 14. 3. 1939 frei- 
willig, aus eigenem Wunsch nach Berlin gefahren. 


35) W,.Churchill „Ins Gefecht“ Reden 1938—1940 S. 78. Rede vor dem Unterhaus am 
5. 10. 1938. 

36) Deutsches Weißbuch Nr. 2 S. 249 Dok. 257. 

7) P.H. Nicoll „Englands Krieg gegen Deutschland“ S. 65. 

3) N. Henderson „Failure of a Mission“ S. 202. 
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„Die Loslösung der Slowakei und Rutheniens führte zu einer ernsten 
Krise ın Prag, und Sir Basıl Newton, der britische Gesandte in der 
Tschechoslowakei, rıet Präsident Hacha, es seı am besten, nach Berlin zu 
reisen und die Lage mit Hitler zu erörtern.“®®) 

Hitler jedenfalls war es nicht, der „die Dinge vorantrieb“*). Dr. 
Hacha hatte die Reise nach Berlin mit vorheriger Billigung durch sein 
Kabinett angetreten, um ein Chaos in Böhmen und Mähren nach der 
Unabhängigkeitserklärung des slowakischen Landtages vom 14. 3. 1939 
zu verhindern, das ohne Manipulationen der Reichsregierung drohte. 
Dr. Hacha, der wegen einer Herzerkrankung kein Flugzeug benutzen 
durfte und Prag mit einem Sonderzug verließ*), 

„wird mit allen Ehren, die einem Staatsoberhaupt zustehen, empfangen. 
Die Ehrenkompanie auf dem Anhalter Bahnhof präsentiert das Ge- 
wehr, die tschechische Hymne und das Deutschlandlied erklingen. In der 
Reichskanzlei steht die ‚Leibstandarte Adolf Hitler‘ Spalier, der Musik- 
zug der Leibstandarte spielt den Präsentiermarsch, während Dr. Hacha 
die Front abschreitet.“2) 

Bereits auf dem Wege vom Bahnhof in sein Quartier im Hotel Adlon 
berichtete Dr. Hacha dem Staatssekretär Meißner „in aufgeregter Ge- 
sprächigkeit“, 

„daß er angesichts der unhaltbar gewordenen Situation ın seiner Heimat 
zu dem Entschluß gekommen seı, den Führer und Reichskanzler um 
Hilfe und Schutz anzugehen, und daß er hoffe, bei ihm Bereitwilligkeit 
zu einer gemeinsamen politischen Arbeit zu finden.“#3) 

Es gibt keinen völkerrechtlichen Grundsatz, der andere Regierungen 
berechtigt, zetermordio zu schreien, wenn ein frei gewählter und 
bestätigter, von seinem Vorgänger Eduard Benesch beglückwünschter 
Staatspräsident) auf Grund einer verfahrenen Lage Hoheitsrechte 
seines Staates an eine größere Ordnungsmacht freiwillig überträgt. Wenn 
auch in einem solchen Akt Dr. Hachas viel Tragik und Zündstofl ent- 
halten sein mochte, so sind es meist vielfältige, nicht auf den „bös- 
artigen“ Willen eines einzigen Mannes zurückzuführende Faktoren, die 
zuweilen Entscheidungen dieser Größenordnung notwendig machen. Von 
den Minderheiten (ohne Sudetendeutsche immer noch 3,5 Millionen 
Menschen bei einem Staatsvolk von 7 Millionen Tschechen), auch den 
großen Freunden England und Frankreich und der UdSSR verlassen, 


3) P. H. Nicoll „Englands Krieg gegen Deutschland“ S. 63. 

40) „Es lag uns daran, die Dinge voranzutreiben“ — N. Chamberlain in einem Privat- 
brief an seine Schwestern am 10. 9. 1939 zitiert bei: K. Feiling „The Life of 
Neville Chamberlain“ S. 416. 

41) ADAP IV Dok. 223. 

#2) K. Zentner „Illustrierte Geschichte des Zweiten Weltkrieges“ S. 61. 

43) O. Meißner „Staatssekretär unter Ebert, Hindenburg, Hitler“ S. 476. 

44) E. Benesch „Memoirs of Dr. Eduard Benes“ S. 53 und 96/97. 
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von Ungarn und Polen bedroht, wirtschaftlich ohne Sicherung, miıli- 
tärisch hilflos, war Prag nicht mehr Herr der Situation. 


Dr. Hacha, bislang Präsident des Obersten Gerichtshofes der CSR, 
war nicht von Hitler oder seinen „Handlangern“, sondern von tschechi- 
schen Volksvertretern auf seinen Posten als Staatspräsident gewählt 
worden. Dessen sollte man sich bewußt sein, wenn man das vom IMT 
als echt anerkannte Protokoll über die Unterredung zwischen Hitler 
und Dr. Hacha am 14. 3. 1939 in Berlin zur Kenntnis nımmt. Bezeich- 
nend für die historische Auswertung dieses Dokumentes ist, daß von 
Dr. Hachas Einleitungsmonolog, den er ohne Druck, ohne Uhnterbre- 
chung, ohne Kenntnis von Hitlers Plänen zu Beginn der Unterredung 
mit Hitler gehalten hat, meist nur Auszüge veröffentlicht werden. Die 
britischen „Documents on International Affairs“ belegen: 


„Hacha ist bei der Annahme des Staatspräsidentenpostens die schwerste 
Aufgabe seines Lebens zugefallen, und daher hat er es gewagt, den 
Führer zu bitten, ihn zu empfangen. Er war überzeugt, daß das Schick- 
sal der Tschechei in den Händen des Führers liege, und er glaube, daß 
es dort in sicheren Händen liege. Er hat keine Beschwerdegründe für das, 
was ın der Slowakei passierte. Er ıst schon lange davon überzeugt, daß 
es für die vielen Völkerschaften, in dieser einen politischen Einheit 
zusammenzuleben, unmöglich ist. Obgleich sich ihre Sprachen zu einem 
beträchtlichen Ausmaß ähneln, haben sie sich in sehr verschiedenen Rich- 
tungen entwickelt. Die Tschechei hatte mehr Bezugspunkte zu Deutsch- 
land als zur Slowakei, welche eine stärkere Neigung zu den Magyaren 
hat. Die Tschechen haben Beziehungen nur zu den protestantischen 
Slowaken gepflegt, während die katholischen Slowaken die Tschechen 
zurückgestoßen haben.... 

Er stehe mit diesen Gesichtspunkten nicht allein da, sondern ist sicher, 
daß 80 0/o der Bevölkerung so denken.“*5) 


Die Herausgeber der „Documents on International Affairs“ „ver- 
gaßen“ folgenden Passus dieser Rede abzudrucken: 


„Er habe seit langem den Wunsch gehabt, den Mann kennenzulernen, 
dessen wunderbare Ideen er oft gelesen und verfolgt habe. 

Im übrigen seı ıhm das ganze (Masaryk-Benesch) System fremd gewesen, 
so fremd, daß er sich gleich nach dem Umschwung (Oktober 1938) 
die Frage gestellt habe, ob es überhaupt für die Tschecho-Slowakei ein 
Glück sei, ein selbständiger Staat zu sein.... 

Das seien die Gründe, daß man nie zu einem guten Einverständnis hätte 
kommen können, und er sei froh, daß die Entwicklung diesen Weg ge- 
nommen habe. . 

Er glaube, daß der Führer mit den Slowaken keine allzu guten Er- 
fahrungen machen werde. . 

Im übrigen weine er der Slowakei keine Träne nach.“ 6) 


35) Documents on International Affairs 1939—1946 Vol. V S. 50/51. 
#6) IMT XXI S. 140 Dok. 2797 — PS. 
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Daß Dr. Hacha mit seinen Ansichten tatsächlich nicht alleine stand, 
wird bewiesen durch 
a) seine Wahl; denn diese seine Ansicht hatte er sich nicht erst ın 

Berlin „unter Einwirkung von Drogen“ gebildet. Es ist bemerkens- 
wert, daß der ebenfalls in der Präsidentenwahl kandidierende Krulis 
Randa genau den gleichen Standpunkt vertreten hatte wıe Dr. 
Hacha””); 

b) sein Ersuchen um die Unterredung in Berlin mit einem vorgefaßten 
Ziel, durch seine Rundfunkrede am Vortag (14. März), in der er 
weitere innenpolitische Veränderungen ankündigte und seinen beab- 
sichtigten Schritt erläuterte, und durch die ungehinderte Abfahrt aus 
Prag mit seinem Außenminister; 

c) die telephonische Unterredung mit den Prager Kabinettsmitgliedern 
unmittelbar vor der Unterzeichnung des Abkommens mit Hitler und 
die übermittelte Zustimmung aus Prag; 

d) das gänzliche Fehlen eines tschechischen Widerstandes beim Ein- 
marsch deutscher Truppen trotz des mobilisierten Heeres und er- 
staunlich großer Waffenvorräte. 

Nicht ohne Bedeutung für den Entschluß Dr. Hachas, der Umwand- 
lung seines Staates in ein deutsches Protektorat zuzustimmen, war 
— abgesehen von der rein innenpolitischen Konfliktsituation — das 
Vordringen der Ungarn am Abend des 14. März, um einen geforderten 
Grenzstreifen eigenmächtig zu besetzen, aber auch die Erwartung einer 
blitzartigen Aggression Polens. 

Diese innen- und außenpolitischen Zusammenhänge, die schon zur 
Zeit der Münchener Konferenz offensichtlich werden ließen, daß — und 
welche — Veränderungen sich für die nächsten Monate oder Jahre ab- 
zeichneten, waren der Grund dafür, weshalb in München keine Garantie 
für die Erhaltung der Rest-Tschechei ausgesprochen wurde, obwohl diese 
ursprünglich vorgesehen war. Diese internationale Garantie war von 
der Fähigkeit der tschechischen Regierung abhängig gemacht worden, 
die Ansprüche ihrer übrigen Minderheiten zu befriedigen. 

„Wir hatten der Tschechoslowakei gegenüber keine vertraglichen Ver- 
pflichtungen. Niemals hatten wir uns für ihre Sicherheit verbürgt.“8) 


Daß sich nach der Münchener Konferenz die ungarische Regierung 


47) Deutsches Weißbuch Nr. 3 — Polnische Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges 
Dok. 3 Schreiben des Wojewoden Dr. Grazynski an den polnischen Außenmini- 
ster vom 2. 11. 1938 über eine Unterredung mit Krulis Randa, einem der „hervor- 
ragendsten tschechischen Industriellen“. 

#8) W. Churchill „Ins Gefecht“ Reden 1938—1940 S. 177. 

Rede am 28. 6. 1939 ım City Carlton Club, London. 


128 


..... 
... 
DO 


* .* ut er 
ee Ta a ch 


». 

en) Da Sr 0 DEREN —  /) SEC: 
Bat ST re TEE 5) Tot: 
en? GM a ST a 3 Tu | Ba 
te 


“... 
et! 


.. 
* 

.* 2. 

ci ee ee rn, 

BEN, 3 Ku en Ro HT 

Bette EM 1 ee >=. 
“ m Pa] ”..’. 
LT GE ler}? 

5 ” 
ET" 3 ee 22:2 
“ont 
unrr., 

#4,%,, 0 

WE 00. 20 ee 

’ ” = . 


» 
tr“ E 
ee ....e 
ee “tet, . et, 
BT erh VA el 
. “ . 


et 
” 
on 5 r. urtır 
tan tu nee Se SER cn er er ee ne 
ger br_vr eo [en 
“x 
tt are 
a———ri—ihss rl ar JE: 
DO ee. tr ee" 
“en. 
ur re. 


er ren 
[ernten 
ernennt 
. 
.* -. 
.* 
“” en 


ee de Ku MO 
ne. 224,4, 7,00 020000. 
Eee 
ll WW rbb T_m N Een un 
Er Xen, 
nr mmxxsx——nrF v v7vx cu —mıs 2 Ze 


Pk u 
” W 
“nn... nn. P DE - 
on nn nee ® N 5 


“er... 
“or... 
“een. 
“ren 
“re 
DB 
We 
N 
Te 
® 


tt et 
* . « 
« .® 


”. 
vn. 
tt 





00Sı WN x, 
SIHIIFYHINNN 


a H16L NI3ZNIW9 ---- 


00sı mn 
WNVMSONNIAAIS MIHISLNIA 


WNVSSONNIA3IS NMaMISINIOA 


























PROVINZEN DER KRONE 
Marienburg 
Pomerellen 

Posen 

Gnesen 
Inowroclaw 

Kulm 

Brzesc - Kujawien 
Plozk 

. Masowien 

» Podlachien 

. Kalisch 

. Sieradz 

„ Leczyca 


- - 210 ve -» WW N 
mie Bm Tim 2 <A 


Pr 
m © 


u 
>» ww 


. Rawa 

- Krakau 

Sandomir 

+. Lublin 

. Rotreussen -Cholmer Land 
. Belz 

« Wolhynien 

. Kiew 

Podolien 

. Braclaw 


y% 
y\ 


n 
_ 


t 
re 


ÖSTERREICH ,‚ 
, 


n 0 
w“ mw 
- 






ut 
f UNGARN 
> \ ve.) 
y2 er trtrrtrr 5 WR a 5 
2 0 200 z00xMm 0 BAUT CHES = fREICH 
Js Grenze Polens 1771 an 


Grenze zwischen Grossfuer stentum Litauen 
„ef und Poln,. Krone 


Die drei Teilungen Polens: 1772, 1793, 1795 


Preußen erhielt 1772 = Ermland und Westpreußen zurück 
1793 = das Gebiet (grau) südlich davon 
1795 


„Neuostpreußen“ 


Österreich erhielt 1772 = (West-) Galizien 
1795 = das Gebiet (grau) nördlich davon 


Rußland erhielt die farblich dargestellten Gebiete. 


Den Beschlüssen des „Stummen Reichstages“ von 1717 zufolge hat sich die Führung Polens bereit- 
erklärt, eine ständige russische Militärbesetzung, die zeitweise auf 200000 Bewaffnete gesteigert 
wurde, bei gleichzeitiger Verringerung der polnischen Streitkräfte auf weniger als ein Zehntel 
dieser Zahl, ins Land aufzunehmen. 


„Die Frage war nicht, ob Polen noch zu retten war, sondern ob Rußland die Beute allein gewinnen 
oder etwas davon abgeben werde.*) 


Auf der Karte rechts oben ist das polnische Siedlungsgebiet in den polnischen Grenzen von 
1772 vermerkt. Schon damals war polnischer Staat nicht mit polnischem Volkstumsgebiet identisch, 
ein zumindest für die erste polnische Teilung wesentlich mitbestimmender Faktor. 





*) K. Rabl „Das Selbstbestimmungsrecht der Völker“, S. 53. 
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Trotz Preußens Niederlage und militärischer Besetzung durch französische Truppen hatte Napoleon | 
die Preußen in der ersten polnischen Teilung zugefallenen Gebiete (Ermland und Westpreußen) als 
preußisch bzw. deutsch anerkannt. 
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NÄN REPUBLIK KRAKAU 
ab 1846 Österreich 


KÖNIGREICH - POLEN 1815 
KONGRESS - POLEN’ 


Von dem 1772 Polen gehörenden Territorium behielt nach dem Wiener Kongreß 1815 Preußen = 
80%/, Österreich = 10%, Rußland hingegen die übrigen 82 /e. 


wie auch Dr. Tiso für die Slowaken und Dr. Hacha für die Tschechen 
an Hitler und Mussolini und nicht an die vier Großmächte von Mün- 
chen gewandt haben, um die ungarischen Gebietsforderungen einer 
Lösung durch einen unparteiischen Vermittler zuzuführen, ist nicht Hit- 
ler zur Last zu legen. In den Verhandlungen, die zum „Wiener Schieds- 
spruch“ vom 2. 11. 1938 führten, setzte sich Deutschland entscheidend 
für die Tschechen ein, was um so beachtlicher ist, als die Tschechen zwei 
Jahrzehnte hindurch — und zwar bis zum Zeitpunkt der neuerlichen 
Absprache — mit dem Reich in unverhüllter Feindschaft gelebt hatten, 
das Reich mit Ungarn hingegen in Freundschaft verbunden war. Auch 
dieser Wiener Schiedsspruch ist ein Beweis dafür, daß Hitler nicht lang- 
fristig geplant oder überhaupt „gewollt“ hatte, die Tschecho-Slowakei 
zu zerschlagen oder zu beseitigen. Keine Gelegenheit wäre für dieses 
Ziel geeigneter gewesen als der an ihn herangetragene Konferenzwunsch 
in Wien. 

Daß Hitler angesichts des freiwilligen Berlin-Besuches Dr. Hachas ın 
diese Veränderungen im tschechischen Raum aktiv eingriff, mag man 
bedauern. Hierüber zu richten im Namen der Humanität, des Friedens, 
einer allgemein-verbindlichen Wertordnung abendländischer Ethik dürfte 
äußerst schwierig sein. Jene Mächte jedoch, die es für angebracht hielten, 
3,5 Millionen Deutsche gegen ihren Willen zum staatlichen Zusammen- 
leben mit 7 Millionen Tschechen zu zwingen und sich selber in allen 
Teilen der Welt mehr oder weniger gewaltsam Protektorats- und 
Kolonialgebiete mit dem Willen angeeignet hatten, diese für immer zu 
behalten, haben allerdings kein Recht, dagegen zu protestieren, als sich 
späterhin die tschechische Regierung veranlaßt sah zuzustimmen, 7 Mil- 
lionen Tschechen bei Wahrung ihrer Autonomie in einen Staatsverband 
mit 75 Millionen Deutschen einzugliedern. Hätte Hitler nicht gehandelt, 
so hätte seine Passivität wohl einen friedfertigen Anstrich erhalten, 
die Folgen aber wären wahrscheinlich für den Frieden in diesem Raum 
und für die Sicherheit des Reiches verhängnisvoll geworden, weil sich 
andere Mächte diese Veränderungen nutzbar gemacht und ohne Frage 
die Kriegsstimmung in Europa verstärkt hätten — und zwar gegen 
den Willen der tschechischen Regierung. 


Das tschechische Volkstum wurde vom Deutschen Reich nicht ange- 
tastet, kulturelle Autonomie und wirtschaftliches Gedeihen den ganzen 
Krieg über gesichert, kein Tscheche zum Militärdienst verpflichtet, Ein- 
reise und Niederlassung in Böhmen von besonderer Erlaubnis abhängig 
gemacht. So hat Hitler ein Land „vergewaltigt“, das mehr als 
1 000 Jahre zum Reich gehörte, in dessen Mitte sich die älteste und eine 
der bedeutendsten deutschen Universitäten befand, ja, dessen Haupt- 


9 Walendy, Wahrheit 129 


stadt Prag ım Mittelalter über 50 Jahre Hauptstadt des Reiches ge- 
wesen ist. Was die Tschechen den Sudetendeutschen nie gewährt hatten, 
 — Eigenstaatlichkeit, Recht auf Selbstgestaltung ihres völkischen, 
kulturellen und wirtschaftlichen Lebens, Befreiung vom Wehrdienst —, 
hat Hitler dem Protektorat geboten. 


Wer im Falle der Tschecho-Slowakei nicht im europäischen Rahmen 
zu denken vermag, wer glaubt, hierbei alle historischen Zusammenhänge 
und Entwicklungen mißachten zu können, wer alles und jedes nur mit 
brutaler imperialistischer Machtpolitik des Deutschen Reiches oder des 
deutschen Menschen zu motivieren sucht und befangen bleibt von einer 
kurzsichtigen Versailler Dogmatik (vorher hat es bekanntlich keine 
Tschecho-Slowakei gegeben!), der möge nur einmal einen Vergleich mit 
den Ereignissen in Ungarn im Oktober/November 1956 ziehen. Viel- 
leicht wird er dann nachträglich würdigen, was es heißt, eine von an- 
deren verfahrene Situation ohne Blutvergießen zu meistern. 


„Es dürfte aufschlußreich sein, Hitlers großzügige Politik von 1939 mit 
der Art zu vergleichen, wie die Tschechen handelten, als sie ihr Land 
nach der Niederlage Hitlers wieder selbst in die Hand bekamen. Ihr 
barbarisches Vorgehen gegen die Deutschen war schlimmer als das der 
russischen Eroberer. Als sie die Deutschen aus dem Lande trieben, ließen 
sie die Tragödie von Lidice sich hundertfach wiederholen. In vielen Fäl- 
len unterwarfen sich die entsetzten Deutschen der Gnade der Russen, 
um sich vor dem mörderischen tschechischen Mob zu schützen. Die 
Tschechen ermordeten sogar ihre eigenen Staatsmänner von 1939, die 
ihr Bestes getan hatten, um ihrem Land mutig und loyal zu dienen. 
Chvalkowsky wurde ohne viel Federlesen erschossen, und Hacha starb 
nach gräßlichen Folterungen und anderen Mißhandlungen im Gefängnis.“ 


„Es muß hervorgehoben werden, daß Hitler Böhmen und Mähren nicht 
annektierte. Er schuf lediglich ein Protektorat, das den dort lebenden 
Völkern eine weitgehende Autonomie beließ, besonders in allen internen 
Angelegenheiten. Niemand, der die geschichtliche Wahrheit zu schätzen 
weiß, wird behaupten dürfen, daß Hitler willkürlich und mit brutaler 
Gewalt Besitz von der tschechischen Republik ergriffen habe. Beide Par- 
teien des zerrütteten und von Feindschaft gespaltenen Staates gingen 
Hitler um Schutz an, jede gegen die andere. Ohne Beschützer gibt es 
keinen Schutz.“ 

„Vielleicht waren die Tschechen nicht so erpicht auf Hitlers Schutz wie 
die selbstbewußten Slowaken, aber die Entscheidung ihres Präsidenten 
war endgültig, selbst wenn sie möglicherweise widerwillig gefällt wurde 
und durch Zwang und Ereignisse notwendig geworden war. Nicht eine 
tschechische Hand erhob sich und nicht ein Schuß erfolgte gegen den so- 
genannten Aggressor und Eindringling. Ist es nicht seltsam, daß aus 
einem mannhaften Volk, das angeblich ‚angegriffen und unterworfen‘ 
wurde, kein einziger Hilferuf an eine andere Macht gegen den deut- 
schen Feind erging? Deutet das auf einen Feind ?“4#) 


#) P. H. Nicoll „Englands Krieg gegen Deutschland“ S. 65, 66, 67. 
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Nie hat England den Versuch gewagt, unter Berufung auf das Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker, Danzig und Prag in einen gleichwertigen 
Zusammenhang zu stellen, d. h. Hitler vorzuschlagen, er erhalte Danzig, 
weil es deutsch ist, und müsse dafür Böhmen und Mähren herausgeben, 
weil es tschechisch ist. Eine solche Koppelung hätte zweifellos bedeutet, 
daß Großbritannien für die Tschechen eine neue Regierung hätte er- 
zwingen müssen, da die vormalige legitime tschechische Regierung in die 
Neuregelung vom 15. März 1939 eingewilligt hatte. Doch wenn wir 
von diesem notwendigen äußeren Eingriff in das tschechische Selbstbe- 
stimmungsrecht absehen, hätte ein solcher Versuch die moralische Stel- 
lung Großbritanniens ungemein gestärkt. London hätte bewiesen, daß 
es Grundsatztreue mit konstruktiv friedfertiger Außenpolitik verbindet. 


Im April 1939 deutete der rumänische Außenminister Gafencu, der 
von Berlin nach London weitergereist war, Lord Halifax gegenüber an, 
daß ein solcher Vorschlag Englands in Berlin nicht unbedingt auf Wider- 
stand stoßen müßte. Doch Halifax ging nicht darauf ein°®). Offenbar 
war England an der tschechischen Frage weiterhin ebenso desinteressiert 
wie nach der Münchener Konferenz ab Oktober 1938, oder aber ın- 
sofern daran interessiert, den Marsch Hitlers nach Prag für die Kriegs- 
propaganda auszuwerten. Da Großbritannien sich in seiner Propaganda, 
dem späteren Kriegsentschluß und der Kriegsausweitung immer wieder 
auf diesen Fall „Prag“ nachdrücklich berufen hatte, dürfte die zweite 
Alternative für die britische Haltung zutreffen. Die britische Regierung 
benutzte lieber das Schlagwort von den vergewaltigten Tschechen zum ver- 
stärkten Koalitionsaufgebot gegen Hitler, als daß sie sich konstruktiv um 
die Wiederherstellung der tschechischen Unabhängigkeit bemüht hätte. 


Der britische Botschafter ın Berlin, Henderson, hatte sich am 16. Au- 
gust 1939 in einem Brief an Mister Strang, den Leiter der Zentral- 
abteilung des Foreign Office, noch einmal für eine Regung in dieser 
Frage eingesetzt: 

„Hitlers Hinweis, daß das Protektorat für den Augenblick 
(gesperrt von Henderson) eine Notwendigkeit ist, ist einer Erinnerung 
wert. Ich habe einigen Grund zu glauben, daß er mit der Lösung vom 
15. März nicht zufrieden ist und erkennt, daß er einen Fehler gemacht 
hat. Böhmen mag letzten Endes eine Frage der Formulierung sein, wie 
der Stabschef der SA mir sagte. Es kann sein, was es wolle, solange es 
nicht in eine Bastion gegen Deutschland und einen Brückenkopf für 
einen Angriff auf Deutschland ausgebaut wird.“51) 


Doch die britische Regierung reagierte nicht. 


50) Doc. on British Foreign Policy 1919—1939, Vol. V. Doc. 278, 279, 285. 
51) ebenda Vol. VII Doc. 37. 
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Kriegswille in Polen 
Deutsches Land in polnischer Hand 


„Selbstbestimmungsrecht der Völker“ sollte nach dem Ersten Welt- 
krieg als neuer völkerrechtlicher Grundsatz eine Ära des Friedens ein- 
leiten. Demgemäß versuchte der us-amerikanische Präsident W. Wilson, 
die Grenzen in Osteuropa entsprechend den völkischen Siedlungs- 
gebieten nach dem Mehrheitsprinzip zu ziehen. Er wollte zwar Polen 
einen Zugang zur Ostsee sichern, verstand aber darunter eine Inter- 
nationalisierung der Weichsel und einen Freihafen in Danzig!). Polen 
jedoch wartete nicht erst das Ergebnis der sich monatelang hinziehenden 
Versailler Friedenskonferenz ab, sondern nutzte den Waffenstillstand 
Deutschlands aus, um Posen und Westpreußen militärisch zu besetzen. 


Wilson, der nachweislich kein Verständnis für die politischen und 
historischen Verhältnisse in Osteuropa hatte?), wurde schließlich von 
den drei maßgebenden polnischen Agitatoren Sosnowski, Dmowski und 
Paderewski, aber auch von den Franzosen, mit gefälschten Landkarten 
und gefälschten Zahlen sowie mit Hinweisen auf die polnischen Wahl- 
stimmen in den USA übertölpelt?). Die Versailler Friedenskonferenz 
anerkannte den von Polen vollzogenen Tatbestand, koppelte jedoch 
diese Gebietsübertragung mit einer polnischen Verpflichtung, den deut- 
schen und jüdischen Minderheiten weitgehende Unabhängigkeit und Er- 
haltung ihrer völkischen Lebensart zu gewährleisten. Ungeachtet der 
Versailler Grenzregelung besetzten die Polen noch das östliche Ufer der 
Weichsel einschließlich einiger zusätzlicher westpreußischer Gemarkungen 
und verhinderten damit jeden deutschen Zugang zu diesem Strom. 


Frankreich, das in der europäischen Politik nach dem Ersten Welt- 
krieg eine dominierende Stellung einnahm und einen östlichen Prellbock 
gegen Deutschland aus „Sicherheitsgründen“ begünstigte®), unterstützte 
ebenso wie Italien die Polen in ihrem Terror gegen die ostoberschlesische 


1) W. Recke „Die polnische Frage als Problem der europäischen Politik“ S. 286, 314, 
315. 

®) H. G. Dahms „Der Zweite Weltkrieg“ S. 19. und W. Recke „Die polnische Frage 
als Problem der europäischen Politik“ S. 286. 

8) W. Recke ebenda S. 291—354. 

*) S. Horak „Poland and her National Minorities 1919—1939* S. 36. 
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Bevölkerung und ın den Wahlkreismanipulationen und schoben dieses 
bedeutende Industrierevier trotz des dennoch erreichten deutschen Ab- 
stimmungssieges 1921 Polen zu. Auf diese Weise erwarb Polen zu 
Unrecht ein deutsches und mehrheitlich deutsch besiedeltes Gebiet von 
46150 qkm. Der Versailler „Friedensvertrag“, der „eine andere Art 
der Fortsetzung des Krieges“’), „eine potentielle Kriegserklärung“ 
war®) und der „zu einem noch größeren Unheil für die Welt werden 
kann, als der Krieg es war“®), gab Polen mehr, als es verdiente und 
hätte fordern dürfen. Nicht erst ausländische Historiker, sondern Staats- 
männer der damaligen Zeit, ja sogar polnische Politiker wurden nicht 
müde, auf das hier geschaffene Unrecht, auf den hier gelegten Keim 
eines neuen Krieges hinzuweisen. 


Marschall Pilsudskis berühmter Ausspruch: 
„Also Euch gelüstet nach Oberschlesien, aber Oberschlesien ist doch eine 
uralte preußische Kolonie!“”?) 

Doch es gelüstete sie in der Tat nach Oberschlesien. Jahrelange 
Vorarbeit hatten polnische Agitatoren in England und den USA, hier 
mit größerem Erfolg, geleistet. So hatte Sosnowski in einem Brief an 
Präsident Wilson vom 7. 4. 1917 Oberschlesien mit der Begründung ge- 
fordert, daß gerade die dort vorhandene Kohle- und Koksindustrie mit 
ihrer Nebenproduktenerzeugung die Machtbasis des preußischen Mili- 
tarısmus geschaffen hätte und daß diese Gefahr beseitigt werden müsse®). 
Daß in jenem Programm zusätzlich die Zerschlagung Preußens und 
Zerstückelung Deutschlands und die „Rückgabe der an der Meeresküste 
gelegenen und Polen geraubten Gebiete“ (sprich Ostpreußen) gefordert 
wurde, sei nebenbei erwähnt®). Dmowski’s Agitation ging davon aus, 
daß „nur eine völlige Umgestaltung des staatlichen Aufbaues von Europa 
das vom Expansionswillen Deutschlands zerstörte Gleichgewicht wieder 
herstellen könne“ und Polen Mittelpunkt des nicht-deutschen Mittel- 
europa werden müsse. Als Voraussetzung hierfür müsse es wirtschaftlich 
und politisch stark sein, und dafür seı der Besitz u. a. von Oberschlesien 
notwendig®). Jene „Politiker“, die die Aufteilung ihres Staates (zum 
weitaus größten Teil zugunsten Rußlands) als eines der größten Ver- 


5) F. Nitti „Die Tragödie Europas — und Amerika?“ S. 16. Aussage vom französi- 
schen Ministerpräsidenten und Präsidenten der Versailler Friedenskonferenz Geor- 
ges Clemenceau. 

6) H. Lutz „Verbrechervolk im Herzen Europas?“ S. 94 und S. 53 Aussage von 
General Smuts, dem Ministerpräsidenten der Südafrikanischen Union. 

7), F. Heiß „Deutschland und der Korridor“ S. 122. 

8) W. Recke „Die polnische Frage als Problem der europäischen Politik“ S. 291/292. 

®) ebenda S. 299 u. B. de Colonna „Poland from the Inside“ S. 156. Die britische 
Labour-Party hat aus diesem Grunde wiederholt vor der polnischen Botschaft in 
London demonstriert. 
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brechen der Weltgeschichte bezeichnet hatten und eine solche Aufteilung 
und Vernichtung ihres benachbarten Staates (Deutschlands) zu einem 
der wichtigsten Grundsätze ihres Systems erhoben, waren die neuen 
Herren Polens. Auch sie wußten selbstverständlich, ebenso wie Pıilsudski, 
der es am 5. 2. 1919 offen aussprach, daß „die Westgrenzen Polens 
ein Geschenk der Koalition sind“!®), doch sollte sich diese Erkenntnis 
nicht in ihrer Politik widerspiegeln. 

Lloyd George, der britische Premierminister, während der Versailler 
Verhandlungen: 


„Ich wiederhole Ihnen, daß wir niemals daran gedacht haben, Polen eine 
Provinz zu geben, die seit 900 Jahren nicht mehr polnisch gewesen ist... . 
Der Vorschlag der Kommission, daß wir 2,1 Millionen Deutsche der 
Autorität eines Volkes mit einer anderen Religion unterstellen sollen, 
eines Volkes, das ım Laufe der Geschichte noch niemals gezeigt hat, daß 
es sich zu regieren versteht, dieser Vorschlag würde früher oder später 
zu einem neuen Krieg im Osten Europas führen.“!t) 

„Frankreich komme es nicht so sehr auf die polnischen Belange an, 
sondern die französische Haltung bestimmte einzig und allein das Ziel 
der Schwächung Deutschlands.“12) 

„Deutschland mit kleinen Staaten zu umgeben, von denen viele von 
Völkern gebildet werden, die sich nie selbst regiert haben und die große 
Mengen von Deutschen enthielten, die ihre Heimkehr zum Mutterland 
verlangten, solche Pläne würden, wie mir scheint, den schlimmsten 
Kriegsgrund für die Zukunft in sich tragen.“ 13) 

„Ich habe mich mit gleicher Aufrichtigkeit für die Unabhängigkeit 
Polens eingesetzt wie auch die Mitglieder der Kommission, aber ich war 
der Überzeugung, daß es eine Ursache dauernder Schwäche und eine 
ständige Gefahrenquelle für Polen darstellen, also keinesfalls eine 
Stärkung des wiedererrichteten Staates bedeuten würde, wenn man ihm 
Bevölkerungsgruppen hinzufügen würde, die innerhalb seiner Grenzen 
ein fremdes und feindliches Element bilden würden. Ich sah voraus, 
daß die Zeit kommen werde, in der Deutschland dem Aufschrei der 
dann ım Ausland lebenden Deutschen entsprechen und sie mit Waften- 
gewalt in das Vaterland zurückführen würde. 

Aus diesem Grunde drang ich auf der Konferenz erneut mit Nachdruck 
darauf, jene Vorschläge abzulehnen, nach denen Städte und Gebiete in 
Polen eingegliedert werden sollten, die nach Sprache, Volkstum oder in 
ihrer Einstellung mit überwältigender Mehrheit deutsch waren... .“!*) 


Auch Woodrow Wilsons Worte vom 7. 4. 1919 verhallten: 


„Das einzig wahre Interesse Frankreichs an Polen besteht in der Schwä- 


10) FH. Roos „Polen und Europa“ $. 4 zitiert: L. Wasilewski „Joseph Pilsudski — wie 
ich ihn kannte“ Warschau 1935 S. 171/172. 
Äußerung zu seinem damaligen Berater in Ostfragen Leon Wasilewski. 

11) Seraphim, Maurach, Wolfrum „Ostwärts von Oder und Neiße“ S. 39. 

12) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934* 

. 10. 
13) F, Grimm „Frankreich und der Korridor“ S. 34. 
14) L.L. Gerson „Woodrow Wilson und die Wiedergeburt Polens“ S. 209. 
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chung Deutschlands, indem Polen Gebiete zugesprochen werden, auf die 
es kein Anrecht besitzt.“15) 


US-Staatssekretär Lansing am 8. 5. 1919: 


„Prüft den Vertrag und Ihr werdet finden, daß Völker gegen ihren 
Willen in die Macht jener gegeben sind, die sie hassen, während ihre 
wirtschaftlichen Quellen ihnen entrissen und anderen übergeben sind. 
Haß und Erbitterung, wenn nicht Verzweiflung, müssen die Folgen 
derartiger Bestimmungen sein. Es mag Jahre dauern, bis diese unter- 
drückten Völker imstande sind, ihr Joch abzuschütteln, aber so gewiß 
wie die Nacht auf den Tag folgt, wird die Zeit kommen, da sie den 
Versuch wagen.“ 

„Wir haben einen Friedensvertrag, aber er wird keinen dauernden 
Frieden bringen, weil er auf dem Treibsand des Eigennutzes gegründet 
1st.“16) 

Der ehemalige britische Botschafter in Berlin, D’Abernon, am 23. 1. 1926: 
„Der polnische Korridor bleibt das Pulverfaß Europas.“1$) 


Auch die sowjetische Presse unterstützte in jener Zeit die deutschen 
Revisionsforderungen'®). 
Der französische Professor für Slawistik, Rene Martel, im Jahre 1929: 


„Unter den verwickelten Nachkriegsfragen gibt es kaum eine einzige, 
die so mißlich und so furchtbar ıst wie die der östlichen Grenzen 
Deutschlands. Es gibt niemanden mehr, der diese Wahrheit heute nicht 
wüßte.“17) 


Kein einziges der vielen Weimarer Kabinette, kein einziger deutscher 
Politiker, gleich welcher Partei, hatte diese Grenzregelung anerkannt. 
Im Gegenteil, alle Parteien und Regierungen der Weimarer Republik 
forderten die Revision der deutschen Ostgrenzen und lehnten einmütig 
ein „OÖstlocarno“ ab. 

Reichsaußenminister Stresemann mag hier für sie alle sprechen: 


„Eine meiner wesentlichsten Aufgaben ist die Korrektur der Ostgrenzen: 
Die Wiedergewinnung Danzigs, des polnischen Korridors und eine Kor- 
rektur der Grenze in Oberschlesien.“ 18) 


„Daß wir die Grenze im Osten nicht anerkennen, habe ich zum Leid- 
wesen der polnischen Regierung einst in einer öffentlichen Rede im Aus- 
wärtigen Ausschuß zum Ausdruck gebracht, als ich erklärte, daß keine 


15) F. Grimm „Frankreich und der Korridor*“ S. 37 und W. Recke „Die polnische Fra- 
ge als Problem der europäischen Politik“ S. 344 und B. de Colonna „Poland from 
che Inside“ S. 90 und R. $. Baker „Woodrow Wilson and World-Settlement“ Bd. II 

. 60. 

16) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934* 
S. 162, 164, 161. 

IT) R. Martel „Deutschlands blutende Grenzen“ S. 9. 

18) H. Bernhard „Gustav Stresemann, Vermächtnis - Nachlaß“ Bd. II S. 546/547. Strese- 
mann in einem Brief an den deutschen Kronprinzen vom 7. 9. 1925. 
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deutsche Regierung von den Deutschnationalen bis zu den Kommunisten 
jemals diese Grenze des Versailler Vertrages anerkennen würde.“1P) 


In einer Denkschrift vom Jahre 1925: 


„Die Schaffung eines Staates, dessen politische Grenze alle deutschen 
Volksteile umfaßt, die innerhalb des geschlossenen deutschen Siedlungs- 
gebietes ın Mitteleuropa leben und den Anschluß an das Reich wünschen, 
ist das ferne Ziel deutschen Hoffens, die schrittweise Revision der poli- 
tisch und wirtschaftlich unhaltbaren Grenzbestimmungen der Friedens- 
diktate (polnischer Korridor, Ost-Oberschlesien) das nächstliegende Ziel 
der deutschen Außenpolitik.“2°) 


Aus der deutschen Antwortnote auf den französischen Vorschlag zur 
Schaffung einer europäischen Bundes- und Sicherheitsordnung vom 
11. Juli 1930: 


„Kein Land kann die Mängel der Struktur Europas stärker empfinden 
als Deutschland, das, in der Mitte des Kontinents gelegen, von diesen 
Mängeln und Auswirkungen in besonders hohem Maße berührt wird. 
Deshalb sei die deutsche Regierung bereit, im Völkerbund an der Be- 
seitigung dieser Mängel mitzuarbeiten. Das Endziel dieser Bemühungen 
aber müsse sein, im Geiste der Verständigung eine mutige Reform der 
einmal als unhaltbar erkannten Verhältnisse ins Auge zu fassen und so 
eine wirkliche Befriedung Europas herbeizuführen, die nur auf den 
Grundsätzen der Gerechtigkeit und Gleichheit beruhen kann.“ ?1) 


Ministerpräsident Otto Braun (SPD) in Königsberg, November 1930: 


„Ich bestreite nicht das Interesse Polens an einem Ausgang zum Meer, 
aber wie er dem neuen tschechischen Staat durch Elbe und Hamburg 
gesichert wurde, konnte er Polen auch durch Weichsel und Danzig er- 
öffnet werden, ohne daß Ostpreußen vom Mutterland losgerissen und 
Hunderttausende deutscher Volksgenossen ohne Befragung unter fremde 
Staatshoheit gepreßt, wo sie jetzt schlimmstem Terror ausgesetzt sind, 
oder gar aus ihrer Heimat verdrängt wurden. Dieses Unrecht könne und 
werde Deutschland niemals als berechtigt anerkennen.“ 21) 


„Labours Speakers’? Handbook“ (1922/1923), vermerkt unter der 
Überschrift ‘Polen’: 


„Fast ganz Westpreußen ist an Polen angegliedert worden, obwohl zwei 
Drittel der Bevölkerung Deutsche sind und die gesamte Zivilisation des 
Landes Deutschland zu danken ıst. Eine Volksabstimmung wurde nicht 
erlaubt; wäre sie erlaubt worden, so würde sie überwältigend zugunsten 
Deutschlands ausgegangen sein... Das Ganze der Provinz Posen ist von 
Polen annektiert worden, obwohl ın derem westlichen Teil eine deutsche 
Mehrheit lebt... Die Politik der Labour (Party) ıst darauf gerichtet, 
diese ungerechten territorialen Arrangements zu berichtigen.“ 22) 


19) ebenda S. 233—236, 248. 

20) Chr. Höltje „Die Weimarer Republik und das Ostlocarno-Problem 1919—1934“ 
S. 103. 

21) ebenda S. 209 und 193. 

22) B. de Colonna „Poland from the Inside“ S. 92. 
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